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Zusammenfassende Bewertun g des vorlie genden Berichts  
 

Der nachstehend wiedergegebene vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement 
(EJPD) am 15. Mai 2009 vorgelegte Bericht mit dem T itel „Organisierte Suizidhilfe: Ver-
tiefte Abklärungen zu Handlungsoptionen und –bedarf  des Bundesgesetzgebers“ stellt 
sich aus der Sicht und Erfahrung von D IGNITAS als ein eigenartiges Konglomerat aus 
Halbwissen, bewusstem Verschweigen, absichtlichem V erdächtigen, unlogischen Über-
legungen und haltlosen Anschuldigungen dar. Daraus folgt, dass er einer an sich not-
wendigen, sich an strenge juristische Gepflogenheit en haltenden Rechtstatsachenfor-
schung in keiner Weise entspricht, sondern deren ge naues Gegenteil darstellt. Das ist 
enttäuschend und aus der Sicht eines funktionierend en Rechtsstaates, der sich auf die 
liberalen Traditionen seit 1848 stützt, unhaltbar. 

Geht man davon aus, dass der Bericht aus der Amtsst elle des Vizedirektors des Bundes-
amts für Justiz, Bernardo Stadelmann, stammt, ergib t sich aufgrund einer Recherche des 
Lebenslaufs und der religiösen Einstellung dieses C hefbeamten der Eindruck einer von 
einem extrem fundamentalistisch-ideologischen Stand punkt aus verfassten Streitschrift. 
Ihr fehlt Objektivität vollständig. 

Bei der Beurteilun g eines solchen Berichtes gilt es zu beachten, dass stren ggläubige 
Katholiken durch einen Erlass des gegenwärti gen Ratzinger-Papstes, als dieser noch 
Präfekt der Kon gregation für die Glaubenslehre (die ehemalige Inquisi tion!) war, ver-
pflichtet sind, in ihren zivilen Positionen dafür z u sor gen, dass die Auffassungen und 
Glaubensinhalte des römisch-katholischen Lehramtes auch in der Politik und damit in 
den jeweiligen Staatswesen durch gesetzt werden. Würde es zutreffen, dass zwischen 
dieser Feststellun g („Verpflichtun g zur reli giösen Einflussnahme“) und dem vorlie gen-
den Bericht ein Zusammenhan g hergestellt werden könnte, wäre dies sowohl inhal tlich 
wie auch juristisch verwerflich und beän gsti gend.  

Ratzinger hat in seiner „Lehrmässigen Note zu einig en Fragen über den Einsatz und das 
Verhalten der Katholiken im politischen Leben“ (htt p://www.vatican.va/roman_curia/ 
congregations/cfaith/documents/rc_con_cfaith_doc_20 021124_politica_ge.html) das Fol-
gende vorgeschrieben (Unterstreichungen von uns): 

„Wenn die politische Tätigkeit mit moralischen Prin zipien konfrontiert wird, die keine 
Abweichun gen, Ausnahmen oder Kompromisse ir gendwelcher Art zulassen , dann ist 
der Einsatz der Katholiken deutlicher sichtbar und mit größerer Verantwortung ver-
bunden. Geht es um diese grundle genden, unauf gebbaren ethischen Forderun gen, 
müssen die Gläubigen wissen, dass der Kern der mora lischen Ordnung auf dem Spiel 
steht, der das Gesamtwohl der Person betrifft. Dies  ist der Fall bei den zivilen Geset-
zen im Bereich der Abtreibun g und der Euthanasie  (nicht zu verwechseln mit dem 
Verzicht auf therapeutischen Übereifer, der – auch moralisch – erlaubt ist), die das 
vorrangige Recht des Menschen auf Leben von seiner Empfängnis bis zu seinem na-
türlichen Ende schützen müssen.”  

Würde ein Verfasser des vorliegenden Berichts entsp rechend nicht als getreuer Diener 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft und ihrer Bür gerinnen und Bürger gehandelt 
haben, sondern als verkappter Agent des Vatikans – einer Organisation, welche bezeich-
nenderweise noch immer freie Bürgerinnen und Bürger  als Schafe bezeichnet und sich 
selbst als Hirten –, wäre dies in einem laizistisch  verfassten Staat äusserst bedenklich 
und unannehmbar.  

Man muss sich dessen bewusst sein, dass die Kräfte des Irrationalismus, der Reaktion, 
des Religionseifers sich noch immer im ständigen Ka mpf gegen die Kräfte der Aufklä-
rung befinden.  

Wo sie wesentliche Positionen im Staate einnehmen, bekämpfen sie die Aufklärung und 
damit die grundlegende Freiheit des Individuums kom promisslos. Der vorliegende Be-
richt ist dafür ein äusserst illustratives Beispiel .  
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Die Eidgenossen in den reformierten Kantonen von 18 47 wussten schon, weswegen sie 
nach der damaligen Berufung der Jesuiten nach Luzer n und der Bildung des Sonder-
bundes gegen diesen Einfall der Reaktion militärisc h vorgegangen sind.  

In der heutigen Politik ist es fälschlicherweise un üblich geworden, bei Inhabern öffentli-
cher Ämter und von Chefbeamtenposten deren religiös e oder weltanschauliche Position 
deutlich werden zu lassen.  

Solches zu wissen ist aber insbesondere im Zusammen hang mit politischen Fragen, in 
welchen die Weltanschauung eine bedeutende Rolle sp ielt, und bei denen die Werte der 
Aufklärung direkt auf dem Spiele stehen, unerlässli ch.  

Caveant consules! 

Forch, 10. November 2009                                    Dignitas  

     Menschenwürdig leben – Menschenwürdig sterben  

                  Ludwig A. Minelli 

 

 

-oOo- 

 

1. Ausgangslage                                                                   Im Original Beginn von Seite 3/35  

1.1. Auftrag des Bundesrates vom 2. Juli 2008  
Der Bundesrat hat am 2. Juli 2008 auf der Basis eines Aussprachepapiers vom 30. Juni 2008 
des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements (EJPD) dasselbe beauftragt, in Zusam-
menarbeit mit dem Eidgenössischen Departement des Innern (EDI) den allfälligen Handlungs-
bedarf des Bundesgesetzgebers betreffend die organisierte Suizidhilfe vertieft abzuklären und 
dem Bundesrat anfangs 2009 Bericht zu erstatten.  
 

Ausgehend von der Grundhaltung, die bisherigen Entscheide des Bundesrates, wenn immer 
möglich, nicht in Frage zu stellen, wurde in dem genannten Aussprachepapier die Prüfung ei-
nes gesetzgeberischen Handlungsbedarfs in Bereichen angeregt, die bislang noch nicht vertieft 
behandelt worden waren. Namentlich wurden folgende Punkte genannt:  

- Gesetzliche Regelung gewisser minimaler Sorgfalts- und Beratungspflichten der Suizid-
hilfeorganisationen  

- Gesetzliche Dokumentationspflichten  

- Qualitätssicherung bei der Auswahl und Ausbildung der Suizidbegleiter  

- Pflicht zur Transparenz der Finanzen 

- Festlegung ethischer Schranken wie beispielsweise Ausschluss von Suizidhilfe für Ge-
sunde.  

Weiter wurde betont, es werde darauf zu achten sein, Einzelfragen nicht flächendeckend zu 
regeln und somit keine eigentliche Aufsichtsgesetzgebung ins Auge zu fassen1.  
 

Von den bisherigen, wenn möglich nicht in Frage zu stellenden Beschlüssen des Bundesrates 
sind hier namentlich diejenigen zu nennen, die im Zusammenhang mit den beiden „Sterbehilfe-
Berichten“ vom 24. April 2006 und vom Juli 20072

 gefasst wurden:  

1.2.   Beschlüsse des Bundesrates im Rahmen der Ver abschiedung der beiden „Ster-
behilfe-Berichte“  

Am 31. Mai 2006 nahm der Bundesrat vom Bericht „Sterbehilfe und Palliativmedizin – Hand-
lungsbedarf für den Bund?“, welcher das EJPD in enger Zusammenarbeit mit dem EDI erstellt 
hatte, Kenntnis und gab dem Parlament hinsichtlich der weiteren Behandlung der im März 2004 
überwiesenen Motion RK-S 03.3180 „Sterbehilfe und Palliativmedizin“ folgende Empfehlungen 
ab:  
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a. Im Bereich der indirekten aktiven und der passiven Sterbehilfe sei auf den Erlass 
oder die Ergänzung von Gesetzesbestimmungen zu verzichten.  

___________ 
 
1

 Alle diese Punkte wurden auch in einer am Tag der betreffenden Bundesratssitzung veröffentlichten 
Pressemitteilung genannt. Siehe dieselbe unter: 
www.bj.admin.ch/bj/de/home/dokumentation/medieninformationen/2008/ref_2008-07-020.html.  
2

 „Sterbehilfe und Palliativmedizin – Handlungsbedarf für den Bund?“, Bericht des EJPD vom 24. April 
2006 (mit Beschlussdatum 31. Mai 2006; nachfolgend Sterbehilfe-Bericht) sowie Ergänzungsbericht des 
EJPD zum Bericht „Sterbehilfe und Palliativmedizin – Handlungsbedarf für den Bund?“ vom Juli 2007 (mit 
Beschlussdatum 29. August 2007; nachfolgend Ergänzungsbericht). Beide Berichte wurden unter Mitbe-
teiligung des EDI verfasst.  
 

Im Original Beginn von Seite 4/35 
b. Auf eine Änderung von Artikel 115 des schweizerischen Strafgesetzbuches (Verlei-

tung und Beihilfe zum Selbstmord) sei zu verzichten.  

c. Auf eine umfassende Gesetzgebung auf Bundesebene über die Zulassung und Be-
aufsichtigung von Suizidhilfeorganisationen und den sog. Sterbetourismus sei zu 
verzichten.  

Im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Ergänzungsberichts hiezu vom Juli 2007, wel-
cher im Auftrag des Bundesrates gemäss Beschluss vom 31. Mai 2006 schliesslich wiederum in 
Zusammenarbeit mit dem EDI erstellt worden war, traf der Bundesrat am 29. August 2007 fol-
gende Beschlüsse:  

d. Auf eine Änderung des Betäubungsmittelgesetzes zur Verhinderung von Missbräu-
chen wird verzichtet.  

e. Das EDI soll dem Bundesrat zu gegebener Zeit Vorschläge für eine Stärkung der 
Forschung auf dem Gebiet von Palliative Care unterbreiten, sei dies über ein Natio-
nales Forschungsprogramm (NFP) oder über andere geeignete Förderungs-
massnahmen3.  

1.3.   Hintergründe und Begründung der Bundesratsbe schlüsse vom 31. Mai 2006 
und 29. August 2007  

Die oben (Ziff. 1.2.) bereits erwähnte Motion der Kommission für Rechtsfragen des Ständera-
tes (RK-S) 03.3180 „Sterbehilfe und Palliativmedizin“ beauftragte den Bundesrat, Vorschläge 
für die gesetzliche Regelung der indirekten aktiven und der passiven Sterbehilfe zu unter-
breiten und Massnahmen zur Förderung der Palliativmedizin zu treffen. Das EJPD prüfte den 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf in Bezug auf den Gegenstand der Motion und auch hin-
sichtlich des sog. „Sterbetourismus“. Der am 24. April 2006 veröffentlichte Bericht „Sterbehilfe 
und Palliativmedizin – Handlungsbedarf für den Bund?“ befasste sich schliesslich mit dem gan-
zen Spektrum. Der Ergänzungsbericht hiezu vom Juli 2007 behandelt zentrale Rechtsfragen 
aus dem Gesundheits- bzw. Betäubungsmittelrecht und äussert sich nochmals zur Frage der 
möglichen Massnahmen im Bereich der Palliativmedizin.  

Im Zentrum des Sterbehilfe-Berichts vom April 2006 stehen die Fragen nach den geltenden 
gesetzlichen Regelungen und nach dem Handlungsbedarf des Bundesgesetzgebers. Er de-
finiert vorab die Begriffe und legt das geltende Recht rund um die Sterbehilfe im weitesten Sin-
ne (also Sterbehilfe als strafbare und straflose Fremdtötungen und Suizidhilfe) und die Pallia-
tivmedizin (Sterbebegleitung) dar. Davon ausgehend nimmt der Bericht eine breit angelegte 
Analyse der Probleme vor. Geprüft werden sowohl der Handlungsspielraum der involvierten 
Behörden als auch der konkrete staatliche Handlungsbedarf zum Schutz des menschlichen 
Lebens bzw. zur Vermeidung von Missbräuchen. Der Bericht setzt sich weiter mit den Vor- und 
Nachteilen einer weitergehenden gesetzlichen Regelung auseinander und äussert sich auch zur 
Bedeutung und zu den Möglichkeiten der Palliativmedizin.  
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Der Ergänzungsbericht vom Juni 2007 befasst sich einerseits mit den zur Förderung der Pal-
liativmedizin getroffenen und geplanten Massnahmen; andererseits befasst er sich aber auch 
mit den Möglichkeiten bzw. Vorschlägen über Einschränkungen der Verschreibung und Ab-
gabe  des  Betäubungsmittels  Natrium-Pentobarbital  (NAP)  in  letaler Dosis, nachdem die Sui- 
__________                                                                                                                     � 
3Die Beschlüsse in lit. a bis c mit Empfehlungen an das Parlament zum weiteren Vorgehen betreffend 
Motion RK-S 03.3180 „Sterbehilfe und Palliativmedizin“ stammen vom 31. Mai 2006, die Beschlüsse in 
litt. D und e von 29. August 2007. Implizit war im Bundesratsbeschluss vom 31. Mai 2006 auch die Lega-
lisierung der direkten aktiven Sterbehilfe für den Bundesrat nach wie vor keine Option. 
 

Im Original Beginn von Seite 5/35 
zidhilfeorganisationen – damals – dieses (nur auf ärztliches Rezept hin erhältliches) Mittel ver-
wendeten bzw. anwenden liessen4.  

Die Schlussfolgerungen beider Berichte bilden die Grundlage für die vom Bundesrat verab-
schiedeten Empfehlungen zuhanden des Parlaments sowie den anderen Bundesratsbe-
schlüsse (s. oben Ziff. 1.2., litt. a-e) bildeten. Diese Fazits sind hier im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Beschlüssen kurz wiedergegeben:  

Kommentar : Der Satz ist im Original missglückt. 
 

Zu a) Der Bericht „Sterbehilfe und Palliativmedizin – Handlungsbedarf für den Bund?“ kommt 
hinsichtlich der straflosen Formen von Sterbehilfe, nämlich der so genannten indirekten aktiven 
und der so genannten passiven Sterbehilfe, zum Schluss, dass genügende rechtliche Regelun-
gen vorhanden sind. Ein gewichtiger Nachteil einer neuen Regelung liege hingegen im Risiko 
der Unvollständigkeit. Wollte der Gesetzgeber eine weit reichende Transparenz erreichen, so 
benötigte man möglichst vollständige, d.h. alle denkbaren Fallkonstellationen bzw. Patientenka-
tegorien erfassende Bestimmungen. Gleichzeitig müsste die Gesetzgebung aber auch flexibel 
genug sein, um allen Einzelfällen und auch den Entwicklungen in der Medizin Rechnung zu 
tragen. Eine neue Gesetzgebung würde damit kaum zu mehr Rechtssicherheit führen, im Ge-
genteil. Der Bericht gelangt weiter zum Schluss, dass das Standesrecht ein geeignetes Gefäss 
für eine detaillierte Regelung komplexer und vielfältiger Fallkonstellationen darstellt. Weiter 
weist er darauf hin, dass hinter dem Ruf nach einer Regelung der passiven und der indirekten 
aktiven Sterbehilfe heute zuweilen auch der Wunsch nach einer Liberalisierung der aktiven 
Sterbehilfe steckt5.  
 

Zu b und c) Derselbe Bericht widmet sich auch ausführlich der Frage, ob und wie die – im Ver-
hältnis zum umliegenden Ausland – liberale schweizerische Regelung im Bereich der Suizidhilfe 
eingeschränkt oder aufgegeben werden sollte – dies in Anbetracht der teilweise heftigen Reak-
tionen auf den Sterbetourismus im In- und Ausland und dem namentlich immer wieder auftau-
chenden Missbrauchsverdacht. Artikel 115 des schweizerischen Strafgesetzbuches (StGB; SR 
311.0) stellt nur die aus selbstsüchtigen Beweggründen geleistete Beihilfe zu Suizid unter Stra-
fe. Dasselbe gilt freilich auch für die Anstiftung zu Suizid. Die weiteren rechtlichen Grundlagen 
im Bereich Suizidhilfe, wie sie heute von den Suizidhilfeorganisationen in der Regel geleistet 
wird, bestehen aus Bestimmungen im Gesundheits- bzw. Betäubungsmittelrecht (auf Bundes-
ebene wie auch auf der kantonalen Ebene), aber auch in weiteren betroffenen Rechtsberei-
chen: Im Raumplanungs-, Nachbarschafts- oder auch im Gewerberecht. Der Bericht gelangt 
zum Schluss, es sei auf eine umfassende Gesetzgebung über die Zulassung und Beaufsichti-
gung von Suizidhilfeorganisationen sowie den Sterbetourismus zu verzichten. Massgebliche 
Argumente hiezu sind die mit einer solchen Gesetzgebung verbundene Gefahr einer Bürokrati-
sierung sowie eine nicht wünschbare staatliche Legitimierung und Zertifizierung der organisier-
ten Suizidhilfe. Der Bericht räumt jedoch die Notwendigkeit von Massnahmen zur Verhinderung 
von Missbräuchen und somit zum Schutz von Menschen vor irreversiblen Schäden ein. Auf der 
kantonalen Ebene könnten die Missbräuche durch konsequente Durchsetzung des geltenden 
Straf- und Gesundheitsrechts verfolgt, sanktioniert und verhindert werden. Eine Revision des 
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geltenden Strafrechts, etwa in der Form der Änderung der liberalen Regelung in Artikel 115 
StGB, würde zwar das Regelungsgefälle zum Ausland beseitigen und den Suizidhilfeorganisati-
onen das Tätigkeitsfeld entziehen, erschiene aber angesichts der Möglichkeiten, die das gel-
tende Recht bietet, als unverhältnismässig und inopportun6.  

Kommentar : Der Bericht behauptet, es habe „teilweise heftige  Reaktionen auf den 
Sterbetourismus im In- und Ausland“ gegeben, nennt dazu jedoch keinerlei Quel-
le.  

Würde eine Quelle genannt, dann ergäbe sich, dass i mmer wieder Politiker im Zu-
sammenwirken mit teilweise fragwürdigen Medien Lärm  um die Frage der Sterbe-
hilfe verursacht haben, und dass gelegentlich auch ausländische Medien sensati-
onsbetonte Berichte veröffentlicht haben.  

Doch bis heute liegen keine Beweise dafür vor, dass  beispielsweise ausländische 
Regierungen – etwa jene Deutschlands, Grossbritanni ens oder Frankreichs, von 
wo die meisten Menschen zu einer Freitodbegleitung in die Schweiz gekommen 
sind – offiziell an die Schweiz herangetreten wären  und sich beschwert hätten. 

Dasselbe gilt für die Behauptung des angeblich „imm er wieder auftauchenden 
Missbrauchsverdachts“. Würde hier eine Quelle zitie rt, dann findet man Miss-
brauchsbehauptun gen, sei es in Medien, sei es von vor allem religiös g ebundenen 
Politikern. Das ist aber etwas grundlegend anderes als ein Missbrauchsverdacht .  

DIGNITAS kann dazu nur darauf hinweisen, was der Zürcher Re gierungsrat in seiner 
Antwort vom 12. November 2008 auf eine Anfrage (ext rem-religiöser Kantonsräte) 
offiziell erklärt hat, dass nämlich sämtliche Straf untersuchungen, die gegen Digni-
tas oder Personen von D IGNITAS angehoben worden sind, zufolge Fehlens eines 
rechtsgenügenden Verdachts haben eingestellt werden  müssen. Siehe dazu: 
(http://www.kantonsrat.zh.ch/Geschaeft_Details.aspx ?ID=87a51360-74e7-49e9-b0d  
e -abd3990e7f79 ).  

DIGNITAS hat vom Tag der Gründung am 17. Mai 1998 bis zum 5 . November 2009 – 
also während einer Zeit von fast elfeinhalb Jahren – insgesamt 1'030 Freitodbe-
gleitungen durchgeführt, von denen nicht eine einzi ge zu einem Gerichtsfall ge-
führt hat.   

Jeder Staatseingriff in ein funktionierendes System  bringt nichts anderes als Bü-
rokratisierung mit sich.  

Es ist interessant, dass der Bericht von einem „Reg elungsgefälle zum Ausland“ 
spricht. Die betroffenen Personen im Ausland spüren  den Unterschied zwischen 
dem Recht ihres Wohnsitzlandes und der Schweiz ganz  anders: Sie nehmen ihn 
als grossen Unterschied in Bezug auf die Achtung de r persönlichen Freiheit und 
somit der Autonomie des Individuums wahr. 

 

Zu d und e) Der Ergänzungsbericht prüft zentral die Frage, ob – vor dem Hintergrund der da-
maligen Praxis der Suizidhilfeorganisationen – mit einer Änderung des Betäubungsmittelrechts 
Missbräuche verhindert werden könnten. Er kommt nach einer genauen Analyse der � 

__________ 
 
4

 Eine Beschreibung dieser „Sterbetourismus“-Praxis findet sich im Sterbehilfebericht (Fn. 2), S. 34 f.  
5 Siehe hiezu Sterbehilfe-Bericht (Fn. 2), S. 18 ff., 24 ff., 26.  
6

 Siehe Sterbehilfe-Bericht (Fn. 2), S. 36 ff., 43 ff.  
 

Im Original Beginn von Seite 6/35 
geltenden Rechtslage7

 zum Schluss, dass es im Bereich des Heil- und Betäubungsmittelrechts 
detaillierte und präzise Vorschriften über die Verschreibung und Abgabe von NAP in letaler Do-
sis gibt. Die geltende Rechtslage präsentiert sich so, dass eine legale Verwendung zum Zweck 
des Suizids kaum möglich ist. Davon ausgehend werden verschiedene Varianten zur weiteren 
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Einschränkung der Missbrauchsgefahren (Verpflichtung des Arztes zur vertieften Abklärung 
oder zum Beizug von weiteren Fachpersonen, Abgabe von NAP an Suizidhilfeorganisationen, 
Umklassierung von NAP in der Betäubungsmittelverordnung, Überwachung der Einnahme von 
NAP durch den verschreibenden Arzt) verworfen. Zusammenfassend wird festgehalten, die be-
stehenden Vorschriften zur Verschreibung und Abgabe von NAP in letaler Dosis im Betäu-
bungsmittelrecht seien als ausreichend zu bewerten; einschränkendere Regeln in diesem Be-
reich zur Verhinderung allfälliger Missbräuche bei der Suizidhilfe seien kaum möglich8. Zum 
andern widmet sich der Ergänzungsbericht auch den getroffenen und geplanten Massnahmen 
zur Förderung der Palliativmedizin (Palliative Care) und stellt in Aussicht, dem Bundesrat zu 
gegebener Zeit Vorschläge für eine Stärkung der Forschung auf dem Gebiet von Palliative Care 
zu unterbreiten, sei dies über ein Nationales Forschungsprogramm (NFP), sei es über andere 
geeignete Förderungsmassnahmen9. Der Sterbehilfe-Bericht 2006 stellte im Übrigen fest, dass 
das Angebot von Palliative Care mit zum Zurückdrängen des Wunsches nach begleitetem Sui-
zid bzw. Sterbehilfe beigetragen hat10.  
 

Kommentar:  Der Satz, die geltende Rechtslage präsentiere sich  so, „dass eine le-
gale Verwendung (gemeint von NAP) zum Zweck des Sui zids kaum möglich ist“, 
dürfte missglückt sein. Selbstverständlich wird NAP  in der Suizidhilfe legalerweise 
eingesetzt. Gemeint ist vermutlich, dass eine legal e Verwendung von NAP für ein-
same Suizide kaum möglich ist, weil es für NAP kein erlei Schwarzmarkt gibt. 

Jeder Ausbau der palliativen Pflege wird von uns se hr begrüsst. Sie bietet wirklich 
die Chance, dass sich weniger Menschen für einen be gleiteten Suizid entscheiden. 
Gute Palliation kann die negativen Effekte von Kran kheiten auf die Lebensqualität 
entscheidend reduzieren. Aber man sollte nicht pall iative Pflege gewissermassen 
als Gegenstück zum begleiteten Suizid sehen; beide ergänzen sich. Doch darf 
niemand dazu gezwungen werden, Palliation annehmen zu müssen. 

Allerdings ist im Bereich der Palliativmedizin oft festzustellen, dass insbesondere 
konservativ eingestellte Ärzte und Pflegepersonal d en begleiteten Suizid abstrakt 
als Gegner empfinden, bei eigenen Patienten als sch merzliches eigenes Versagen.  

Wir wollen nicht so weit gehen, positiv zu behaupte n, es gebe Leute, die aus dem 
Leid Anderer für sich selbst Genugtuung, ja gar Fre ude und geistigen Gewinn 
schöpfen. Doch dies kann nicht ausgeschlossen werde n: Die Inbrunst, mit der 
gewisse Exponenten insbesondere der römisch-katholi schen Kirche krankheits-
bedingtes Leiden als Weg zur Reifung der von ihnen betreuten leidenden Persön-
lichkeit preisen – wie jüngst wieder deren Exponent en im „Club“ (Schweizer Fern-
sehen 1, Dienstag, 3. November 2009) – lässt durcha us den Gedanken anklingen, 
es gebe einen solch religiös bedingten Sadismus.   

1.4. Ziel und Mittel einer neuen Bundesgesetzgebung   
Ziel einer möglichen Bundesgesetzgebung sollte die Verringerung der Fallzahlen im Bereich der 
organisierten Suizidhilfe sein. Das könnte erreicht werden durch: 

- repressive Massnahmen, wie z.B. Einschränkung der organisierten Suizidhilfe, deren 
Gewerbsmässigkeit oder der dafür erhältlichen finanziellen Entgelte oder punktuelle 
oder gezielte Einschränkung der organisierten Suizidhilfe im Bereich „Sterbetourismus“; 

- Verbesserung der Durchsetzbarkeit des geltenden Rechts und Erhöhung der Rechtssi-
cherheit. Hier geht es darum, das geltende Recht so zu konkretisieren und zu verdeut-
lichen, dass dessen „richtige“ Anwendung durch die Praxis durchgesetzt wird, ohne die 
bestehenden Strafbarkeitsgrenzen zu verschieben;  

- das Angebot von wirkungsvollen Alternativen, welche zu einer Vermeidung von Suizi-
den führen könnten, wie z.B. Ausbau der Palliative-Care-Leistungen, Verbesserung der 
Information und Beratung über Behandlungs- und Betreuungsmöglichkeiten bei chroni-
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schen Leiden, Intensivierung der Suizidforschung und -prävention sowie Verbreitung der 
Patientenverfügungen zur besseren Beachtung des Patientenwillens.  

Kommentar:  Es ist interessant, diese Aussage über das Ziel mi t dem in Ziffer 1.1. 
dieses Berichtes referierten Bundesratsbeschlusses zu vergleichen: Dort ist mit 
keinem Worte die Rede davon, dass die Fallzallen re duziert werden sollten. Es ist 
dort auch nicht die Rede davon, den „Sterbetourismu s“ gezielt einzuschränken. 
Es ist nirgends ersichtlich, dass der Bundesrat ein en solchen Auftrag erteilt hätte. 
Deshalb ist zu fragen, woher denn plötzlich diese Ä nderung bei der Zielsetzung 
kommt. Wer hat sie angeordnet? Und mit welchem unau sgesprochenen Motiv? 

__________ 
 
  7 Siehe Ergänzungsbericht (Fn. 2), S. 3-6.  
  8 Siehe Ergänzungsbericht (Fn. 2), S. 6 ff.  
  9 Siehe Ergänzungsbericht (Fn. 2), S. 9 ff., 12.  
10

 Siehe Sterbehilfe-Bericht (Fn. 2), S. 32 und 51.  
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2.   Entwicklungen seit den Bundesratsbeschlüssen z u den beiden „Sterbehilfe-Be-

richten“ 
 

2.1. Neue Tatsachen – insbesondere neue Praxis der Suizidhilfeorganisationen  

Im besagten Zeitraum sind bei der Praxis der Suizidhilfeorganisationen verschiedene, zum Teil 
stark mediatisierte Veränderungen erfolgt. Zu nennen sind zum einen die von Dignitas gewähl-
ten Lokalitäten zur Durchführung des begleiteten Suizids – wie etwa Hotels (welche zuvor nicht 
ins Bild gesetzt wurden und die im Nachhinein um ihren guten Ruf fürchteten und sich deshalb 
mitunter auch Hilfe suchend an Behörden wandten) – sowie Autos oder Wohnwagen11

 auf öf-
fentlichen Parkplätzen. Weiter ging Dignitas im Frühjahr 2008 über zur Anwendung der sog. 
„Helium-Methode"12

 anstelle der Verabreichung einer tödlichen Dosis von – nur auf ärztliches 
Rezept hin erhältlichem – NAP. Im Oktober 2008 machte Dignitas nochmals Schlagzeilen mit 
der Meldung, dass ihre Mitarbeiter offenbar heimlich die Asche von Suizidenten im Zürichsee 
entsorgen13.  

Kommentar:  Der Bericht spricht von „Veränderungen“, die „erfo lgt“ seien. Er 
nennt dabei den Umstand, dass D IGNITAS während einer gewissen Zeit für Freitod-
begleitungen in Hotelzimmer und in zwei Fällen – üb rigens auf ausdrücklichen 
Wunsch der betreffenden Personen – in deren eigenen  Fahrzeuge ausweichen 
musste. Er erweckt insbesondere mit dem Wort „Verän derungen“ den Eindruck, 
als sei diese Situation zu einer bleibenden geworde n. Das ist nicht der Fall. Der 
Bericht geht mit keinem Wort darauf ein, dass D IGNITAS gezwun gen war, auf derar-
tige Lokalitäten zurückzugreifen, weil örtliche Beh örden unter Missbrauch des 
Bau- und Planungsrechts willkürlich in die Nutzung privater Räume eingegriffen 
hatten, und zwar unter rechtswidrigem Entzug der au fschiebenden Wirkung von 
Rechtsmitteln. Dieser Entzug war deshalb rechtswidr ig, weil in keinem Falle ir-
gendwo ein Polizeigut unmittelbar gefährdet gewesen  wäre.  

Mit der Wendung, D IGNITAS sei zur Anwendung der sogenannten „Helium-
Methode“ übergegangen, wird wiederum der Eindruck e rweckt, D IGNITAS sei seit-
her bei dieser Methode geblieben. In Tat und Wahrhe it hat D IGNITAS am 18. und am 
20. Februar sowie am 11. und am 14. März 2008 insge samt gerade vier Mal die He-
lium-Methode angewandt, um damit Erfahrungen zu sam meln.  

Weshalb war dies notwendig geworden? Der Zürcher Ka ntonsarzt änderte Ende 
Januar 2008 eine seit 1985 bestehende Praxis: Bishe r hatte es genügt, dass ein 
Arzt einen Patienten, nach vorherigem Studium desse n umfangreicher Patienten-
akte und Krankengeschicht, ein Mal gesehen hat. Er hat mit diesem eingehend ge-
sprochen, um ihm ein Rezept für Natrium-Pentobarbit al (NAP) auszustellen. Mit 
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Schreiben vom 31. Januar 2008 liess der Kantonsarzt  wissen, dass er künftig das 
Ausstellen des Rezeptes nach nur einer Konsultation  als unsorgfältige ärztliche 
Berufsausübung betrachten werde. Ärzte, die so hand elten, würden disziplinari-
sche Folgen zu spüren bekommen.  

Einziger Zweck der Anordnung war, die Leistungsfähi gkeit der für D IGNITAS-
Mitglieder tätigen Ärzte auf die Hälfte zu reduzier en: Bei mindestens zwei Konsul-
tationen konnten die Ärzte nur noch die hälftige An zahl von Mitgliedern beraten. 
Dies hat D IGNITAS wohl zu Recht als Angriff empfunden. Deshalb wurde  entschie-
den, sich die Kenntnis einer Methode anzueignen, di e notfalls ohne ärztliches Re-
zept auskommt. Doch in allen vier Helium-Fällen sin d die betreffenden Mitglieder 
genau gleich wie bei der NAP-Methode vorgängig eine n Arzt getroffen hat und 
sorgfältig ärztlich beraten worden ist; D IGNITAS hat lediglich darauf verzichtet, vom 
betreffenden Arzt auch noch die Ausstellung eines R ezepts zu erbitten.  

Dass in der Folge selbst zürcherische Staatsanwälte  behauptet und den Medien 
erzählt und diese es verbreitet haben, D IGNITAS wolle sich mit dieser Methode der 
ärztlichen Überprüfung entziehen, ist nur noch das Sahnehäubchen auf dem bös-
willig inszenierten Hype. 

Dass Asche von Verstorbenen gelegentlich Gewässern oder Waldboden überge-
ben wird, kommt in diesem Lande immer wieder vor, u nd zwar stets dann, wenn 
Verstorbene dies so wünschen.  

Im Unterschied zu Eigentümern von sogenannten „Frie dwäldern“ – die daraus le-
gitimerweise ein Geschäft machen – hat D IGNITAS derartige Wünsche immer erfüllt, 
ohne dafür gesondert etwas dafür zu verlangen.  

Gleichzeitig ist eine Verschiebung bei der Gruppe von Suizidhilfe in Anspruch nehmenden Per-
sonen festzustellen. Nachdem dieses Angebot der Suizidhilfeorganisationen bisher mit einer 
infausten Prognose, einem unerträglichem Leiden und somit mit einer ausweglosen Situation 
begründet wurde, kündigte Dignitas nun an, auch bei gesunden Personen Suizidhilfe leisten zu 
wollen14. Dies setzt wiederum die Anwendung einer Methode ohne ärztliches Rezept voraus, 
weil bei solchen Personen gar keine medizinische Indikation mehr ins Spiel gebracht werden 
kann. Auch EXIT Deutsche Schweiz hat seit einiger Zeit die Option gewählt, nicht mehr nur 
Schwerkranken zum Suizid zu verhelfen15. Dazu kommt eine bereits früher in die Wege geleite-
te Praxisänderung in Bezug auf die Suizidbegleitung von psychisch � 

__________ 
 
11Über einen Suizid im Wohnwagen hat allerdings schon früher Dr. Jérôme Sobel, Präsident von EXIT 
ADMD Suisse romande, wiederholt berichtet. 
12

 Bei dieser Methode wird unter Verwendung eines über den Kopf gezogenen Plastiksackes dem Suizid-
enten Helium (farbloses, nicht brennbares und geruchloses Gas) zugeführt, welches nach kurzer Zeit zur 
Verdrängung von Sauerstoff in der Lunge und zu Bewusstseinsverlust und schliesslich zum Tod durch 
Ersticken führt. Je nachdem kommt es dabei auch zu starkem Blutdruckanstieg sowie zu Zuckungen und 
Krämpfen. Siehe hiezu den Artikel „Mit Luftballon-Gas in den Tod“, NZZ vom 19. März 2008, Nr. 66, S. 
53. Diese Methode wurde in der Folge auch von Politikern als menschenunwürdig bezeichnet. Siehe 
hiezu den Artikel „Politiker protestieren gegen Minellis Gas-Tod“, SonntagsZeitung vom 23. März 2008, S. 
3, und „Helium-Methode von Dignitas: Todeskampf dauert bis zu 50 Minuten“, „Sonntag“ vom 23. März 
2008, S. 3. Eine Plastiksack-Methode wandte übrigens auch der Sterbehelfer Peter Baumann an, der am 
1. Oktober 2008 in zweiter Instanz vom Basler Appellationsgericht wegen vorsätzlicher Tötung zu vier 
Jahren Freiheitsstrafe verurteilt wurde.  

Kommentar:   Die Behauptung, dem Suizidenten werde ein Plastik sack über den 
Kopf gezogen, trifft für die vier von D IGNITAS mit Helium durchgeführten Suizidbe-
gleitungen nicht zu. D IGNITAS hat in allen vier Fällen medizinische Atemmasken 
verwendet, wie wenn Sauerstoff verwendet worden wär e.  

Die Behauptung dürfte wiederum auf zürcherische Sta atsanwälte zurückgehen, 
die so etwas gegenüber den Medien geäussert haben, um Empörung hervorzuru-
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fen. Sie haben dabei nicht beachtet, dass eine Verb reitung der Kenntnis über die 
Helium-Methode in der allgemeinen Bevölkerung rasch  zu einem Ansteigen von 
einsamen Suiziden führen kann. Ihre Medienäusserung en waren somit in Bezug 
auf das Ziel, die Zahl von Suizidversuchen und von Suiziden zu verringern, kon-
traproduktiv, wenn nicht gar verwerflich. 
 

13
 Vgl. dazu den Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 17. 

Dezember 2008 zu KR-Nr. 339/2008. Ein Sprecher der Baudirektion reagierte auf diese Ereignisse mit 
der Meldung, dass Dignitas abgemahnt werde. Gegen einzelne Seebestattungen sei nichts einzuwen-
den; gewerbsmässige Seebestattungen würden hingegen aus ethischen Gründen nicht toleriert. Siehe 
hiezu etwa auch den Artikel „Dignitas-Mitarbeiter kippen Asche heimlich in den See“ in „20 Minuten“ vom 
10. Oktober 2008, S. 7.  
14

 Vgl. etwa „Dignitas wieder in den Schlagzeilen“, www.dignitas.ch/WeitereTexte/BBC-
Interview_Stellungnahme04042009.pdf. Siehe auch den Artikel „Dignitas: Sterbehilfe mit Helium“ in der 
SonntagsZeitung vom 27. Mai 2007, S. 2.  
15

 Bericht über die Generalversammlung 2008, www.exit.ch; exit info 1/2008 S. 4 ff.; Exit überlegt neues 
Angebot: Suizidberatung für „Lebenssatte“? in Der Bund vom 27. September 2008, S. 40.  
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kranken Menschen – was u.a. die Frage der Zurechnungs- und Urteilfähigkeit dieser Personen 
aufwirft16

 –, welche auch nicht zum Kreis der todkranken Menschen zu zählen sind. Eine kürz-
lich in den Medien als aufsehenerregend qualifizierte Studie des Schweizerischen Natio-
nalfonds bestätigt diese Entwicklungen17.  

Kommentar:  Der Bericht zeichnet sich vor allem auch dadurch a us, dass er das 
Bestehen und den Inhalt des Bundes gerichtsurteils vom 3. November 2006 (BGE 
133 I 58) vollkommen unterschlä gt . Er verkennt, dass genau jenes Bundesge-
richtsurteil einen Widerspruch zwischen dem vom Bun desgericht anerkannten 
Menschenrecht auf Beendigung des eigenen Lebens zuf olge Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechts auch in Bezug auf das eigen e Sterben gegenüber dem 
Heil- und dem Betäubungsmittelgesetz geschaffen hat .  

DIGNITAS vertritt den Standpunkt, dass ein Mensch, der sein  Leben aus zureichen-
den Gründen beenden möchte, die Möglichkeit haben m uss, dies risikofrei und 
schmerzfrei zu tun. Somit verficht D IGNITAS einen rechtlichen Anspruch auf Zur-
verfügungstellung von NAP sowie auf Inanspruchnahme  professioneller Hilfe.  

Die Europäische Menschenrechtskonvention und die in  ihr enthaltenen Rechte 
und Freiheiten sind nach einem Urteil des Strassbur ger Gerichtshofes (in Sachen 
Artico gegen Italien vom 13. Mai 1980) als „praktis ch und effizient “ gedacht, nicht 
als „theoretisch oder gar illusorisch“.  

Der Bundesrat hat am 9. Januar 2002 in seiner Antwo rt auf die Einfache Anfrage 
Andreas Gross im Nationalrat dargelegt, dass sich i n unserem Lande bis zu 67'000 
Suizidversuche jährlich ereignen können. Diesen ste hen gerade einmal etwa 1'350 
gelungene Suizide gegenüber. Es widerspricht somit dem Gebot der Achtung der 
Würde und der Freiheit des Menschen, Personen, die ihr Leben beenden möchten, 
nicht eine sanfte und sichere, sondern nur eine gew altsame und zutiefst unwürdi-
ge Methode zuzubilligen. Eine Methode, die allenfal ls gar mit einem Risiko von 
49:1 des Scheiterns verbunden ist. Dies gilt selbst  dann, wenn der Faktor „ledig-
lich“ bei 10 oder 20 liegt: Auch ein Risiko von 9:1  oder von 19:1, zu scheitern, ist 
unter dem Aspekt der menschlichen Würde unzumutbar.  

Es kann auch für gesunde Menschen eine Situation ei ntreten, in welcher sie wün-
schen, ihr Leben beenden zu können. So etwa hat ein  in Kanada wohnhaftes Ehe-
paar gewünscht, dann gemeinsam ihr Leben beenden zu  können, wenn der Ehe-
mann, der an schweren Krankheiten leidet, sein Lebe n beenden möchte: die mit 
diesem Mann seit mehr als 50 Jahren verheiratete Eh efrau sagte ganz deutlich, 
dass sie zusammen mit dem Mann gehen möchte. Beide sind im hervorragenden 
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Dokumentarfilm des Oscar-Preisträgers J OHN ZARITSKY  „The Suicide Tourist“ zu 
sehen. 

DIGNITAS hat dafür gesorgt, dass die Frage des oben gezeigt en Widerspruchs zwi-
schen dem Menschenrecht auf Suizid und den Regelung en im Heil- und im Betäu-
bungsmittelrecht in naher Zukunft gerichtlich überp rüft wird. Ein entsprechendes 
Verfahren ist zurzeit vor dem Verwaltungsgericht de s Kantons Zürich hängig. 

Der Vizedirektor des Bundesamts für Justiz, Bernard o Stadelmann, der als Verfas-
ser des von uns kommentierten Berichts gilt, schein t im Übrigen den Unterschied 
zwischen Zurechnungsfähigkeit und Urteilsfähigkeit nicht ausreichend zu kennen: 

Zurechnun gsfähi gkeit  ist ein Begriff des Strafrechts , der mit der Frage zu tun hat, 
ob einem Straftäter Schuld zugemessen werden darf. Zurechnungsfähigkeit kann 
vermindert sein, was dann oft auch in Prozenten aus gedrückt wird. Dagegen ist 
Urteilsfähi gkeit  ein zivilrechtlicher  Begriff.  

Ein Mensch ist entweder urteilsfähig (für eine best immte Frage), oder er ist nicht 
urteilsfähig (für diese bestimmte Frage).  

Diese Verschiebung in der Praxis wird auch durch zwei weitere Feststellungen dokumentiert. 
Eine Auswertung der ersten 18 Monate Erfahrung seit der Einführung einer Regelung über Sui-
zidbegleitung im Lausanner Universitätsspital CHUV18

 hat zur Erkenntnis geführt, dass die Pati-
enten in einem Akutspital sehr selten auf die Dienste von Suizidhilfeorganisationen greifen. Ins-
gesamt wurden in der untersuchten Zeit bei 54'000 Spitalaufnahmen 6 Gesuche gestellt, alle in 
den ersten 7 Monaten nach der Einführung der Zulassungsregelung. Nur eines davon hat zu 
einem begleiteten Suizid geführt, der allerdings nicht im Spital selbst, sondern in einem dazu 
gehörenden Altersheim begangen wurde. Die zeitliche Verteilung der Gesuche wird von den 
Verfassern der Studie auf die Mediatisierung der Einführung der neuen Regelung zurück ge-
führt.  

Aus dieser Perspektive ist auch der Versuch von Exit ADMD Suisse romande von Bedeutung, 
sich freien Zugang zu den staatlich subventionierten Altersheimen im Kanton Waadt zu ver-
schaffen. Diese Organisation hat eine Volksinitiative mit 14'087 gültigen Unterschriften einge-
reicht. Die Initiative verlangt, dass die staatlich subventionierten Altersheime die Sterbehilfe 
zulassen, sofern die Heimbewohner die Dienste einer Suizidhilfeorganisation in Anspruch neh-
men wollen.  

Über die Hintergründe dieser Entwicklungen ist Folgendes bekannt. Die beiden erstgenannten 
tatsächlichen Veränderungen (neue Lokalitäten und „Helium-Methode“) wurden mit ausgelöst 
durch die vermehrte Nutzung der bereits bestehenden Regulierungen durch verschiedene hie-
für jeweils zuständige Behörden. Dignitas hat lange Zeit in einer gemieteten Wohnung in Zürich 
Suizidhilfe leisten können. Nachdem der entsprechende Mietvertrag von Seiten der Vermieterin 
im Sommer 2007 gekündigt worden war, fanden diverse Ortswechsel statt. Die jeweils neu ge-
wählten Örtlichkeiten lösten bei der Bevölkerung und schliesslich auch bei den Behörden Reak-
tionen aus. Die Behörden verlangten Nutzungskonzepte und Baugesuche für Sterbezimmer. 
Dies alles bewegte den Gründer von Dignitas, Ludwig A. Minelli, schliesslich dazu, seine Tätig-
keit im Herbst 2007 in Hotels und mobile „Sterbezimmer“ zu verlagern19. Diese Praktiken könn-
ten weitergeführt werden, nachdem Dignitas die � 

Kommentar:  Die angeblichen „Hintergründe“, die der Bericht hi er schildert, treffen 
nicht zu; der Verfasser scheint sie sich aus den Fi ngern gesogen zu haben.  

Wir haben vorne (Kommentar auf der Originalseite 7/ 35) gezeigt, welches die 
Gründe für die Inanspruchnahme von Hotelzimmern und  Fahrzeugen für Freitod-
begleitungen waren, und welche Überlegungen dafür m assgebend gewesen sind, 
dass sich D IGNITAS Erfahrungen mit der Verwendung von Helium verschaf fen woll-
te.  

DIGNITAS hat dem Eidg. Justiz- und Polizeidepartement mehrf ach angeboten, sich 
direkt an der Quelle durch einen Besuch bei D IGNITAS Informationen über die wirk-
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lichen Verhältnisse zu beschaffen. Darauf ist das E JPD nie eingegangen. Vorein-
genommenheit hat einen Namen! 

__________ 
 
16 „Sterbehilfe bei psychisch Kranken“ in de NZZ vom 5. November 20098, S. 15. Bei allen in einer Studie 
des Nationalfonds (siehe unten Fn. 17) untersuchten Fällen haben die Untersuchungsbehörden des Kan-
tons Zürich die Suizidhilfe allerdings als rechtmässig erachtet. 
17

 Der Anteil der Menschen, die sich in Zürich von EXIT Deutsche Schweiz beim Suizid begleiten liessen 
und die nicht an einer tödlichen Krankheit litten, betrug zwischen 2001 und 2004 34 Prozent. Die Ergeb-
nisse dieser Studie sind publiziert in: S. Fischer / C.A. Huber / L. Imhof / R. Mahrer Imhof / M. Furter / S.J. 
Ziegler / G. Bosshard, „Suicide assisted by two Swiss right-to-die organisations“, in: Journal of Medical 
Ethics 2008; 810-814. Siehe dazu auch „Sterbehilfe reizt nicht nur Todkranke. Lebensmüdigkeit hat in 
den letzten Jahren als Sterbe-Motiv an Bedeutung zugenommen“, in der NZZ vom 5. November 2008, S. 
15.  
18

 J.-B Wasserfallen / R. Chioléro / F. Stiefel, Assisted suicide in an acute care hospital: 18 months’ ex-
perience, in: Swiss Med Wkly 2008; 138 (15-16); 239-242.  
19

 Siehe hiezu den Tätigkeitsbericht von Dignitas für die Zeit Juli 2007 bis Juli 2008, Forch, 15. August 
2008, S. 2 – 5 (www.dignitas.ch/Taetigkeitsberichte/Auswertung_3_0707-0708.pdf), den Auszug aus dem 
Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 7. Mai 2008, KR-Nr. 119/2008; den Arti-
kel „Der Todeskämpfer“ in Das Magazin, Nr. 25/2008, S. 18 ff., den Artikel „Kein Ort zum Sterben. Nir-
gends“ im St. Galler Tagblatt vom 6. Oktober 2007, S. 3. Demnach wechselte Dignitas am 1. Oktober 
2007 von Zürich nach Stäfa, dann nach Maur in das Privathaus von L. Minelli und schliesslich in ein Hotel 
in Winterthur. Danach wurden Suizidbegleitungen in Autos vor einer Waldlichtung und in � 
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Nutzungsänderung für ein Haus verweigert wurde, in welchem sie die Sterbebegleitungen 
durchführen wollte. Die Ablehnung wurde von den Behörden damit begründet, dass die emo-
tionale Belastung für die Nachbarschaft (u.a. ein Kindergarten und ein Ausbildungszentrum) zu 
schwer wiege20.  

Den Anlass zur Verwendung von Helium als todbringendes Mittel (mit Hilfe eines Plastiksa-
ckes) gab ein Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich vom 20. Dezember 2007 
betreffend Nichtverlängerung und Nichterweiterung einer Seniorenpraxisbewilligung wegen 
Ausstellung von Rezepten für NAP an Drittpersonen21

 und eine darauf basierende Weisung der 
Gesundheitsdirektion des Kantons Zürich von Anfang April 2008. Das Zürcher Verwaltungs-
gericht hat sich im Rahmen dieses Entscheides insbesondere zu den Anforderungen an die 
ärztliche Sorgfalt des Zweitgutachters bei der Verschreibung von NAP geäussert. Der Arzt – 
dem aufgrund seiner Seniorenberufsausübungsbewilligung lediglich noch gegenüber dem 
nächsten Familien- und Bekanntenkreis noch Behandlungen und damit auch Rezeptierungen 
erlaubt seien, – dürfe als Zweitgutachter nicht gleich selber die Konsequenzen aus seinem Gut-
achten ziehen und das NAP sogleich verschreiben. Vielmehr habe sein Gutachten als Expertise 
einer Drittperson zu dienen – namentlich behandelnden Drittärzten und dem Patienten als Ent-
scheidgrundlage für das weitere Vorgehen22. Damit verlor Dignitas einen NAP-verschreibenden 
Arzt. Im Nachgang zu diesem Entscheid hat die Gesundheitsdirektion des Kantons Zürich (ein-
zelne) Ärzte mit einem Schreiben aufsichtsrechtlich angewiesen, für die Ausstellung des NAP-
Rezepts mehr als ein Gespräch zu führen23. In dieser Weisung wurde übrigens (bewusst) dar-
auf verzichtet, einen bestimmten Mindestzeitraum zwischen den beiden Gesprächen zu verlan-
gen.  

Kommentar:  Was zur Aussage betr. Plastiksack zu sagen ist, ha ben wir vorne im 
Kommentar zur Originalseite 7/35 bereits ausgeführt . 

Die Frage, ob die Gesundheitsdirektion (bzw. der Ka ntonsarzt) überhaupt kompe-
tent ist, einem Arzt Weisungen über die Ausübung se ines Berufes zu erteilen – die 
Berufsregeln in den medizinischen Berufen werden so nst nie von staatlichen Stel-
len aufgestellt, sondern von den zuständigen Organe n der entsprechenden Be-
rufsorganisationen –, liegt zurzeit ebenfalls vor d em Verwaltungsgericht des Kan-
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tons Zürich. Auch hierzu ist in absehbarer Zeit som it mit einem gerichtlichen Ent-
scheid zu rechnen. 

Erwähnenswert sind auch die Entwicklungen in Bezug auf den Umgang mit dem Betäu-
bungsmittel NAP. Nachdem die Kantonale Heilmittelkontrolle des Kantons Zürich alle illegal von 
EXIT Deutsche Schweiz gelagerten NAP-Reservedosen eingezogen hatte, hat diese Organisa-
tion in einem Reglement für die Freitodbegleitung und die Handhabung des NAP vom 30. Au-
gust 2007 vorgesehen, dass das Mitglied des Freitodbegleitungsteams das Rezept für 15 g 
NAP an die Geschäftsstelle sendet, welche es in der Apotheke einlöst. Nicht verwendetes NAP 
kann als Reserve für „Notfälle“ verwendet werden. Jeder Begleiter verfügt über 2 Dosen Reser-
ve. Darüber hinaus nicht verwendetes NAP ist an die Apotheke zurück- � 
___________________ 

Wohnwagen vor dem Haus von L. Minelli vorgenommen. Siehe hiezu das Interview mit L. Minelli „Sterbe-
hilfe ist in Wohngebieten ideal“ in „Der Landbote“ vom 17. November 2007, S. 21.  
20

 Siehe Medieninfo des Gemeinderates Wetzikon vom 12. März 2009: 
www.wetzikon.ch/stadt/politik/muster-gr/offentlichkeitsarbeit/Med%20Info%2005-2009-03-
12%20Dignitas.pdf/at_download/file.  
21

 VB.2007.00408. Das Bundesgericht wies übrigens mit Urteil 2008 2C_191/2008 vom 24. Juni 2008 
eine Beschwerde gegen diesen Entscheid ab. In der Folge wechselte Dignitas zur Helium-Methode. Nach 
eigenen Angaben liess Dignitas die betreffenden Suizidenten trotzdem ärztlich begutachten, obwohl Heli-
um frei, also ohne ärztliches Rezept, auf dem Markt erhältlich ist.  
22

 VB.2007.00408, E. 3.4. und 4.5.  
23

 Siehe hiezu den Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 23. 
April 2008, KR-Nr. 37/2008, 609, Anfrage (Sterbehilfe). Am gleichen Ort wird der Zusammenhang zwi-
schen dieser Weisung und der Verwendung von Helium durch Dignitas hergestellt. Im selben Protokoll 
wird auf die Weisung „Ausstellung von Rezepten für Natrium-Pentobarbital im Rahmen der Organisation 
Exit oder Dignitas“ der Gesundheitsdirektion vom September 1999 verwiesen. In dieser Weisung werde 
ausdrücklich festgehalten, dass der Wunsch einer Patientin bzw. eines Patienten zu sterben, alleine nicht 
genüge, um ein Rezept für NAP ausstellen zu können. Erforderlich sei zugleich eine einwandfreie schrift-
liche Dokumentation einer zum Tode führenden Krankheit mit unabwendbarem Verlauf sowie der Urteils-
fähigkeit im Hinblick auf den Todeswunsch. Diese Weisung sei inhaltlich konform mit den Richtlinien der 
Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften zur Betreuung von Patientinnen und Pati-
enten am Lebensende vom 25. November 2004.  
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zuschieben. Für die interne Kontrolle des NAP-Bestandes ist die Leitung Freitodbegleitung 
selbst verantwortlich.  

Zu neuen Erkenntnissen ist man in den letzten Jahren auch hinsichtlich der finanziellen Ver-
hältnisse bei der organisierten Suizidhilfe gelangt. Für Aufsehen haben zunächst Informationen 
über die von Dignitas praktizierten Tarife für ihre Leistungsangebote gesorgt, die sich für eine 
Suizidbegleitung mit Einbezug der Bestattungsformalitäten auf einen Vorschuss von rund 
10'000 CHF belaufen. Gemäss Nachforschungen der SonntagsZeitung hat sich der Umsatz von 
DIGNITAS zwischen 2004 mit 770'000 CHF und 2008 auf rund 1,4 Mio CHF fast verdoppelt24. 
EXIT Deutsche Schweiz finanziert seine Tätigkeit durch Mitgliederbeiträge (35 CHF pro Jahr), 
Spenden, Kapitalzinsen und andere Erträge. Seine Dienstleistungen sind Mitgliedern vorbehal-
ten25.  

Kommentar: Mit Interesse zur Kenntnis zu nehmen ist, dass sich  das Eidgenössi-
sche Justizdepartement für diese Behauptung auf die  „SonntagsZeitung“ abstützt, 
und dass es deren Spekulationen ausserdem als „Nach forschungen“ bezeichnet.  
Diese „Nachforschungen“ bestanden lediglich darin, dass ein in kaufmännischen 
Dingen wenig bewanderter Mitarbeiter dieses Blattes  eine einfache Multiplikation 
vorgenommen hat: Er hat die Anzahl der von D IGNITAS durchgeführten Suizidbe-
gleitungen mit den dafür in den D IGNITAS-Statuten festgesetzten besonderen Mit-
gliedergebühren multipliziert.  
Dabei hat er allerdings die wichtige Bestimmung von  Artikel 9 Absatz 6 der D IGNI-
TAS-Statuten übersehen. Diese sehen vor, dass Mitglied er, welche in bescheide-
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nen wirtschaftlichen Verhältnissen leben, den Antra g auf Reduktion oder Erlass 
der Mitgliederbeiträge stellen können.  
Tatsächlich reduziert oder erlässt D IGNITAS in zahlreichen Fällen erhebliche Bei-
träge für solche Mitglieder. 
Im Übrigen haben bisher weder Medien noch das EJPD – trotz entsprechenden 
nachdrücklichen Hinweisen und Informationen – je di e grosse suizidvermeidende 
Wirkung von D IGNITAS zur Kenntnis nehmen wollen. D IGNITAS kann bei seiner tele-
fonischen, schriftlichen und persönlichen Beratungs tätigkeit einer vielfachen Zahl 
von Mitgliedern, die um eine Freitodbegleitung ersu chen, helfen, trotz ihrer 
Schwierigkeiten weiterzuleben. Mit diesem Aspekt de r Tätigkeit hat sich auch die 
schweizerische Wissenschaft bisher nicht beschäftig en wollen.  Es sieht ganz so 
aus, als wolle man Positives lieber nicht wissen, u m umso besser die eigenen 
Vorurteile bedienen zu können. 
Wer dazu ein besonders illustratives Beispiel kenne n lernen will, beschaffe sich 
die Seite 3 der „Süddeutschen Zeitung“ vom 24. Juni  2008. Dort wird von einer 
Münchener Journalistin über die Erfahrungen der an multipler Sklerose leidenden 
Münchner Einwohnerin Bettina Meierhofer berichtet.  
Diese sandte an einem Abend nach Büroschluss an D IGNITAS ein e-Mail. Ihre 
Krankheit verursache ihr zunehmend Schmerzen, und d eshalb möchte sie in die 
Schweiz kommen, um mit D IGNITAS ihr Leben zu beenden.  
Bereits 90 Minuten nach Eintreffen ihres e-Mails ha tte sie von Dignitas Antwort be-
kommen: Man verwies sie an den Münchener Professor Gian Domenico Borasio, 
Chef der Palliativstation im Münchener Klinikum Gro sshadern.  

Dieser konnte der Frau die Schmerzen so lindern, da ss sie ihren Gedanken an 
vorzeitiges Sterben zurückstellen konnte. D IGNITAS hat dieser Frau geholfen, ohne 
dass sie je Mitglied geworden wäre oder auch nur ei nen Euro hätte bezahlen müs-
sen. Dazu ist sie auch nie gebeten worden.  

Eine deutsche Studierende hat im Übrigen während ei ner vier Wochen dauernden 
Studie festgestellt, dass 70 % der Menschen, welche  DIGNITAS um eine Freitodbe-
gleitung ersucht haben, sich nie mehr gemeldet habe n, nachdem ihnen von einem 
Schweizer Arzt das entsprechende Rezept zugesichert  worden ist: Allein schon 
die Zusicherung hat ihnen eine grosse Entlastung ge bracht.  

Schliesslich ist auch die zunehmende Werbe- und Propagandatätigkeit der Suizidhilfeorgani-
sationen, mittels Inseraten und Berichten in Zeitungen im In- und Ausland26, Auftritten an Ge-
meindeanlässen und letztlich sogar Radiospots27

 zu erwähnen. Ebenfalls Aufsehen erregt hat, 
dass EXIT in seinem Vereinsheft für ein Buch Werbung betreibt, das beschreibt, welche Medi-
kamente sicher zum Tod führen und in welchen Mengen und Kombinationen sie eingenommen 
werden müssen28.  

Kommentar:  Diese Behauptung zeigt, dass deren Verfasser offen sichtlich nicht 
zwischen Informationstätigkeit einerseits und Werbe - und Propagandatätigkeit zu 
unterscheiden vermag. Er vermag offenbar auch nicht  zu erkennen, von wem sol-
che Berichte ausgehen.  

Wenn sich in der Schweiz ein weltberühmter britisch er Dirigent, der taub und fast 
blind geworden ist, gemeinsam mit seiner ebenfalls schwer kranken Ehefrau mit 
Hilfe von D IGNITAS das Leben nimmt, und wenn in der Folge deren Kinde r in Gross-
britannien die Medien darüber informieren, dann ist  es selbstverständlich, dass 
dabei auch die Organisation genannt wird, welche de n beiden hilfreich zur Seite 
gestanden ist und es ihnen so ermöglicht hat, ihr L eben sicher und schmerzlos 
beenden zu können.  

DIGNITAS hat seit seiner Gründung am 17. Mai 1998 nur in de r allerersten Anfangs-
phase versucht, mit direkter oder Inserate-Werbung Mitglieder zu gewinnen. Seit-
her ist der Mitgliederzuwachs in allererster Linie darauf zurückzuführen, dass be-
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reits vorhandene Mitglieder andere Menschen ermunte rn, ebenfalls die Ziele von 
DIGNITAS durch Beitritt zum Verein zu unterstützen. Zudem s orgen positive und 
negative Artikel in Zeitungen dafür, dass Menschen erfahren, dass es uns gibt.   

Wollte D IGNITAS wirklich Mitglieder aktiv anwerben, dann müsste de ssen Internet-
auftritt völlig anders aussehen, als dies heute der  Fall ist: Im Internet besteht nur 
eine D IGNITAS-Website in deutscher Sprache; sie enthält nur sehr  eingeschränkte 
fremdsprachige Kapitel in Englisch sowie in Französ isch.  

Immer wieder hört D IGNITAS von Personen, die sich neu an den Verein wenden, e s 
sei schwierig gewesen, diesen Verein überhaupt zu f inden. Würde D IGNITAS wirk-
lich werben, sähe dies völlig anders aus.  

Im Übrigen lehnt D IGNITAS Woche für Woche mehrere Anfragen von Medien aus 
der ganzen Welt ab, bei Interviews, Reportagen oder  gar Dokumentarfilmen derar-
tige Medien zu unterstützen. Nur ganz selten stimme n wir solchen Anfragen zu. 

Wir erachten deshalb diese Behauptungen als reine V erleumdung, also als Be-
hauptungen, die wider besseres Wissen erhoben worde n sind.  

 

2.2. Suizidstatistik in der Schweiz  

Um die Entwicklung der Fallzahlen darzustellen, sind anschliessend statistische Zahlen vom 
Jahr 2003 denjenigen vom Jahr 2007 gegenübergestellt: 

__________ 

 
24 „Mehr Umsatz trotz Rückgang der Freitode bei Dignitas“ in der SonntagsZeitung vom 22. Februar 2009, 
S. 2.  
25

 Die Organisation verfügte gemäss Geschäftsbericht 2007 über ein Fondskapital von 1,05 Mio CHF. Die 
Liegenschaft in Zürich hat einen Buchwert von 1,955 Mio. CHF und einen 2003 geschätzten Ver-
kehrswert von 2,192 Mio. CHF. Für Mitglieder auf Lebenszeit bestehen Rückstellungen von 4,539 Mio. 
CHF. Die Finanzanlagen betrugen Ende 2007 4,7 Mio. CHF. EXIT beschäftigte im Jahr 2007 10 Per-
sonen in 8 Vollzeitstellen. (Quelle: www.exit.ch).  
26

 Vgl. „Justiz vermutet Eigennutz bei Dignitas“ in NZZ am Sonntag vom 4. Januar 2009, S. 10; vgl. auch 
„En Suisse, rendez-vous avec la mort“, in Le Monde vom 25. Mai 2008, Interview mit L. Minelli, in wel-
chem dieser zugibt, die für Suizidhilfe verlangten Gebühren für seinen Kampf in der Schweiz und auf 
internationaler Ebene finanzieren zu können.  

 

Kommentar:  Der Satz, der bereits sprachlich verunglückt ist, meint, Minelli habe 
erklärt, aus dem Erlös von Sondermitgliedergebühren , die bei Freitodbegleitungen 
anfallen, werde (unter anderem) auch der Kampf von DIGNITAS ausserhalb der 
Schweizer Grenzen finanziert. Dieser Kampf wird gef ührt, um auch dort das Recht 
auf den selbstbestimmten Tod durchzusetzen. Damit m üssten die Menschen dazu 
nicht schwer belastende Reisen auf sich nehmen, um ihr Selbstbestimmungsrecht 
in der Schweiz, betätigen zu können. Sie empfinden zwar die Schweiz als einzigar-
tigen Hort der Freiheit auf der Welt, würden aber l ieber zuhause sterben können. 

Quelle des Vorwurfs, der dann Eingang in der NZZ ge funden hat, ist hier im Übri-
gen wiederum ein nicht über die erforderliche Infor mation verfügender Zürcher 
Staatsanwalt auf dem Lande, der weder zwischen Eige nnutz noch Selbstsucht zu 
unterscheiden, geschweige denn logisch zu denken ve rmag: Würde im Ausland 
ähnliche Freitodhilfe möglich, wie wir sie in der S chweiz kennen, müsste ja wohl 
der Zustrom in die Schweiz aus dem Ausland zurückge hen, was Auswirkungen 
auf die wirtschaftliche Lage von D IGNITAS haben dürfte. Letztlich würde D IGNITAS 
überflüssig werden. 

 
27

 Vgl. „Der Tod am Radio“ in Blick-Online vom 6. April 2009: EXIT buhlt per Radiospot um neue Mitglie-
der.  
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28
 B. Chabot / P. Admiraal et al., Wege zu einem humanen selbstbestimmten Sterben, Stiftung WOZZ 

Amsterdam; vgl. EXIT Info 3/2008, S. 16 f. und 4/2008, S. 14 ff.  
 

Im Original Beginn von Seite 11/35 
 
        

Statistik für das Jahr 200329 Gesamte In % aller In % aller 
  Schweiz Todesfälle Suizide 
Todesfälle 63'070     
Suizide 1'400 2,22 %   
Durch Organisationen begleitete Suizide       
(EXIT Deutsche Schweiz: 131; EXIT 272 0,43 % 19,43 % 
ADMD Suisse Romande: 50; DIGNITAS: 91)       
Durch Organisationen begleitete Suizide       
von Personen ohne Wohnsitz in der 91 0,14 % 6,5 % 
Schweiz (DIGNITAS)       

 

 

        
Statistik für das Jahr 2007 Gesamte In % aller In % aller 
  Schweiz Todesfälle Suizide 

Todesfälle 61'18930     

Suizide 1'36031 2,23 %   
Durch Organisationen in der Schweiz begleite-       

te Suizide, insgesamt ca. 40032 0,65 % 29,41 % 
Durch Dignitas begleitete Suizide von Perso-       
nen ohne Wohnsitz in der Schweiz 91 0,14 % 6,5 % 

 

Kommentar:  Die vom Bericht des EJPD in den beiden vorstehende n Tabellen rot 
dargestellten Zahlen der Todesfälle bzw. der Suizid e stammen aus der Statistik 
über die Bevölkerungsbewegung der schweizerischen W ohnbevölkerung. Darin 
sind  jedoch  Todesfälle und Suizide von Personen m it ausländischem Wohnsitz, 
die in der Schweiz verstorben sind, nicht enthalten . Richtigerweise müssten zu 
den in den Tabellen wiedergegebenen Zahlen noch die  Zahlen der in der Schweiz 
verstorbenen Personen mit ausländischem Wohnsitz hi nzugerechnet werden.  

_____________ 

29
 Diese Aufstellung stammt aus dem Sterbehilfe-Bericht (Fn. 2), S. 33. Siehe zu den Quellennachweisen 

a.a.O.  
30

 Quelle: Bundesamt für Statistik (Hrsg.), BFS Aktuell, Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung 
(BEVNAT) 2007, Definitive Ergebnisse, Neuenburg, 17. Juli 2008, S. 6.  
31

 Communiqué de presse de l’Office fédéral des statistiques du 23 mars 2009, Nouvelle baisse légère du 
taux de mortalité, p. 5, disponible sous : 
www.bfs.admin.ch/bfs/portal/fr/index/news/medienmitteilungen.Document.118948.pdf. Die Suizidzahlen 
lagen in den Jahren 2004 bis 2006 ziemlich höher, nämlich 2004: 1485; 2005: 1657, 2006: 1467. EXIT 
Deutsche Schweiz hat im Jahr 2006 nach eigenen Angaben 150 Suizidbegleitungen durchgeführt, Digni-
tas im Jahr 2006 195 (davon 61,5 % Deutsche), und im Jahr 2007 138 (davon 6 Schweizer). Ex Internati-
onal führt pro Jahr durchschnittlich zwischen 12 und 20 Suizidbegleitungen durch.  
32

 Diese Schätzung beruht auf der Bekanntgabe der Fallzahlen zur Suizidhilfe auf der Website von Digni-
tas (138 im Jahr 2007; siehe 
www.dignitas.ch/Taetigkeitsberichte/FTB%20nach%20Jahr%20und%20Domizil_1998-2008.pdf), zu ei-
nem Presseartikel, wonach Exit Deutsche Schweiz 2007 Sterbebegleitung für 179 Menschen geleistet hat 
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(siehe «Dignitas Deutschland macht Rückzieher», Sonntag, 22. Februar 2009, S. 7), sowie zu den Schät-
zungen für EXIT ADMD und Ex-International.  
 

Betrachtet man die Entwicklung der Fallzahlen im Bereich Suizide und begleitete Suizidhilfe seit 
Veröffentlichung des Sterbehilfe-Berichtes Ende Mai 2006, so ist hinsichtlich der absoluten Zah-
len der begleiteten Suizide klar eine Erhöhung festzustellen, nämlich von insgesamt 272 Fällen 
im Jahr 2003 auf ca. 400 Fälle im Jahr 2007. Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Anzahl der Suizide in dieser Periode leicht abgenommen haben, sind die Fälle von begleiteter 
Suizidhilfe markant angestiegen (von 19% auf 29%, was einer Erhöhung von 52% in fünf Jah-
ren entspricht). Diese Entwicklung ist für sich alleine noch kein Grund, um heute den Hand-
lungsbedarf anders einzuschätzen als noch im Jahr 2006, aber die Fallzahlen sind insgesamt 
gesundheits- und gesellschaftspolitisch kein gutes Zeichen, und deren Entwicklung ist daher 
wachsam zu verfolgen33. 

Kommentar:  Im Bericht fehlt eine Begründung, weswegen er “die se Entwicklung” 
als“gesundheits- und gesellschaftspolitisch kein gu tes Zeichen” wertet.  

Der Verfasser hätte sich beispielsweise darüber in einem Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte in Strassburg vom 29. April 2002 orientieren 
können. Dort hat der Gerichtshof in Abschnitt 62 se ines Urteils in der Sache von 
Diane Pretty gegen Grossbritannien  wörtlich erklärt: 

 

“Ohne in irgendeiner Weise die Unantastbarkeit des Lebens in Frage zu 
stellen, ist der Gerichtshof der Meinung, dass die Frage der Lebensqualität 
unter dem Gesichtspunkt des Art. 8 relevant ist. In  einem Zeitalter der 
wachsenden medizinischen Raffinesse, verbunden mit langer Lebenserwar-
tung, machen sich viele Menschen Sorgen, dass sie g ezwungen werden 
könnten, in hohem Alter oder in einem Zustand fortg eschrittenen körperli-
chen oder geistigen Verfalls weiterzuleben, der ihr en Grundüberzeugungen 
und Vorstellungen von eigener persönlicher Identitä t widerspricht.“ 

Es gibt Menschen, die dazu nicht gezwungen werden w ollen, und weil deren Zahl 
zunimmt, nimmt auch die Fallzahl bei den Suizidhilf e-Organisationen zu. Warum 
dies aber kein gutes Zeichen sein soll, erklärt der  Autor des Berichts mit keinem 
Wort. Es ist nur die natürliche Folge des hygienisc hen und medizinischen Fort-
schritts, welche beide eben auch eine nicht zu vern achlässigende Schattenseite 
aufweisen.  

33
 Im Jahr 2006 starben 863 Männer und 445 Frauen durch Suizid in der Schweiz (BFS, Todesursa-

chenstatistik, 2007). Bei den Männern ist Suizid seit 1980 kontinuierlich abnehmend. Bei den Frauen sind 
die Suizidfälle seit 1999 leicht zunehmend. Bei Personen im hohen Alter zeigt sich eine deutliche Zunah-
me von Suizidtodesfällen. Im Alter von 15 bis 44 Jahren ist Suizid bei den Männern und den � 
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Die konstante Zunahme der Fälle von Suizidhilfe wurde 2008 gebremst. In diesem Jahr leis-
teten Dignitas und Exit Deutsche Schweiz nach eigenen Angaben bei 13234

 bzw. 16735
 Per-

sonen Suizidhilfe (2007 betrug diese Zahl 138 bzw. 179 Personen, 2006 sogar 195 bzw. 150 
Personen). Bei beiden Organisationen ist demzufolge ein Rückgang um 6% gegenüber 2007 
und um 13% gegenüber 2006 festzustellen. Das Ergebnis ist schwer interpretierbar, vor allem 
weil die Statistiken zu 2008 über die Anzahl Suizide generell noch nicht vorliegen. Womöglich 
haben die striktere Anwendung der geltenden Bestimmungen sowie der Ausbau der Palliativ-
pflege, die auf die beiden früheren Sterbehilfe-Berichte zurückgehen36, dazu beigetragen, die 
Tätigkeit der Sterbehilfeorganisationen etwas zu bremsen. Allerdings ist nicht völlig auszu-
schliessen, dass der Rückgang nur provisorisch anhält und dass die Fallzahlen der Suizidhilfe 
2009 erneut zunehmen werden.  
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2.3. Politische Entwicklungen und Vorstösse in der Schweiz  
Als Reaktion auf die Veröffentlichung der beiden Sterbehilfe-Berichte sowie der Beschlüsse des 
Bundesrates forderte der vom Suizidtourismus stark belastete Kanton Zürich eine Bun-
desregelung zur Aufsicht über Suizidhilfeorganisationen und klare Regelungen zur Kontrolle 
derselben37. In der Folge gab es im Kanton Zürich verschiedene Vorstösse zum Thema. Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit seien hier genannt: Die dringliche Anfrage „Rechtslage und Mass-
nahmen bezüglich Eingrenzung der Sterbehilfe im Kanton Zürich“ vom 12. Februar 2007, die 
Interpellation „Missstände bei der Suizidbegleitung“ vom 23. Januar 2008 und das (dringliche) 
Postulat „Schluss mit den Aktivitäten von Dignitas“ vom 31. März 200838.  

Kommentar:  Der Bericht listet solche parlamentarischen Vorstö sse auf, ohne sie 
jedoch zu qualifizieren. Dies ist für eine objektiv e Darstellung aber notwendig.  

Praktisch sämtliche parlamentarischen Vorstösse kom men aus fundamentalis-
tisch-christlichen Kreisen, die in keiner Weise ein er Mehrheitsmeinung in der Ge-
sellschaft oder in der Politik entsprechen.  
 

Im Kanton Aargau hat der Regierungsrat in seiner Botschaft zu einem neuen Gesundheits-
gesetz39

 indessen auf Bestimmungen zur Suizidhilfe verzichtet, weil er der Meinung ist, dass ein 
eigentlicher Handlungsbedarf für eine Regelung der Suizidhilfe aufgrund der bereits be-
stehenden Instrumente und der aktuellen Entwicklung nicht bestehe. Hingegen hat er in der 
Strafprozessordnung eine Rechtsgrundlage für die Überwälzung der strafprozessualen Un-
tersuchungskosten auf Sterbehelfende geschaffen. Am 17. Juni 2008 hat der Kanton Aargau 
eine Standesinitiative eingereicht, mit welcher die Bundesversammlung eingeladen wird, mittels 
geeigneter Massnahmen die gewerbsmässige Beihilfe zum Suizid zu verhindern und �  

__________ 
 
Frauen die zweithäufigste Todesursache (BFS, Sterbefälle und Sterbeziffern wichtiger Todesursachen nach 
Alter, Männer und Frauen, BFS, 2002-2005). Mit 15 Suizidfällen pro 100'000 Einwohner liegt die Schweiz im 
oberen europäischen Mittelfeld (siehe: www.bag.admin.ch.suizidpraevention). Neben dem individuellen Leid 
für die hinterbliebenen Familien und Freunde erfährt die Gesellschaft eine beträchtliche Einbusse in der Pro-
duktivität. Gemäss einer Studie [Kennelly B. The economic cost of suicide in Ireland. Crisis. 2007; 28 (2): 89-
94] liegen die durch Suizid verursachten Produktionseinbussen bei fast 1% des Bruttosozialprodukts.  
34 Die Zahlen sind auf der Website von Dignitas einsehbar unter: 
www.dignitas.ch/Taetigkeitsberichte/FTB%20nach%20Jahr%20und%20Domizil_1998-2008.pdf.  
35 Vgl. «Dignitas Deutschland macht Rückzieher», Sonntag, 22. Februar 2009, S. 7.  
36 Zum Einfluss der beiden Berichte auf die Praxis siehe 2.1 und 2.4.  
37 Siehe etwa NZZ am Sonntag vom 4. Juni 2006, S. 17, wo Regierungsrat Markus Notter namentlich die 
Pflicht zur Dokumentation der Suizidhilfefälle und der Beurteilung des Sterbewillens sowie eine Prüfung 
der finanziellen Verhältnisse und der Fachkenntnisse der Organisationen forderte.  
38 Der Zürcher Regierungsrat verwies in seiner Antwort vom 7. Mai 2008 wiederum auf eine Bundes-
lösung im Sinne einer Aufsichtsgesetzgebung. Siehe hiezu Auszug aus dem Protokoll des Regie-
rungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 7. Mai 2008 zu KR-Nr. 119/2008, S. 7.  
39 Botschaft des Regierungsrats des Kantons Aargau an den Grossen Rat vom 21. Mai 2008 (08.141)  
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eine gesamtschweizerisch verbindliche Regelung der medizinischen Suizidbegleitung vorzu-
nehmen40.  

Die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) 
hat 2008 eine Stellungnahme41

 zur Regelung der Aufsicht erarbeitet, worin die Kantone gross-
mehrheitlich zum Schluss kommen, es brauche keine neuen gesetzlichen Regeln auf Bundes-
ebene. Gemäss ihrem Zentralsekretär zeigen die Erfahrungen mit Qualitätssicherungen im Ge-
sundheitswesen, dass solche Regeln ein Aufblähen der Bürokratie mit sich bringen, aber keine 
wirksame Qualitätskontrolle. Um die Gefahr eines zusätzlichen „Legitimationsschubs“ nicht zu 
steigern, sei es wichtiger, prioritär die Qualifizierung des Pflegepersonals und die Durchsetzung 
der Richtlinien der Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) zu 
fördern.  
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Kommentar:  Die Auffassung der Schweizerischen Konferenz der k antonalen Ge-
sundheitsdirektorinnen und –direktoren (GDK) ist in  allen Teilen zutreffend. Nie-
mand hat nämlich bisher begründet geltend machen kö nnen, es fehle an der Qua-
lität der in der Schweiz von Organisationen durchge führten Suizidbegleitungen. 
Auch haben die Behörden von den Organisationen stet s die erforderlichen Doku-
mentationen erhalten, obwohl es für diesen Anspruch  seitens der Behörden nir-
gends eine gesetzliche Grundlage gibt. 
 

Auf Bundesebene wurden folgende Vorstösse eingereicht: Die parlamentarische Initiative 
Egerszegi-Obrist 06.453n „Regelung der Sterbehilfe auf Gesetzesebene“ vom 23. Juni 2006 
und die Interpellation Aeschbacher 06.3606n „Kein Handlungsbedarf des Bundes beim Ster-
behilfetourismus“ vom 6. Oktober 2006. Etwas später folgten dann noch die Motionen Glanz-
mann 07.3626n „Aufsicht über die Sterbehilfeorganisationen“ vom 3. Oktober 2007 und Stadler 
07.3163s „Gesetzliche Grundlage für die Aufsicht über die Sterbehilfeorganisationen“ vom 22. 
März 2007, die parlamentarische Initiative Aeschbacher 07.480n „Stopp dem unwürdigen Ster-
betourismus in unserem Land“ vom 5. Oktober 2007 sowie die Motionen Flückiger-Bäni 
07.3866n „Kostenübertragung an Sterbehilfeorganisationen vom 21. Dezember 2007, Aeschba-
cher 08.3300n „Anstiftung und Beihilfe zu Selbstmord unter Strafe stellen“ vom 10. Juni 2008 
sowie Flückiger-Bäni 08.3427n „Befristetes Verbot für Sterbehilfe“ vom 13. Juni 2008. Die oben 
erwähnte Motion Stadler wurde vom Ständerat als Erstrat am 21. Juni 2007 gegen den Antrag 
des Bundesrates mit 17 gegen 9 Stimmen angenommen. Schliesslich hat der Kanton Aargau 
am 17. Juni 2008 eine Standesinitiative betreffend Änderung von Artikel 115 StGB zwecks Ver-
hinderung des Sterbetourismus eingereicht42.  

Kommentar:  Wiederum werden hier parlamentarische Vorstösse au fgeführt, ohne 
diese zu bewerten. Parlamentarische Vorstösse haben  nicht einfach von sich aus 
Gewicht. Es muss beurteilt werden, wer sie einreich t, auf welchen Quellen sie be-
ruhen und in diesen Bereich auch, ob es sich um blo sse Wiederholungen handelt, 
wie das im Zürcher Kantonsrat zu beobachten war.  

Die Vorstösse sind weitgehend auf blosse Lektüre vo n zumeist nicht ausreichend 
fundierten Berichten in Massenmedien zurückzuführen ; nie hat sich je ein Urheber 
eines solchen Vorstosses darum bemüht, von D IGNITAS direkte Aufschlüsse zu 
verlangen. Solche würden jederzeit gerne erteilt.  

Gesamthaft gesehen geben solche Vorstösse in aller Regel Ansichten von Min-
derheiten kund, die den Suizid grundsätzlich ablehn en; es gibt keinerlei namhafte 
Unterstützung dafür aus der Wählerschaft. 
 

Die SAMW hat am 7. Juni 2006 in einem Schreiben an den Bundesrat die Meinung kundgetan, 
dass der Bund im Bereich der Suizidhilfeorganisationen eine Aufsichtspflicht habe; mit ver-
schiedenen kantonalen gesetzlichen Rahmenbedingungen würde das Phänomen des Sterbe-
tourismus ansonsten weiter Blüten treiben43. Zudem hat die Nationale Ethikkommission im Be-
reich der Humanmedizin (NEK) am 27. Oktober 2006 ihre Stellungnahme Nr. 13/2006 „Sorg-
faltskriterien im Umgang mit Suizidbeihilfe“ veröffentlicht, worin sie den möglichen Inhalt der von 
ihr bereits im Jahr 2005 geforderten Aufsichtsregelung44

 aufgezeichnet hat45. 
 

Kommentar:  Auch die Nationale Ethikkommission (NEK) hat ihre Beschlüsse ge-
fasst, ohne D IGNITAS je auch nur die Chance gegeben zu haben, ihr darzu legen, in 
welcher Weise diese Organisation arbeitet. Somit mu ss davon ausgegangen wer-
den, dass die NEK ihre Beschlüsse gefasst hat, ohne  die relevanten Fakten über-
haupt zu kennen. 

Es ist auch bekannt, dass der frühere Präsident der  NEK fundamentalistischen 
Ideen zumindest nahesteht.  

Etliche Mitglieder der NEK sind zudem stark in der römisch-katholischen Kirche 
verankert.  
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Es gibt nicht eine  Ethik; sie ist kein neutrales wissenschaftliches F ach, das ohne 
Kenntnis des Bekenntnisses jener, die sie vertreten , beurteilt werden kann.  

Bezüglich der NEK darf sogar gesagt werden: Wenn ei ne Ethikkommission derart 
weitgehende Beschlüsse fasst (die teilweise sogar g egen Bestimmungen der 
EMRK verstossen!), ohne die Betroffenen gehört zu h aben, verstösst sie gegen 
das grundlegendste Gebot jeglicher Ethik, nämlich j enes, fair zu sein.  

Die NEK hat sich im Übrigen vom Leitenden Oberstaat sanwalt des Kantons Zürich 
instrumentalisieren lassen – ihm hat sie Gelegenhei t gegeben, an einer ihrer Sit-
zungen teilzunehmen, und sie hat seine Forderungen im Wesentlichen ungeprüft 
übernommen. 

____________________ 

40
 Standesinitiative 08.317 (Beihilfe zum Suizid. Änderung von Art. 115 StGB).  

41
 Zentralsekretär der GDK Franz Wyss anlässlich eines Rundtischgesprächs im EJPD zum Thema „Sui-

zidhilfeorganisationen“, am 16. Juni 2008. Die Regierung des Kantons Zürich vertritt allerdings eine ande-
re Meinung.  
42

 Siehe Fn. 40.  
43

 Siehe den entsprechenden Ausschnitt aus dem Schreiben in der oben bereits genannten Interpellation 
Aeschbacher 06.3606n vom 6. Oktober 2006. Vgl. dazu aber auch die Stellungnahme der zentralen 
Ethikkommission der SAMW vom 15. Januar 2007, unten unter Ziff. 2.5 am Ende.  
44

 Siehe hiezu die Stellungnahme Nr. 9/2005 „Beihilfe zum Suizid“, verabschiedet von der NEK am 27. 
April 2005, S. 52 ff. und S. 70.  
45

 A.a.O., S. 4-6, formuliert die NEK Empfehlungen bezüglich Abklärungen von suizidwilligen Personen. 
Dabei nennt sie konkret folgende Punkte: 1) die Urteilsfähigkeit im Hinblick auf die Entscheidung, das 
eigene Leben mit Hilfe eines Dritten zu beenden; 2) der Suizidwunsch muss aus einem schweren, krank-
heitsbedingten Leiden entstanden sein; 3) psychisch kranken Menschen, bei denen Suizidalität ein Aus-
druck oder Symptom der Erkrankung ist, soll keine Suizidhilfe gewährt werden; 4) der Sterbewunsch ist 
dauerhaft und konstant und nicht aus einem Affekt oder aus einer absehbar vorüberge- 
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Unter den politischen Entwicklungen ist auch ein (unveröffentlichtes) Positionspapier des Par-
teipräsidiums der CVP Schweiz vom 13. Juni 2008 „Nein zum Sterbetourismus in der Schweiz“ 
zu erwähnen. Darin fordert die CVP namentlich die Förderung der Palliativmedizin, ein Nein 
zum Sterbetourismus (z.B. Einführung einer Einschränkung, wonach nur gegenüber Personen 
mit Wohnsitz in der Schweiz seit einem Jahr Suizidhilfe geleistet werden dürfe), eine in jeder 
Hinsicht uneigennützige Suizidhilfe (auch in Bezug auf Spesen sowie auf Annahme von Erb-
schaften oder anderer Zuwendungen), eine Aufsichts- und Bewilligungspflicht für Suizidhilfeor-
ganisationen sowie örtliche Einschränkungen (wiederholte Suizidhilfe darf nicht in Wohnquartie-
ren durchgeführt werden). 
 
2.4. Rechtliche Entwicklungen in der Schweiz 
 
Seit der Veröffentlichung des Vorentwurfs zum Sterbehilfe-Bericht am 6. Februar 200646 – wel-
cher in weiten Zügen schon der definitiven Fassung entsprach – ist eine gewisse Dyna-
misierung in der Durchsetzung des geltenden Rechts in der Schweiz zu vermerken. Die juris-
tische Praxis im Zusammenhang mit Suizidhilfeorganisationen begann sich in Richtung kon-
sequentere bzw. effizientere Anwendung der bestehenden Rechtsgrundlagen zu verändern. 
Neben den oben unter Ziff. 2.1. bereits erwähnten Punkten (Praxis der Baubehörden betref-
fend Sterbewohnungen und Praxis der Gesundheitsbehörden betreffend Ausstellung von NAP-
Rezepten) wurde am 26. März 2006 über den Weg einer Einstellungsverfügung von der Staats-
anwaltschaft I des Kantons Zürich (Besondere Untersuchungen) gegenüber Vertretern von 
Dignitas etwa signalisiert, dass von diesem Zeitpunkt an die Lagerung von NAP in Mengen, die 
über das für die Anwendung im Einzelfall Notwendige hinausgehen, nicht mehr geduldet würde 
bzw. die Betreffenden sich künftig nicht (mehr) auf Rechtsirrtum berufen könnten. Am 25. Janu-
ar 2007 wurde der Verein Dignitas zudem neu und von Amtes wegen als nach kaufmännischer 
Art geführtes Gewerbe (Art. 61 Abs. 2 ZGB; SR 210) ins Handelsregister eingetragen und damit 
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automatisch einer gesetzlichen Buchführungspflicht unterworfen (Art. 957 OR; SR 220). Erwäh-
nenswert ist auch, dass trotz den neueren Erkenntnissen über die finanziellen Verhältnisse der 
organisierten Suizidhilfe von den Strafverfolgungsbehörden des Kantons Zürich bei Suizidhilfe-
organisationen bzw. deren Vertretern noch nie auf das Vorliegen von Selbstsucht im Sinne von 
Artikel 115 StGB erkannt wurde47. Schliesslich gab der Regierungsrat des Kantons Zürich im 
November 2008 bekannt, dass die Zürcher Staatsanwaltschaft sämtliche Verfahren gegen 
Dignitas mangels rechtsgenügenden Verdachts � 
__________ 
 
henden Krise entstanden; 5) der Wunsch zum Suizid ist frei von äusserem Druck zustande gekommen; 6) alle 
Alternativen sind abgeklärt, mit dem Suizidwilligen erwogen und geprüft sowie gemäss seinem Wunsch ausge-
schöpft; 7) persönliche, mehrmalige Kontakte und intensive Gespräche sind unabdingbar und somit eine Ab-
klärung aufgrund einer einmaligen Begegnung oder auf dem Korrespondenzweg ausgeschlossen; 8) eine un-
abhängige Zweitmeinung kommt zum gleichen Schluss.  
46

 Aufgrund des öffentlichen Interesses an diesem Thema wurde damals zeitgleich mit der Ämterkonsultation 
der Vorentwurf veröffentlicht. Siehe die entsprechende Pressemitteilung sowie die damalige Fassung des Be-
richts unter: http://www.bj.admin.ch/bj/de/home/dokumentation/medieninformationen/2006/2006-02-
06.html.  
47

 Siehe  hiezu  den  Auszug  aus  dem  Protokoll des  Regierungsrates  des Kantons Zürich, Sitzung vom 
7. Mai 2008 zu KR-Nr. 119/2008, S. 2-5, wo der Regierungsrat ausführlich zu dieser Frage eine Stellung-
nahme abgibt. Konkret: „Zwar muss bei Dignitas für eine Sterbebegleitung ein nicht unerheblicher Geld-
betrag entrichtet werden, der sich aber mit Blick auf die Refinanzierung verschiedener Administrations- 
und anderer Aufwendungen nachvollziehen lässt, auch wenn der Kostendeckungsgrad nicht restlos beur-
teilt werden kann. Die Höhe der Spesenentschädigungen der einzelnen Begleitpersonen liegt offensicht-
lich nicht in erheblichem Masse über einem kostendeckenden Beitrag, so dass die Grenze zur selbst-
süchtigen Motivation nicht überschritten wird“ (a.a.O., S. 3 f.).   

 
Im Original Beginn von Seite 15/35 

einer strafbaren Handlung eingestellt habe48. Allerdings hat der stellvertretende leitende Zür-
cher Staatsanwalt im Januar 2009 eingeräumt, dass selbstsüchtige Beweggründe vorliegen 
könnten, falls sich herausstellen sollte, dass Dignitas die Gelder aus der Suizidbegleitung für 
Propagandazwecke oder Anwaltskosten eingesetzt hat49.  

Kommentar:  Der Begriff „selbstsüchtig“ in Art. 115 StGB wird in diesem Bericht 
nirgends näher untersucht. Da Art. 115 StGB nur auf  natürliche Personen an-
wendbar ist, kann sich der Begriff auch nur auf das  Verhalten einer natürlichen 
Person beziehen.  

Das heisst mit anderen Worten: Es müsste eine natür liche Person aus der Tatsa-
che des Ablebens einer anderen Person einen derarti g unethischen Vorteil erlan-
gen, dass Selbstsucht unterstellt werden kann.  

Der Bundesrat hatte in seiner Botschaft zum Entwurf  des StGB im Jahre 1918 zwei 
Beispiele für solch selbstsüchtiges Handeln angefüh rt: Wenn jemand deshalb, um 
schneller an das Vermögen einer Person, deren Erbe er ist, herankommen zu kön-
nen, dieser Person zu einem Suizid rät und ihr dabe i hilft, oder wenn jemand eine 
Person, für welche er verwandtenrechtliche Unterstü tzungsleistungen erbringen 
muss, rät, durch Suizid deren Leben zu beenden, so dass er für sie nicht weitere 
Zahlungen erbringen muss. Damit Selbstsüchtigkeit v orliegt, braucht es somit ei-
nerseits einen (meist geldwerten) Vorteil, andersei ts einen wesentlichen Verstoss 
gegen ein unangefochtenes ethisches Prinzip. 

Es erscheint demzufolge wenig logisch, wenn ein Zür cher Staatsanwalt meint, 
Selbstsüchtigkeit könnte auch darin bestehen, dass DIGNITAS derartige Gelder für 
„Propagandazwecke oder Anwaltskosten“, also für die  Durchsetzung des Vereins-
zwecks, sei es in der Öffentlichkeit, sei es im Rec ht, eingesetzt habe.  

Das Beispiel vermag lediglich zu zeigen, dass selbs t zürcherische Staatsanwälte 
gelegentlich Mühe haben, juristisch folgerichtig zu  denken. Dass in der Folge 
Sonntags-Medien solches weiterverbreiten, überrasch t nicht weiter.  
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Die Oberstaatsanwaltschaft des Kantons Zürich entwarf im April 2007 „Richtlinien für die orga-
nisierte Suizidhilfe“. Diese Richtlinien, welche zum Zwecke der Qualitätssicherung und -kon-
trolle aufgestellt wurden, wurden den Suizidhilfeorganisationen mit Sitz in Zürich zur Stel-
lungnahme unterbreitet. Ansonsten ist dieser Entwurf nicht öffentlich zugänglich. Die mögliche 
rechtliche Einordnung und allfällige Verbindlichkeit solcher Richtlinien ist bis heute nicht restlos 
geklärt50.  

 

2.5. Stimmen aus der schweizerischen Wissenschaft  

In ihrer 2008 veröffentlichten rechtlichen Dissertation „Suizidhilfeorganisationen und Strafrecht“ 
kommt Petra Venetz zu folgenden Schlüssen: „Eine Revision oder eine Ergänzung von Artikel 
115 StGB eignet sich kaum, um tatsächlichen oder vermeintlichen Missständen bei der assis-
tierten Hilfe zur Selbsttötung abzuhelfen. Dass sich durch solche Bemühungen die Hoffnung auf 
grössere Rechtssicherheit erfüllen sollte, ist ebenfalls nicht anzunehmen.“ Sowohl zu einem 
speziellen Aufsichtsgesetz als auch zu einer allfälligen Revision des Betäubungsmittelrechts 
äussert sie Unbehagen und Skepsis. Bei beiden Varianten warnt sie vor einer faktischen Be-
schränkung der Suizidhilfe und deren Folge von Verdrängung in die Illegalität. Auf der anderen 
Seite gibt sie zu bedenken, dass nicht ausgeschlossen sei, dass ein Spezialgesetz aufgrund 
der staatlichen Etablierung die Ausweitung der Suizidhilfe fördere51. Nadège Beldi vertritt hinge-
gen in ihrem Aufsatz „La problématique de l’assistance au suicide en droit suisse“ die Meinung, 
der Gesetzgeber müsse einschreiten – dies unter Begrüssung der auch von der NEK geforder-
ten Regulierungen in diesem Bereich. Sie skizziert dabei die verschiedenen Möglichkeiten und 
spricht sich ausdrücklich für die Schaffung eines Spezialgesetzes aus52. Georg Bosshard, Ober-
arzt am Universitätsspital Zürich, würde ein Bundesgesetz, welches eine Registrierungs-, Bewil-
ligungs- und Aufsichtspflicht für Suizidhilfeorganisationen vorsieht, begrüssen53. Nach der Mei-
nung von Christian Schwarzenegger 

__________ 

 
48

 Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zürich, KR-Nr. 283/2008, Sitzung vom 12. 
November 2008: Es wird namentlich darauf hingewiesen, dass sich die fehlende Transparenz hinsichtlich des 
Vereinsvermögens und allfälliger Bezüge des Vereinsvorstandes – trotz Eintragung von Dignitas im Handels-
register und entsprechender Buchführungspflicht – mit strafprozessualen Mitteln nicht herstellen lasse.  
49

 „Justiz vermutet Eigennutz bei Dignitas“ in NZZ am Sonntag vom 4. Januar 2009, S. 10.  
50

 Der Regierungsrat des Kantons Zürich stellte bereits in seiner Antwort vom 14. März 2007 auf die dringliche 
Anfrage „Rechtslage und Massnahmen bezüglich Eingrenzung der Sterbehilfe im Kanton Zürich“ die Schaffung 
von Standesregeln für Suizidhilfeorganisationen in Aussicht – dies als Zwischenschritt bis zum allfälligen Erlass 
einer eidgenössischen Regelung. Zur rechtlichen Abstützung dieser Regelungen sagte der Regierungsrat 
nichts. Den möglichen Inhalt derselben skizzierte er hingegen. Siehe hiezu Auszug aus dem Protokoll des 
Regierungsrates des Kantons Zürich, Sitzung vom 14. März 2007 zu KR-Nr. 44/2007, S. 4.  
51

 P. Venetz, Suizidhilfeorganisationen und Strafrecht, Luzerner Beiträge zur Rechtswissenschaft, Band 
28, Diss. Zürich 2008, S. 283 f.  
52

 N. Beldi, La problématique de l’assistance au suicide en droit suisse, in: Jusletter vom 20. Oktober 
2008, Rz. 50 ff.  
53

 Siehe den Artikel „Nicht jeder darf Sterbehelfer werden“ in der NZZ vom 19. November 2007, S. 7. Die-
se Meinung wurde von ihm bestätigt im Zusammenhang mit der Präsentation einer unter seiner Leitung 
erstellten Studie, in welcher 421 Fälle von Suizidhilfe der Jahre 2001 bis 2004 aufgrund der   
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sollte am bestehenden Modell der organisierten Suizidhilfe weitgehend festgehalten werden. 
Von den Suizidhilfeorganisationen sei aber „zu verlangen, dass der Suizidwille, seine Wohl-
erwogenheit und die Urteilsfähigkeit des Suizidwilligen seriös und unter ärztlicher Mitwirkung 
abgeklärt und dokumentiert werden. Falls die Vergütungen, Schenkungen, Vermächtnisse und 
sonstigen Geldflüsse von Seiten der Suizidenten im Rahmen einer Selbstregulierung (Standes-
regeln) nicht transparent gemacht werden, drängt sich die Einführung eines verwal-
tungsrechtlichen Erlasses auf, der entsprechende Dokumentationspflichten statuiert“54.  
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Aufgrund der Erfahrungen des Universitätsspitals Lausanne (CHUV)55
 hat die SAMW am 15. 

Januar 2007 die Haltung ihrer Zentralen Ethikkommission zur Suizidbeihilfe in Akutspitälern 
bekannt gegeben und darin aufgrund der Seltenheit des Verlangens nach Beihilfe zum Suizid 
im Akutspital und der wenigen tatsächlich vorkommenden Situationen Zurückhaltung bei der 
Einführung von als nicht adäquat qualifizierten umfangreichen Checklisten empfohlen56.  

 

2.6. Entwicklung in anderen europäischen Ländern  

Deutschland  

Das Phänomen „Sterbetourismus“ betrifft seit Jahren mehrheitlich deutsche Staatsangehöri-
ge57. Dignitas ist aber seit einiger Zeit nicht mehr nur in der Schweiz beziehungsweise nur von 
Schweizer Boden aus aktiv, sondern auch in Deutschland selber. In Deutschland war im Som-
mer 2008 zudem publizitätsträchtiges Verhalten im Bereich Sterbehilfe nicht nur von Dignitas, 
sondern auch von einem „unorganisierten“ Sterbehelfer namens Roger Kusch zu verzeichnen. 
Derselbe hat im Juni 2008 einer 79 Jahre alten und nicht schwer kranken Rentnerin aus Würz-
burg zum Suizid verholfen. Diese Frau hatte sich an ihn gewandt, nachdem er im März 2008 
der Presse einen Injektionsautomaten vorgestellt hatte, der aus zwei Spritzen besteht, aus de-
nen auf Knopfdruck je zwanzig Milliliter Kaliumchlorid und ein Narkotikum in die Armvene ge-
presst werden58. 

__________ 

 
beim Institut für Rechtsmedizin der Universität Zürich vorliegenden Akten untersucht wurden. Siehe hiezu den 
Artikel „Wer Suizidbeihilfe bei Exit und Dignitas sucht“, a.a.O. (Fn. 17). In der Studie wurde namentlich festge-
stellt, dass der Anteil der Frauen, die Suizid begehen, deutlich höher war als derjenige der Männer (bei Digni-
tas 64 %, bei Exit 65 %) und dass in den letzten Jahren Lebensmüdigkeit und ein allgemein schlechter Ge-
sundheitszustand bei älteren Menschen beim Entscheid, Suizidhilfe zu suchen, an Bedeutung gewonnen hät-
ten.  
54

 C. Schwarzenegger, Selbstsüchtige Beweggründe bei der Verleitung und Beihilfe zum Selbstmord (Art. 
115 StGB), in: Frank Th. Petermann (Hrsg.), Sicherheitsfragen der Sterbehilfe, St. Gallen 2008, S. 81 ff.  
55

 Siehe dazu oben Ziff. 2.1.  
56

 Siehe zu diesem Thema und zu weiteren Angaben zu den Regelungen in den Schweizer Akutspitälern 
auch: Schweizerische Gesellschaft für Biomedizinische Ethik SGBE, Bioethica Forum No. 54 September 
2007: Beihilfe zum Suizid im Akutspital; www.bioethics.ch.  
57

 Im Jahr 2006 waren 57 % der von Dignitas begleiteten ausländischen Suizidenten Deutsche. Siehe 
hiezu oben Fn. 26.  
58

 Siehe hiezu etwa den Artikel “Hausbesuch bei Doktor Kusch” in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 16. Juli 2008, Nr. 164, S. 33 oder „Stirb ökonomisch!“, Cicero 8/2008, S. 40 f. In Deutschland werden 
zudem – offenbar mit Hilfe des entsprechenden „Marketings“ der Deutschen Gesellschaft für humanes 
Sterben – so genannte Exit Bags vertrieben. Das sind durchsichtige Hüllen, die über den Kopf gezogen 
werden sollen und so zum Tod durch Ersticken führen sollen. Siehe hiezu den Artikel „Der  Tod in der 
Tüte“ in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung vom 5. Oktober 2008, Nr. 40, S. 6.   
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Diese Entwicklung hat die deutsche Öffentlichkeit stark irritiert und eine hitzige Debatte in den 
Medien ausgelöst sowie die deutsche Bundeskanzlerin59

 und auch den deutschen Gesetzgeber 
erneut auf den Plan gerufen. Bereits am 27. März 2006 hatten die Länder Saarland, Thüringen 
und Hessen auf Bundesebene einen Gesetzesantrag „Verbot der geschäftsmässigen Vermitt-
lung von Gelegenheiten zur Selbsttötung“ gestellt. Demnach sollte neu im deutschen Strafge-
setzbuch (dStGB) ein § 217 mit dem Titel „Geschäftsmässige Förderung der Selbsttötung“ ein-
gefügt werden. Nach diesem Gesetzesentwurf sollte mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft werden, wer in der Absicht, die Selbsttötung eines anderen zu fördern, 
diesem hiezu geschäftsmässig die Gelegenheit vermittle oder verschaffe. Zu unterstreichen ist 
hier, dass dabei den Werbe- und Propagandaaspekten der Tätigkeit von Suizidhilfeorganisatio-
nen eine besondere Beachtung geschenkt wurde.  

In der Folge wurde auf Bundesebene ein neuer Entwurf zu § 217 dStGB ausgearbeitet. Er lau-
tete folgendermassen:  
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Entwurf dStGB § 217 Gewerbliche und organisierte Suizidbeihilfe  

(1) Wer ein Gewerbe betreibt oder eine Vereinigung gründet, deren Zweck oder 
Tätigkeit darauf gerichtet ist, anderen die Gelegenheit zur Selbsttötung zu 
gewähren oder zu verschaffen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Ebenso wird bestraft, wer für eine Vereinigung der in Absatz 1 bezeichneten 
Art als Mitglied oder Aussenstehender geistig oder wirtschaftlich eine mass-
gebende Rolle spielt60.  

Der deutsche Bundesrat hat sich schliesslich am 4. Juli 2008 gegen kommerzielle Sterbehilfe 
uzugleich für die Stärkung der Palliativmedizin und der Hospizarbeit ausgesprochen. Er schlug 
vor, das Betreiben eines Gewerbes zur Suizidbeihilfe ebenso unter Strafe zu stellen wie das 
gewerbliche Anbieten und Vertreiben von Mitteln zur Selbsttötung oder die Übernahme einer 
massgebenden Rolle in einem derartigen Gewerbe. Noch in diesem Jahr solle der Gesetzgeber 
tätig werden61.  

Kommentar:  „uzugleich“ steht im Original; mangelhafte Schluss redaktion; sollte 
wohl „und zugleich“ heissen. 

Der Bericht unterschlägt eine wesentliche Informati on: In der vom deutschen Bun-
destag herausgegebenen Zeitschrift „Das Parlament“ vom 7. Juli 2008 ist ein Arti-
kel mit dem Titel „Ratlosigkeit im Bundesrat“ ersch ienen. Darin wurde berichtet, 
dass der Beschluss, im selben Jahr nochmals auf die se Frage zurückzukommen, 
lediglich zur Täuschung der Öffentlichkeit gefasst worden ist. In Tat und Wahrheit 
sei der Fall erledigt. Tatsächlich hat es im Jahre 2008 keine neuen Versuche gege-
ben, entsprechend zu legiferieren. Der Artikel kann  im Internet unter der URL 
http://www.bundestag.de/dasparlament/2008/28/Innenp olitik/21431590.html  nach-
gelesen werden.  

Erst jetzt, nach der Bundestagswahl vom 27. Septemb er 2009, hat der Justizminis-
ter des deutschen Bundeslandes Baden-Württemberg, P rof. Ulrich Goll (FDP), an-
gekündigt, sein Land werde wieder einen Vorschlag g egen gewerbliche Suizidbei-
hilfe im Bundesrat einbringen. Allerdings: Die Suiz idhilfe, die D IGNITAS leistet, ist 
nicht auf Gewinn gerichtet, und damit nicht gewerbl ich. 

 

Niederlande  

Suizidbeihilfe und aktive Sterbehilfe sind in den Niederlanden seit 2001 nicht mehr strafbar, 
sofern sie von einem Arzt unter Einhaltung der sechs folgenden Bedingungen geleistet wer-
den62: (1) der Patient, auch ein minderjähriger63, hat seinen Wunsch nach reiflicher Überle- � 

__________ 
 
59

 Die von Bundeskanzlerin Angela Merkel am Parteitag der CDU vom 2. Dezember 2007 in Hannover geäus-
serte scharfe Kritik am Vorgehen der Schweizer Suizidhilfeorganisation Dignitas (sie hatte in diesem Zusam-
menhang allerdings von aktiver Sterbehilfe gesprochen) war schliesslich auch Anlass für die Frage 07.5349 
von Frau Nationalrätin Kathy Riklin „Sterbehilfe Dignitas“ vom 10. Dezember 2007.  
 

Kommentar:  Das sachliche Unwissen von Mitgliedern der Regieru ng der Bundes-
republik Deutschland erstaunt in mehrfacher Hinsich t.  

So kennt Bundeskanzlerin Angela Merkel offensichtli ch die begrifflichen Unter-
schiede im Bereich Sterbehilfe in keiner Weise. Abe r auch etwa die vor kurzem ab-
gelöste Bundesjustizministerin, Frau Brigitte Zypri es (SPD), behauptete völlig jen-
seits der objektiven Wahrheit, D IGNITAS habe Freitodbegleitungen „auf einem Park-
platz an der Autobahn“ durchgeführt.  

Derartige Fehlinformationen lassen darauf schliesse n, dass die regierungsinter-
nen Nachrichtendienste sowie der deutsche Bundesnac hrichtendienst selbst in 
einer dermassen einfachen Frage offensichtlich nich t in der Lage sind, den Spit-
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zen ihrer Ministerien die sachrichtigen Information en zu verschaffen. Die Fehlleis-
tungen zeigen, dass sich auch Persönlichkeiten in s olch hohen Positionen oft nur 
noch auf Meldungen in unzuverlässigen Boulevardmedi en stützen.  

 
60

 Siehe den exakten Wortlaut des Gesetzesentwurfes samt Erläuterungen hiezu unter folgendem Link: 
www.bundesrat.de/cln_051/SharedDocs/Drucksachen/2006/0201-300/230-
06,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/230-06.pdf. Den Entwurf des federführenden Rechtsaus-
schusses und des Gesundheitsausschusses kann samt den Erläuterungen unter folgendem Link eingesehen 
werden: www.bundesrat.de/cln_051/SharedDocs/Drucksachen/2008/0401-500/436-
08,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/436-08.pdf  
61

 Siehe die Pressemitteilung des deutschen Bundesrates vom 4. Juli 2008 unter folgendem Link: 
www.bundesrat.de/cln_099/nn_6906/DE/presse/pm/2008/097-2008.html?__nnn=true. In dieser Pres-
semitteilung wird auch ausgeführt, dass der ursprünglich vorgesehene Gesetzesentwurf zur nochmaligen Bera-
tung zurück in die Fachausschüsse überwiesen wurde.  
62

 Siehe N. Beldi (Fn. 52), S. 2 und f.   
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gung frei und dauerhaft geäussert; (2) seine Leiden sind unerträglich und ohne Aussicht auf 
Besserung; (3) der Patient wurde über seinen Zustand und seine Aussichten gründlich auf-
geklärt; (4) es kommt keine andere Lösung in Betracht; (5) ein zweiter Arzt wurde beigezogen; 
(6) die Lebensbeendigung wird mit aller gebotenen ärztlichen Gewissenhaftigkeit durchgeführt. 
Jeder Fall wird nachträglich von einem Ausschuss geprüft, zu dem ein Jurist, ein Arzt und ein 
Ethiker gehören. Kommt der Ausschuss zum Schluss, dass alle Bedingungen eingehalten wur-
den, so bleibt der Arzt straffrei; anderenfalls wird die Akte der Staatsanwaltschaft übergeben64.  

2006 wurde so bei 1’900 Personen aktive Sterbehilfe geleistet; dies entspricht 1,4% der er-
fassten Todesfälle (die begleiteten Suizide nicht mit gezählt). Laut dem Gesundheitsministe-
rium werden 20% der Fälle wegen des schwerfälligen bürokratischen Verfahrens nicht ge-
meldet, so dass die Todesfälle mit aktiver Sterbehilfe 1,7% aller Todesfälle ausmachen dürften.  

Kommentar:  Dass weltweit Ärzte seit langem Patienten in viele n Fällen heimlich 
Sterbehilfe leisten, ist keineswegs ein auf die Nie derlande beschränktes Phäno-
men. 

Im Rahmen der EURELD-Studie, in welcher Ärzte in Be lgien, Dänemark, Holland, 
Italien, Schweden und der Schweiz über Sterbehilfe befragt worden sind, hat sich 
gezeigt, dass 6 % der Ärzte schon Suizidbeihilfe un d 3 % der Ärzte schon aktive 
Sterbehilfe (Tötung auf Verlangen) geleistet haben.   

Diese Fälle von Sterbehilfe sind alle heimlich erfo lgt und dürften weitgehend ille-
gal gewesen sein.  

DIGNITAS und andere Gesellschaften, die sich für die Möglic hkeit der Sterbehilfe 
einsetzen, wollen jedoch, dass Freitodhilfe offen p raktiziert wird und damit auch 
kontrolliert werden kann.  

Eine Studie von B ATTIN et al. (Legal Physician-Assisted Dying in Oregon a nd the 
Netherlands: Evidence Concerning the Impact on Pati ents in „Vulnerable“ Groups. 
In: Journal of Medical Ethics 2007, 591-597) berich tet sodann über das Verhalten 
britischer Ärzte im Bereich der Sterbehilfe, dass d iese im Jahre 2004 bei knapp 
3'000 Patienten verbotene Sterbehilfe geleistet hab en, also pro Tag durchschnitt-
lich in acht Fällen.  

Es erscheint deshalb weder als sachgerecht noch fai r, den Fokus nur darauf zu 
richten, dass ein Teil der niederländischen Ärzte z ufolge der hohen Bürokratisie-
rung der dortigen Sterbehilfe auf Meldungen verzich tet haben, und dies als Bei-
spiel für einen Dammbruch anzuführen. Wo Unvernunft  das Gesetz macht, geht 
die Vernunft in den Untergrund. 
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Zwischen 2001 und 2005 wurde in den Niederlanden zudem eine Tendenz weg von der aktiven 
Sterbehilfe und hin zur palliativen Sedierung festgestellt65. 2005 wurden über 9’600 Fälle von 
palliativer Sedierung gemeldet, d.h. 7% aller Todesfälle. Gegen einige Ärzte besteht ein Miss-
brauchsverdacht, der jedoch nicht durch Beweise erhärtet werden konnte. Als unmittelbare Fol-
ge der liberalen Gesetzgebung kämpfen bestimmte Verbände heute für die Ausweitung der ak-
tiven Sterbehilfe auf Personen, die nicht schwer krank sind,66

 was ein offensichtliches Beispiel 
für einen «Dammbruch» darstellt.  

Kommentar:  Das Dammbruch-Argument (englisch: „slippery slope“ ) ist insbeson-
dere bei katholischen Autoren ausserordentlich beli ebt, doch ist in der Wissen-
schaft längst nachgewiesen worden, dass es das schw ächste aller Argumente ist.  

Es ist darüber hinaus ein utilitaristisches Ar gument . Dessen Verwendung durch 
katholische Autoren erstaunt deshalb umso mehr, wei l utilitaristische Argumente 
seit langem von Katholiken zumeist vehement abgeleh nt werden. Siehe dazu im 
Internet: http://www.razyboard.com/system/morethrea d-utilitaris mus-viaveritas-
21736 99-5780344-0.html . 

Mit dem Argument hat sich insbesondere der Hamburge r Rechtsphilosoph und 
Strafrechtler Prof. Dr. Reinhard Merkel auseinander gesetzt (vgl. dazu seinen Bei-
trag „Das Dammbruch-Argument in der Sterbehilfe-Deb atte“, in Frank Th. Peter-
mann (Hrsg.), Sicherheitsfragen der Sterbehilfe II,  St. Gallen 2008, S. 125-146). 
Merkel zeigt dort, wie das Argument funktioniert, u nd er rät dazu, die folgenden 
Regeln im Umgang mit Dammbruch-Argumenten zu beherz igen: 

„1. Das blosse Behaupten einer Slippery-Slope-Gefah r ist noch kein Slippe-
ry-Slope-Argument. Eine solche Behauptung muss sich  auch auf andere 
Belege stützen als auf den blossen Hinweis, eine Sl ippery Slope sei logisch 
möglich. 

2. Wer ein Slippery-Slope-Argument vorlegt, sollte sich bewusst sein, dass 
er konsequenzialistisch (utilitaristisch) argumenti ert, und damit auch: dass 
selbst plausibel behauptete Slippery-Slope-Risiken stets abwägbar und 
grundsätzlich weniger gewichtig sind als die fundam entalsten Lebens- und 
ggf. auch Sterbensinteressen des Individuums. 

3. Wer ein Slippery-Slope-Argument vorlegt, sollte Gründe dafür angeben, 
warum weder theoretisch noch in der klinischen Prax is die befürchtete 
Rutschbahn durch Kontrollen verhindert werden könnt e. 

4. Wer ein Slippery-Slope-Argument vorlegt, sollte zeigen können, dass und 
warum der gegenwärtige Zustand dem Endzustand der S lope vorzuziehen 
ist. 

5. Wer ein Slippery-Slope-Argument vorlegt, sollte die verfügbaren empiri-
schen Evidenzen nicht ignorieren; das gilt auch und  vor allem für solche 
Indizien, die gegen sein Argument sprechen.“ 

Wenn Verbände für eine Ausweitung der engen niederl ändischen Regeln zur bis-
her zulässigen Sterbehilfe kämpfen, stellt dies nic ht einen Dammbruch dar.  

Es ist kein Geheimnis, dass mehr als hundert Person en mit Wohnsitz in den Nie-
derlanden Mitglieder bei D IGNITAS in der Schweiz sind, weil die gesetzlichen Ein-
schränkungen bezüglich Beihilfe zum Suizid oder Eut hanasie in den Niederlanden 
bislang sehr eng sind.  

So etwa haben bei strikter Anwendung der dortigen g esetzlichen Regeln Personen 
mit einer Alzheimer-Diagnose kaum eine Möglichkeit,  ärztliche Hilfe zur Lebens-
beendigung in Anspruch zu nehmen, solange sie noch urteilsfähig sind, denn in 
jenem Zeitpunkt ist die Krankheit noch lange nicht „zum Tode führend“. 

Im Weiteren ist anzumerken, dass die gleiche Argume ntation von den selben Krei-
sen bereits bei der Thematik der Schwangerschaftsab brüche/Fristenregelung ins 
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Feld geführt worden war – ohne sich je in irgend ei nem Land bewahrheitet zu ha-
ben. Es ist denn auch stets das Abwehrargument der Konservativen und Religiö-
sen gegen die Freiheit des Individuums gewesen. 

 

Belgien  

Nach den Niederlanden hob auch Belgien im Jahr 2002 das Verbot der aktiven Sterbehilfe auf. 
Die Voraussetzungen sind ähnlich wie in den Niederlanden, aber das Gesetz ist nur auf Er-
wachsene und Minderjährige von minimal 15 Jahren anwendbar. Es erwähnt die Suizidhilfe 
nicht, schreibt aber keine besondere Technik für die Durchführung der aktiven Sterbehilfe vor, 
so dass davon auszugehen ist, dass die Suizidhilfe auch in den Rahmen des Gesetzes fällt. Der 
Kontrollausschuss besteht aus 16 Mitgliedern. Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes sind die 
Fallzahlen der aktiven Sterbehilfe ständig gestiegen (von 24 im Jahr 2002 auf 429 im Jahr 
2006, d.h. eine Zunahme um 1‘687% in vier Jahren !). Dies beweist, dass Gesetze sich kontra-
produktiv auf die Praxis auswirken können. Im Jahr 2007 wurden 495 Fälle von aktiver Sterbe-
hilfe gemeldet, d.h. etwa 0,5% aller Todesfälle67. Wie in den Niederlanden wird auch in Belgien 
eine Erweiterung des Geltungsbereichs des Gesetzes besonders auf urteilsfähige Minderjähri-
ge, Betagte und Menschen mit eingeschränkten Hirnfunktionen68

 gefordert (ein weiteres Bei-
spiel für einen «Dammbruch»). 

__________ 
 
63

 Die Zustimmung der Eltern wird zwischen 12 und 15 Jahren in jedem Fall verlangt; zwischen 16 und 17 
Jahren können die Eltern an der Entscheidung nur beteiligt werden.  
64

 M. Schubarth, Assistierter Suizid und Tötung auf Verlangen, ZStrR 2009, S. 12 und f.  
65

 Die palliative Sedierung des Patienten, die nur unmittelbar am Lebensende durchgeführt wird, besteht in der 
Verabreichung von Medikamenten, die das Bewusstsein des Patienten dämpfen oder sogar völlig ausschalten. 
Der Tod tritt auf natürlichem Wege (nach höchstens zehn Tagen) ein. Palliative Sedierung ist nicht mit aktiver 
Sterbehilfe gleichzustellen (siehe dazu den Informationsbericht Nr. 1287 nach der Evaluationsmission zum 
Gesetz vom 22. April 2005, Nationalversammlung, Paris 2008, S. 204 ff.).  
66

 Siehe «Au Pays-Bas, sept ans d’euthanasie légale», in Libération, 14. März 2008, einsehbar unter: 
www.liberation.fr/societe/010131518-aux-pays-bas-sept-ans-d-euthanasie-legale.  
67

 Siehe «Euthanasie : comment ça marche aux Pays-Bas, en Belgique et en Suisse», in 20 minutes.fr 
vom 20. März 2008, einsehbar unter: www.20minutes.fr/article/220650/Monde-Euthanasie-comment-ca-
marche-aux-Pays-Bas-en-Belgique-et-en-Suisse.php.  
68

 Informationsbericht Nr. 1287 (Fn. 65), S. 141.   
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Luxemburg  

Luxemburg verabschiedete am 18. Dezember 2008 ein Gesetz, das stark unter dem nieder-
ländischen und belgischen Einfluss steht. Die Suizidhilfe wird darin ebenfalls geregelt und den 
gleichen Bedingungen unterworfen wie die aktive Sterbehilfe. Es gibt einen Kontrollausschuss 
mit neun Mitgliedern.  
 

Frankreich  

Nach der Affäre Chantal Sébire69
 wurde in Frankreich die Diskussion zum Recht auf Sterben in 

Würde neu entfacht. Im Dezember 2008 wurde im Anschluss an eine Evaluationsmission zum 
Gesetz vom 22. April 2005 über die Patientenrechte und das Lebensende ein detaillierter Be-
richt veröffentlicht70. Die Parlamentsmission lehnt darin die Anerkennung des Rechts auf Ster-
ben und die Legalisierung der aktiven Sterbehilfe ab und schlägt in vier Bereichen Massnahmen 
vor: (1) das Gesetz besser bekannt machen, (2) die Patientenrechte stärken, (3) den Ärzten 
helfen, ethischen Anliegen in der Pflege besser gerecht zu werden, (4) den Aufbau des Pflege-
systems an die Probleme am Lebensende anpassen. Offensichtlich stiessen diese Schlussfol-
gerungen bei einigen Parlamentariern auf Widerstand, denn am 4. März 2009 wurde in der Na-
tionalversammlung ein Gesetzesentwurf eingereicht. Laut diesem Entwurf kann jede Person, 
die in einem fortgeschrittenen oder im terminalen Stadium einer als schwer und unheilbar aner-
kannten Krankheit steht oder sich in einem mit ihrer Würde unvereinbaren Abhängigkeitszu-
stand befindet, verlangen, dass ihr Leben auf schmerzlose Weise beendet wird71.  
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Schlussfolgerung  

Der rechtsvergleichende Überblick zeigt, dass die europäischen Länder zwei verschiedene We-
ge einschlagen: zum einen die Legalisierung der aktiven Sterbehilfe (Benelux-Länder) mit einer 
kontinuierlichen Tendenz zur Ausweitung der Indikationen auf die Suizidhilfe, zum anderen die 
Stärkung der Patientenrechte, ohne das Tabu der aktiven Sterbehilfe zu brechen (Frankreich, 
Deutschland, Vereinigtes Königreich)72.  

 

 

2.7. Neue Erkenntnisse der Suizidforschung  

Gemäss der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist Suizid73
 ein Risikofaktor von psychischen 

Krankheiten und von schweren körperlichen Krankheiten (z.B. Krebs oder Aids). In den meisten 
Fällen leiden Suizidenten an einer Depression. Depressionen sind eine häufige Begleiterkran-
kung von chronischen Krankheiten. Gemäss einer neuesten Studie der WHO74 

__________ 

 
69

 Chantal Sébire litt an einem sehr seltenen Tumor der Nasenhöhlen und der Nasenscheidewand. Der unheil-
bare Tumor, der schlimmste Schmerzen verursacht, zerstörte den Geruchs- und Geschmacksinn und führte 
zur Erblindung. Das Gesuch der Patientin an die französische Justiz um ein Sterben in Würde wurde abge-
lehnt. Chantal Sébire nahm sich zwei Tage nach der Gerichtsentscheidung das Leben.  
70

 Informationsbericht Nr. 1287 (Fn. 65).  
71

 Gesetzesentwurf einsehbar unter: www.assemblee-nationale.fr/13/propositions/pion1498.asp.  
72

 Siehe Informationsbericht Nr. 1287 (Fussnote 65), S. 155 und f.; der Bericht hält zudem fest, dass das Ober-
haus des tschechischen Parlaments einen Gesetzesentwurf über die Bewilligung der aktiven Sterbehilfe abge-
lehnt hat, während Griechenland und die Ukraine es erwägen, ein ähnliches System wie Frankreich einzufüh-
ren.  
73

 Suicide is the act of deliberately killing oneself. Risk factors for suicide include mental disorder (such as de-
pression, personality disorder, alcohol dependence, or schizophrenia), and some physical illnesses, such as 
neurological disorders, cancer, and HIV infection. There are effective strategies and interventions for the pre-
vention of suicide; www.who.int/topics/suicide/en.  
74

 World Health Organization. Country profiles of Environmental Burden of Disease, Switzerland. Ge-
neva; 2007.   
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gehören Depressionen in der Schweiz zu jenen Erkrankungen, welche ein beschwerdefreies 
Leben vergleichsweise am stärksten beeinträchtigen: Depressive Menschen sind in ihrer Leis-
tungsfähigkeit eingeschränkt und fehlen häufig bei der Arbeit. Und doch lässt sich nicht einmal 
jede zweite Person mit einer ernsthaften Depression behandeln75. 

Im Laufe des Lebens können verschiedene Ereignisse die psychische Verletzlichkeit und damit 
das Suizidrisiko erhöhen. Schwierigkeiten mit dem Erwachsenwerden (z.B. Ablösung von den 
Eltern, Identitätssuche, etc.) oder Lebenskrisen (z.B. Trennung und Verlust einer nahestehen-
den Person, Verlust des Arbeitsplatzes, Übergang ins Rentenalter, etc.) können in eine suizida-
le Krise führen. Gemäss Ajdacic76 sind diese suizidalen Handlungen besonders stark von den 
unmittelbaren Rahmenbedingungen abhängig, wobei die Nicht-Verfügbarkeit von tödlichen Mit-
teln und die Zugänglichkeit zu tragfähigen sozialen Netzwerken oder Beratungsangeboten und 
medizinischen Leistungen entscheidend und lebensrettend sein können. 

Weitere neuere Studien weisen darauf hin, dass Betroffene im Zusammenhang mit einer un-
heilbaren Krankheit Überlegungen zu einer aktiven Rolle im eigenen Sterbeprozess erwägen. 
Je weniger die Leistungserbringer in der Gesundheitsversorgung auf die Bedürfnisse sterben-
der Menschen eingehen, je grösser ist die Beschwerdelast am Ende des Lebens. Deshalb kön-
nen suizidale Gedanken stark zunehmen. Auch der Konsum von psychotropen Substanzen 
erhöht das Suizidrisiko77. Zunehmende soziale Isolation, existenzielle Verunsicherungen in ei-
nem beschleunigten sozialen Wandel, erhöhte Gewaltbereitschaft sowie neue Informationsmög-
lichkeiten in einer globalisierten Welt können die Suizidalität ebenfalls erhöhen. 
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Nach den Ergebnissen der Suizidforschung ist bei Suizidenten die Freiheit der Entscheidung 
nur bedingt vorhanden. Es hat sich auch gezeigt, dass Suizidalität selten konstant auftritt; viel 
häufiger ist sie fluktuierend. Der Grossteil der durch Suizid sterbenden Menschen leidet zudem 
zum Zeitpunkt ihrer Handlung an einer psychischen Erkrankung, am häufigsten an Depressio-
nen, gefolgt von Alkoholabhängigkeit und Psychosen. Dank psychiatrischen Autopsiestudien 
konnten retrospektiv bei bis zu 90% der Fälle psychische Störungen in der Vorgeschichte ge-
funden werden. Gleichzeitig sind mehr als 90% der psychisch Kranken, die wegen Suizidversu-
chen behandelt wurden, noch 10 Jahre später am Leben78. 

Kommentar:  Der Bericht ist in diesem Abschnitt überaus unwiss enschaftlich und 
demzufolge nicht ausreichend differenziert, weil er  nicht zwischen den im Affekt 
unternommenen Suiziden und Suizidversuchen untersch eidet, und jenen, die nach 
einer sorgfältigen Lagebeurteilung und nach ernstha ften Gesprächen mit Exper-
ten/Beratern/Fachleuten usw. angestrebt werden.  

Suizide, die mit Hilfe von Organisationen begleitet  werden, können in keiner Weise 
mit den affektiven Suizidversuchen verglichen werde n. Die Wissenschaft hat sich 
bislang mit der in der Schweiz seit mittlerweile ru nd einem Vierteljahrhundert hei-
mischen Suizidbegleitung durch Organisationen überh aupt noch nicht in vernünf-
tiger Weise befasst.  

Zudem muss bei Studien in diesen Bereichen insbeson dere dann, wenn sie sich 
auch mit dem begleiteten Suizid befassen, immer auc h nach dem religiösen oder 
weltanschaulichen Bekenntnis des oder der Autoren g efragt werden, um das Er-
gebnis der Studien und deren Wertung richtig einord nen zu können.  

 

3. Würdigung dieser Entwicklungen 

Zusammenfassend können nebst einer zunächst noch konstanten, in letzter Zeit aber etwas 
nachlassenden Zunahme der von Suizidhilfeorganisationen begleiteten Suizide vor allem eine 
Verschiebung der Tätigkeit dieser Organisationen aus einem vorwiegend gesetzlich regulierten 
in einen weniger regulierten Bereich festgestellt werden. 

In Bezug auf das Gesundheits-, Heilmittel- und Betäubungsmittelrecht betrifft diese Ver-
schiebung den Gebrauch von Tatmitteln, die nicht der ärztlichen Rezeptpflicht unterstehen und 
somit nicht unter der Kontrolle von Gesundheitsbehörden verwendet werden müssen. Selbst 
wenn bei Anwendung der sog. Helium-Methode Ärzte beigezogen werden, geschieht dies nicht 
in den bisherigen und auch auf Bundesebene regulierten Bahnen wie dem Betäu- � 

__________ 
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bungsmittelrecht und dem Heilmittelrecht79. In bau- und gewerberechtlicher Hinsicht gilt dies für 
die Wahl von Tatorten, die mit einer gewerblichen Tätigkeit vereinbar sind. Dazu kommt insbe-
sondere aber auch, dass die Organisationen bei den Personen, denen sie Suizidhilfe leisten, 
vermehrt auf das blosse Kriterium der Selbstbestimmung und immer weniger auf das Bestehen 
einer unheilbaren Krankheit mit unmittelbarer Todesfolge abstellen.  

Kommentar:  Der Bericht verschwei gt, wie bereits ausgeführt, in diesem Zusam-
menhan g interessanterweise das Bundes gerichtsurteil BGE 133 I 58. Es wird im 
ganzen Bericht erstaunlicherweise überhaupt nir gends angesprochen. Der grund-
rechtliche Aspekt der zu diskutierenden Fra gen wird vollständi g aus geblendet.  
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In jenem Urteil vom 3. November 2006 hat das Bundes gericht die Suizidfreiheit als 
Bestandteil des Rechts auf Selbstbestimmung bezeich net, welches unter der Ga-
rantie von Art. 8 Abs. 1 EMRK (und von Art. 13 Abs.  1 BV) steht. Ein solches Men-
schenrecht steht naturgemäss nicht nur einem Todkra nken zu, sondern jeder Per-
son, somit auch vollkommen unabhängig von ihrem Ges undheitszustand.  

Es ist damit das Bundesgericht, welches in diesem Z usammenhang den Aspekt 
der Selbstbestimmung in den Mittelpunkt gerückt und  die Freiheit zum Suizid als 
Menschenrecht anerkannt hat. Es ist schon seltsam, dass ein Bericht des EJPD 
diese Tatsache unterdrückt und die Wirklichkeit der massen verzerrt darstellt, als 
seien es die Organisationen gewesen, welche diese V erschiebung der Gewichte 
vorgenommen hätten. 

Angesichts dieses Bundesgerichtsentscheides ist zu fragen, ob denn Personen, 
die von diesem Recht Gebrauch machen wollen, einen Anspruch darauf haben 
sollten, ihren Suizid mit einem sanften Mittel vorn ehmen zu dürfen, und zwar auch 
dann, wenn sie nicht unmittelbar zufolge einer Kran kheit vor dem Tode stehen. 
Dürfen sie das sanfteste zu diesem Zweck geeignete Mittel erhalten, oder darf sie 
der Staat dazu zwingen, entweder höchst riskante Mi ttel anwenden zu müssen und 
damit Risiken des Scheiterns unter Inkaufnahme mögl icher schwerwiegender ge-
sundheitlicher Beeinträchtigungen auf sich nehmen m üssen oder aber auf die 
Verwirklichung ihres Willens zu verzichten? 

Unter dem Aspekt der durch Artikel 7 BV geschützten  Menschenwürde kann somit 
nur festgestellt werden, dass zwischen dem Anspruch  des Menschen, einen Sui-
zid sicher und schmerzlos vornehmen zu können, und dem geltenden Heil- und 
Betäubungsmittelrecht ein bislang nicht aufgelöster  Widerspruch besteht. Das Be-
täubungsmittelgesetz auferlegt in Art. 11 den Ärzte n die Verpflichtung, Betäu-
bungsmittel „nur in dem Umfang zu verwenden, abzuge ben und zu verordnen, wie 
dies nach den anerkannten Regeln der medizinischen Wissenschaften notwendig 
ist“. 

Da sich die SAMW bislang weigert, für Personen, die  nicht unmittelbar zufolge ei-
ner Krankheit vor dem Lebensende stehen, Regeln auf zustellen, bestehen keine 
solchen Regeln. Insofern müsste ein Arzt, der von e iner nicht unmittelbar vor dem 
Tode stehenden  Person – weil hier keine entspreche nde medizinische Indikation 
vorliegt – raten, allenfalls zu einem gewaltsamen S uizid Zuflucht zu nehmen oder 
aber auf die Umsetzung des auf Suizid gerichteten W illens zwangsweise zu ver-
zichten. Beides jedoch verstösst gegen die in Art. 7 BV verankerte Pflicht zur Ach-
tung der Würde des Menschen.  

Es ist nun gerade vornehme Aufgabe der Organisation en, welche die Begleitung 
von Suiziden anbieten, dazu beizutragen, diesen une rträglichen Widerspruch auf-
zulösen.  

DIGNITAS hat diese Frage mittlerweile zu einem der Gegenstä nde eines Verfahrens 
gemacht, welches zurzeit vor dem Verwaltungsgericht  des Kantons Zürich liegt. 
Auf diese Weise soll endlich auch in diesem Bereich  die einem Rechtsstaat gut 
anstehende Rechtssicherheit erkämpft werden. 

Der Bericht verwendet sodann den strafrechtlichen B egriff von „Tatorten“ und in-
sinuiert damit wohl absichtlich strafrechtlich rele vantes Handeln. Ein ideologisch 
nicht vorbelasteter Autor hätte hier wohl besser vo n „Handlungsorten“ gespro-
chen.  

Im Übrigen ist die Frage, ob organisierte Suizidhil fe in einer gemischten Wohn- 
und Gewerbezone zulässig oder unzulässig ist, bisla ng gerichtlich ungeklärt. Ein 
entsprechender negativer Entscheid der Baurekurskom mission III des Kantons 
Zürich, der unter Hinweis auf angebliche immateriel le Immissionen eine solche 
Zulässigkeit verneint hat, liegt zurzeit vor dem Ve rwaltungsgericht des Kantons 
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Zürich. Es ist zu erwarten, dass dessen Urteil – wi e auch immer es ausfallen wird – 
anschliessend auch noch einer Überprüfung durch das  Bundesgericht unterwor-
fen werden dürfte.  

 

Schliesslich ist in diesem Zusammenhang auch zu erwähnen, dass die Strafverfolgungspraxis 
die gewerbsmässige, entgeltliche Ausübung der Suizidhilfe bisher als straflos betrachtet hat. 
Die Strafverfolgungsbehörden – insbesondere jene des am stärksten betroffenen Kantons Zü-
rich – haben in Anwendungsfällen bisher stets entschieden, dass die für die Strafbarkeit mass-
gebenden selbstsüchtigen Beweggründe im Sinne von Artikel 115 StGB durch die für die Sui-
zidhilfe verlangten finanziellen Abgeltungen nicht gegeben sind.  

Kommentar:  Der Bericht spricht von „gewerbsmässiger Ausübung der Suizidhilfe“ 
und verfälscht damit die herrschenden Tatsachen: Ke ine der vier Organisationen, 
die in unserem Lande die Beihilfe zum Suizid durch sorgfältig ausgewählte und 
ausgebildete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anbie tet, arbeitet gewinnorientiert 
und damit gewerbsmässig.  
 

Es lässt sich somit einerseits feststellen, dass viele Behörden auf allen Ebenen und in ver-
schiedensten Bereichen die bestehenden Regulierungen tatsächlich vermehrt genutzt haben. 
Diese verstärkte Kontrolle und Intervention hat jedoch auch mit zu den erwähnten Ver-
schiebungen geführt. Durch diese Entwicklung entzieht sich die Praxis der Suizidhilfeorgani-
sationen teilweise dem mit den bestehenden rechtlichen Regelungen verbundenen Auf-
sichtskorsett staatlicher und standesrechtlicher Kontrollmechanismen. Sie vermittelt deshalb in 
der Öffentlichkeit auch den Eindruck, nicht mehr klar fassbar zu sein und sich in noch nicht ab-
sehbarer Weise weiter zu verselbständigen.  

Die kantonalen Gesundheitsbehörden, welche namentlich die Verschreibung und Abgabe von 
NAP beaufsichtigen, haben allerdings nach wie vor die Pflicht, bei fehlender medizinischer Indi-
kation aufsichtsrechtlich einzuschreiten, Rechtsverletzungen administrativ zu sanktionieren und 
gegebenenfalls auch strafrechtlich untersuchen zu lassen80.  

Kommentar:  Der Bericht behauptet auch hier wieder angebliche „Verschiebun-
gen“ in der Praxis der Suizidhilfeorganisationen, d ie es in Wahrheit nicht gibt. Er 
beruht in diesem Bereich auf unzutreffenden Äusseru ngen einzelner Beamter und 
darauf abgestützter Medienberichten. Diese haben be i ungenauern Beobachtern 
der Situation den falschen Eindruck erweckt, es hät ten sich „Verschiebungen“ er-
geben.  

Wer die Rezeptierung von NAP für einen Suizid an ei ne eigentliche medizinische 
Indikation im nahen Vorfeld des natürlichen, krankh eitsbedingten Todes bindet, 
sagt damit zugleich, dass Menschen, die Suizid bege hen wollen, obschon sie 
nicht auf den Tod krank sind, gefälligst vor den Zu g gehen, sich erhängen, vergif-
ten, erschiessen oder von einem hohen Standort in d ie Tiefe springen sollen, 
wenn sie wirklich sterben wollen.  

Die Reaktion der Gesellschaft, die Sterbehilfe in w eitem Ausmasse befürwortet, 
und zwar nicht nur bei auf den Tod Kranken, wäre ga nz zweifellos jene, dass in ei-
nem unvorstellbar breiten Masse die Kenntnis über d en einfach, sicher und abso-
lut schmerzlos zu vollziehenden Suizid mittels Heli ums Verbreitung finden würde. 

Dies müsste zur Folge haben, dass auch ein enormer Anteil der Affektsuizide mit-
tels dieser Methode im Gegensatz zu heute erfolgrei ch vorgenommen würde. 

Die Verantwortung für eine derartige Entwicklung fi ele auf jene zurück, die entge-
gen Vernunft und Menschenwürde ihre fundamentalisti sch-weltanschauliche Be-
schränktheit Anderen aufzuoktroyieren gedenken. 

Ein allfälliger Handlungsbedarf ergibt sich nach dem Gesagten in Bezug auf eine Zurück-
drängung der gewerbsmässigen Suizidhilfe bzw. auf eine stärkere Kontrolle der Auswüchse bei 
der Tätigkeit der betroffenen Organisationen und die Pflicht zum Schutz von verletzbaren Per-
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sonen. Dies kann sowohl durch präventive als auch durch repressive Massnahmen erreicht 
werden. Im Folgenden werden die möglichen Handlungsoptionen für den Bundesgesetzgeber 
erörtert. Zunächst werden aber einige Grundsatzaspekte dargelegt, die für die Ausarbeitung 
von Gesetzesvorschlägen auf Bundesebene von Bedeutung sind.  

Kommentar:  Die Wahl der Begriffe – nämlich die wiederholte un zutreffende Be-
hauptung „gewerbsmässiger Suizidhilfe“ sowie die Ve rwendung des Begriffs 
„Auswüchse“ – zeigt, dass der Autor dieses Berichte s es in Kauf nimmt, unter-
schwellige unlautere Botschaften an seine Leserscha ft zu richten. 

 

4. Rahmenbedingungen für eine Bundesgesetzgebung  

4.1. Leitgedanken  

Bei der Suche nach einem Rezept zur vermehrten Kontrolle der Tätigkeit von Suizidhilfeor-
ganisationen und zur Vermeidung eines unwürdigen Umgangs mit dem Sterbewunsch von hil-
fesuchenden Menschen ist nach wie vor die bereits im (ersten) Sterbehilfe-Bericht aufge-
worfene Frage der Legitimierung und Zertifizierung der Suizidhilfeorganisationen durch Ge-
setzgebung im Auge zu behalten – auch falls der Bund nun nur das gesetzlich verankern wür-
de, was heute in anderen Gefässen und auf anderen Regulierungsstufen bereits geregelt ist 
und auch schon standardmässig eingehalten wird.  

Kommentar:  Hier unterstellt der Bericht, dass die bestehenden  Organisationen 
unwürdig mit dem Sterbewunsch hilfesuchender Person en umgegangen seien – 
eine Behauptung, die im Bericht in keiner Weise bel egt wird.  

Wenn damit auf die Freitodbegleitungen in Hotels od er Autos fokussiert worden 
sein sollte, darf nicht vergessen werden, dass es i n jedem dieser Fälle behördliche 
Interventionen gewesen sind, welche D IGNITAS dazu gezwungen haben, eine sol-
che Lösun g als Alternative zu einem für die Patienten unzumu tbaren einstweili gen 
Verzicht auf eine Freitodbe gleitun g vorzuschla gen.  

Es kann dem Autor des Berichtes insbesondere auch i n diesem Zusammenhang 
der Vorwurf nicht erspart werden, heuchlerische Arg umente zu verwenden.  
 

Ein weiterer zu beachtender Punkt ist eine allfällige zusätzliche Erleichterung der praktischen 
Arbeit der Suizidhilfeorganisationen durch höhere Rechtssicherheit. Umgekehrt besteht bei ei-
ner Erweiterung der Sorgfaltspflichten der Suizidhilfeorganisationen das Risiko einer Ver- � 
___________________ 
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treibung der organisierten Suizidhilfe in den Untergrund oder einer Zersplitterung der Organi-
sationen in Einzelpersonen. 

Kommentar:  Das ist nun ein bemerkenswertes Eingeständnis! Off ensichtlich sind 
die Behörden um Rechtsun sicherheit im Zusammenhang mit organisierter Frei-
todhilfe vor allem deswegen bemüht, um so die Fallz ahlen gering zu halten. Das 
ist ein Armutszeugnis sondergleichen einer hohen Be hörde in einem sich als 
Rechtsstaat verstehenden Gemeinwesen, deren vornehm ste Aufgabe es ja gerade 
wäre, Rechtssicherheit in allen Gebieten herzustell en. Die Haltung, welche hier 
zum Ausdruck kommt, würde gut zu einem autoritären Staatswesen passen, des-
sen Bewohner nicht als Citoyens, sondern als Untert anen begriffen werden.  

Insoweit der Bericht ein Risiko des Abtauchens in d en „Untergrund“ anspricht, 
könnte er sich sehr wohl auf die Verhältnisse in ei ner Reihe von Gliedstaaten der 
USA berufen. Dort werden verhältnismässig viele Hel ium-Suizide mit Begleitung 
durch Einzelpersonen in privatem Rahmen durchgeführ t. Dabei werden hinterher 
sämtliche Spuren beseitigt, so dass ein später geru fener Arzt jeweils in aller Regel 
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nur einen natürlichen Tod zu bescheinigen vermag. A uch die neueste Publikation 
der schottischen EXIT gibt genaue Anleitungen für d en Helium-Suizid zuhause. 
 

Zur Durchsetzung von (Verwaltungs-)Normen mit Sorgfaltspflichten müssen zusätzlich auch 
noch Sicherungen eingebaut werden – seien dies Verwaltungsmassnahmen und/oder straf-
rechtliche Sanktionen. Eine gewisse Bürokratisierung der organisierten Suizidhilfe wäre mit ei-
ner solchen Gesetzgebung also unumgänglich. Es müsste dabei dafür gesorgt werden, dass 
die Normen so verfasst werden, dass mit möglichst wenig administrativem Aufwand – und somit 
auch ohne eigentliche Aufsicht – möglichst hohe Effizienz der Kontrolle der organisierten Sui-
zidhilfe erreicht wird. 

Kommentar:  Das Vorhaben, es müssten zwei „unabhängige“ Ärzte in jedem Falle  
je ein Gutachten erstellen, wie das das Vernehmlass ungsprojekt vorsieht, könnte 
an der Haltung der Ärzteverbände scheitern. Wir hab en dies bereits im Bereich der 
Frage der Erstellung eines vertieften fachärztliche n Gutachtens bezüglich der Ur-
teilsfähigkeit von Personen mit mentalen Krankheite n in der Schweiz erlebt. Des-
wegen ist zurzeit ein Fall gegen die Schweiz vor de m Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte in Strassburg hängig.  

Es ist keineswegs undenkbar, dass die Hardliner inn erhalb der FMH mit Unterstüt-
zung der Hardliner innerhalb der SAMW den Beschluss  durchsetzen könnten, Mit-
glieder der FMH seien gehalten, auf die Erstellung solcher Gutachten zu verzich-
ten, weil dies „unärztlich“ sei. Genau dies ist ja bei den in der Schweiz bestehen-
den Organisationen der Psychiater bereits geschehen , nachdem das Bundesge-
richt psychiatrische Gutachten über die Urteilsfähi gkeit von Personen, die an psy-
chischen Störungen leiden, zur Voraussetzung für Fr eitodbegleitungen für sol-
chen Patienten gefordert hat. 

Die Tatsache, dass jemand ein Staatsexamen als Arzt  bestanden hat, garantiert 
nicht, dass ein solcher Mensch auch ein aufgeklärte r, rational denkender freier 
Mensch ist, wie das im Sinne der Aufklärung wünschb ar wäre.  
 

 

In der Folge ist auch dem zentralen Anliegen Rechnung zu tragen, dass die organisierte Sui-
zidhilfe kein lohnendes Geschäft sein darf – was durch das Tatbestandselement der „selbst-
süchtigen Beweggründe“ in Artikel 115 StGB eigentlich schon ausgeschlossen sein sollte81. 

Kommentar:  Der Bericht äussert hier die Forderung, organisier te Suizidhilfe solle 
„kein lohnendes Geschäft“ sein. D IGNITAS hat keine Mühe, dieser Forderung bei-
zupflichten. 

Der Bericht unterstellt jedoch, dass es heute in de r Schweiz organisierte Suizidhil-
fe gibt, die ein lohnendes Geschäft sei. Für diese Unterstellung bleibt der Bericht 
allerdings jeglichen Beweis schuldig.  

Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob  es zulässig sei, für die Vor-
bereitung und die Durchführung eines begleiteten Su izids von den Betroffenen – 
insoweit sie sich in ordentlichen wirtschaftlichen Verhältnissen befinden – erheb-
liche Beiträge zu verlangen, um mit dem Überschuss über die direkten Kosten des 
einzelnen Falles einer Suizidbegleitung die Tätigke it der Beratung anderer suizidal 
gewordener Menschen  finanzieren zu können, oder um  diese Dienstleistung auch 
Menschen in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältni ssen zu erheblich reduzier-
ten oder gar vollkommen erlassenen Beiträgen in sol idarischer Weise zu ermögli-
chen, wie das bei D IGNITAS in den Statuten verankert und häufig der Fall ist.   

Eine Rechtstatsachenforschung, welche diese Namen v erdient, würde zeigen 
können, dass die Haupttätigkeit von D IGNITAS darin besteht, in zahlreichen Fällen 
Menschen zu helfen, einen Suizid trotz schwerer ges undheitlicher Probleme ver-
meiden zu können. Demgegenüber ist die Zahl der Sui zidbegleitungen geradezu 
gering: Bei einem Mitgliederbestand von 5'989 Perso nen gab es nur 132 Freitod-
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begleitungen im Jahre 2008.  

Da jedoch das Bestreben des Verfassers des hier kom mentierten Berichtes nicht 
darauf gerichtet ist, möglichst viele Suizide und m öglichst viele Suizidversuche zu 
vermeiden, sondern lediglich den „Suizidtourismus“ zu unterdrücken, wäre eine 
genaue Kenntnis dieser Tatsache ja nur hinderlich.  

 

4.2. Rechtsbereiche 

Materiell sind verschiedene Regulierungsgebiete denkbar, in welche Sorgfaltspflichten einge-
fügt werden könnten. Angesichts der bisherigen Diskussionen um eine Bundesgesetzgebung 
zur organisierten Suizidhilfe bzw. deren Aufsicht drängt sich momentan allerdings kein bereits 
bestehendes Gesetz oder ein anderes Regulierungsgefäss auf Bundesebene auf. Insofern 
könnte die Schaffung eines neuen, speziellen Gesetzes betreffend organisierte Suizidhilfe ins 
Auge gefasst werden. 

Unter den bereits bestehenden Gesetzen (oder allenfalls auch Verordnungen) gibt es von der 
zu regelnden Grundthematik Suizidhilfe her gewisse Berührungspunkte im Gesundheitsrecht 
(etwa betreffend Ausbildung von Suizidbegleitern und Aufklärungspflichten), im Vor-
mundschafts- bzw. dereinst Erwachsenenschutzrecht (betreffend Ausschluss von organisierter 
Suizidhilfe bei Gesunden und wohl auch betreffend Aufklärungspflichten) sowie schliesslich im 
Strafgesetzbuch und im Militärstrafgesetz (MStG)82. Während der Bezug zum Gesundheitsrecht 
und zum Erwachsenenschutz momentan eher lose ist und insofern erst noch konkret herzustel-
len wäre, enthalten auf Bundesebene einzig das Strafgesetzbuch (Art. 115) und das Militär-
strafgesetz (Art. 119) konkret Regeln zur Thematik der Suizidhilfe (Verleitung und Beihilfe zum 
Selbstmord). Der vorliegende Bericht befasst sich ausschliesslich mit einer möglichen Änderung 
von Artikel 115 StGB. Ob Artikel 119 MStG ebenfalls geändert werden sollte, wird in einer spä-
teren Phase geprüft. 

Kommentar:  Hier wird wiederum versucht, „Gesunde“ gegenüber K ranken zu dis-
kriminieren, indem diese auf einsame und stark risi kobehaftete Suizidmethoden 
beschränkt werden sollen.  

Im Übrigen erscheint jemand, der sein Leben aus ein em zureichenden Grunde be-
enden will, auch wenn er nicht an einer körperliche n oder mentalen Krankheit lei-
det, unter dem Aspekt der Definition der Gesundheit  durch die WHO – „Gesund-
heit ist ein Zustand vollkommenen körperlichen, gei stigen und sozialen Wohlbe-
findens und nicht allein das Fehlen von Krankheit u nd Gebrechen.“  – nicht als 
„gesund“. 
 

Nachdem vorliegend nur eine punktuelle Regulierung oder gar ein Verbot von organisierter Sui-
zidhilfe angestrebt wird, scheint ein eigenes Gesetz als unverhältnismässig. Eine solche Lösung 
würde auch die Frage der Abgrenzung zu einem eigentlichen Aufsichtsgesetz stellen – abgese-
hen vom Bewilligungssystem, welches man bei einem Aufsichtsgesetz wohl zwingend einführen 
müsste – und damit die Legitimierung von Suizidhilfeorganisationen akzentuieren bzw. auslö-
sen, welche den gesetzten Zielen widerspricht und vom Bundesrat daher grundsätzlich abge-
lehnt wird. Nichtsdestotrotz soll diese Variante zur besseren Veranschaulichung ihrer Vor- und 
Nachteile nachfolgend aufgezeigt werden. 

__________ 
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 Beweggründe sind selbstsüchtig, wenn der Täter irgendeinen persönlichen, materiellen oder immateriellen 
Vorteil verfolgt oder wenn er zur Befriedigung von Hass, Rachsucht oder Bosheit tätig wird. Siehe hiezu G. 
Stratenwerth / G. Jenny, Schweizerisches Strafrecht, Besonderer Teil I: Straftaten gegen Individualinteressen, 
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 SR 321.0   
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4.3. Regelungsstufe  
Formell gibt es zwei Möglichkeiten, um von Suizidhilfeorganisationen einzuhaltende Sorg-
faltspflichten in die Bundesgesetzgebung aufzunehmen. Sie könnten in einem Gesetz oder in 
einer Verordnung geregelt werden.  
 

5. Handlungsoptionen  

5.1. Sonderregelung  

5.1.1. Gesetz über die organisierte Suizidhilfe  
Denkbar wäre zunächst ein Sondergesetz über Sorgfaltspflichten von organisierter Suizidhilfe in 
Frage. Auf Bundesebene könnten dazu folgende Bundesgesetze als Vorbilder dienen:  

  

- Obligationenrecht (OR; SR 220) in den Bestimmungen zum Auftrag zur Ehe- oder zur 
Partnerschaftsvermittlung, Artikel 406a ff.: Bewilligungspflicht für berufsmässige Ehe- 
oder Partnerschaftsvermittlung, aber nur bei Vermittlung von Personen aus dem Aus-
land plus Form- und Inhaltsvorschriften für den Vertrag (betreffend Höchstbetrag der 
Entschädigung und Rücktrittsrecht der zu vermittelnden Personen).  

- Gesetz vom 18. Dezember 1998 über die medizinisch unterstützte Fortpflanzung (Fort-
pflanzungsgesetz, FMedG; SR 810.11): Bewilligungspflicht für Anwender der Fortpflan-
zungsverfahren, Informationspflichten für Samenspender, Dokumentationspflicht, Über-
tretungsstrafen (Bussen) bei Verletzung von gesetzlichen Pflichten.  

- Gesetz vom 8. Oktober 2004 über die genetischen Untersuchungen beim Menschen 
(GUMG; SR 810.12) im Bereich der Beratung bei pränatalen Untersuchungen: Bewilli-
gungspflicht zur Durchführung von genetischen Untersuchungen, Pflicht zur genetischen 
Beratung bei pränatalen genetischen Untersuchungen, Strafbestimmungen: Vergehen 
und Übertretungen.  

- Strafgesetzbuch (StGB; SR 311.0) in den Bestimmungen Artikel 119 f. StGB (Strafloser 
Schwangerschaftsabbruch und Übertretungen durch Ärztinnen und Ärzte).  

Nach dem Vorbild der genannten Gesetze könnte ein neues Bundesgesetz geschaffen wer-
den, welches die Voraussetzungen regeln würde, unter welchen organisierte Suizidhilfe künftig 
noch – legal – geleistet werden dürfte. Zur Durchsetzung dieser Vorschriften müssten Verwal-
tungsmassnahmen wie Verwarnung, Verweis und Bewilligungsentzug sowie Strafbe-
stimmungen vorgesehen werden. Es müsste festgelegt werden, welcher Gesundheitszustand 
den Beizug einer Suizidhilfeorganisation erlauben würde (z.B. unmittelbar bevorstehender Tod, 
unerträgliche Schmerzen, schwerwiegende psychische Störungen), welches Verfahren zu be-
rücksichtigen wäre (Anzahl Gespräche mit der Sterbehilfeorganisation, Intervall zwischen die-
sen Gesprächen, zu erstellende Falldokumentation), die Rolle der Ärzte, usw.83.  

Kommentar:  Man sieht, wohin solche Überlegungen führen würden : Zu einer bü-
rokratischen Hybris, die schliesslich keinerlei gew ünschten Erfolg mit sich brin-
gen würde.  

Eine Erschwerung des heute in bürokratischer Hinsic ht bereits stark belasteten 
Verfahrens der Vorbereitung einer Freitod-Begleitun g würde letztlich wirklich nur 
dazu führen, dass anstelle des offenen, überprüfbar en Verfahrens wieder heimli-
ches Vorgehen an dessen Stelle tritt.  

Es lohnt sich, in diesem Zusammenhang zum Vergleich  danach zu fragen, wie 
heutzutage Spitäler und Ärzte vorgehen, wenn ein Pa tient oder eine Patientin eine 
ärztlicherseits vorgeschlagene und für die Erhaltun g des Lebens notwendige The-
rapie ablehnt. Auch in diesen Fällen trifft die bet roffene Person selbst eine Ent-
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scheidung, die mit höchster Wahrscheinlichkeit zu i hrem Tode führt, weil die vor-
geschlagene ärztliche Intervention abgelehnt wird.  

Derartige Situationen ergeben sich im Klinikalltag immer wieder, und die entspre-
chenden Entscheidungsverfahren müssen in äusserst k urzer Zeit ablaufen.  

Man stelle sich etwa eine Angehörige der Zeugen Jeh ovas vor, die während einer 
Geburt sehr viel Blut verloren hat und deren Leben ohne Bluttransfusion mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit rasch zu E nde gehen wird, weil die Pa-
tientin aufgrund ihrer Weltanschauung die Vornahme einer Bluttransfusion ab-
lehnt, eine zwangsweise Bluttransfusion aber den Ta tbestand einer Körperverlet-
zung darstellen würde. 

Wird auch hier verlangt, dass vorerst zwei Gutachte n zu erstellen sind, und dass 
weitere einschränkende Massnahmen zu beachten sind?  

Der Unterschied zur Lage beim begleiteten Suizid is t nicht so gross, dass unter-
schiedliche Regelungen als wirklich gerechtfertigt erscheinen. 

Bei dieser Variante müsste auch entschieden werden, ob eine kantonale oder eine Bundes-
behörde für den Vollzug zuständig wäre. Weiter wären die konkreten Aufgaben dieser Behörde 
festzulegen; entweder im Gesetz oder in einer Verordnung (für die eine gesetzliche Grundlage 
geschaffen werden müsste). Zu diesen Bestimmungen würden namentlich gehö- 
____________________ 

 
83

 Für die Ansätze einer Regelung siehe den Sterbehilfe-Bericht (Fn. 2), S. 44 und ff.   
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ren: die Beschreibung der Bewilligungs- und Sanktionierungsverfahren, die Festlegung der bei 
einem solchen System notwendigen Aufsichtsinstrumente wie z.B. Inspektionen, weitere Inter-
ventionsrechte und -pflichten der Behörde und das Recht auf bzw. die Pflicht zu Verwarnung bis 
zum Bewilligungsentzug. Zudem wäre zu entscheiden, ob nicht auch Einzelpersonen, die wie-
derholt Suizidhilfe leisten, eine Bewilligung brauchen würden (eventuell: wer wiederholt und 
organisiert Suizidhilfe leisten würde, bedürfte hiefür einer Bewilligung). 

 

5.1.2. Verordnung über die organisierte Suizidhilfe  

Für eine solche Verordnung braucht es eine gesetzliche Grundlage. Diese könnte beispiels-
weise in Artikel 115 Absatz 2 StGB geschaffen werden: 

2 Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen, unter welchen Organisationen und die für 
sie tätigen natürlichen Personen Suizidhilfe leisten dürfen. 

Der Inhalt dieser Verordnung würde der kurzen Erwähnung unter Ziffer 5.1.1 entsprechen. 

 

5.1.3. Vor- und Nachteile eines Sondergesetzes 
 

Vorteile 

Als erster Vorteil eines Sondergesetzes ist zu erwähnen, dass die Suizidhilfeorganisationen für 
jeden Einzelfall an die Einhaltung strikter Voraussetzungen gebunden würden, was eine Art 
“Gütesiegel” für ihre Tätigkeit bedeuten könnte. Dies könnte grundsätzlich den jüngsten Prakti-
ken dieser Organisationen, die heftige Diskussionen ausgelöst haben (Einsatz von Helium, Sui-
zidhilfe für Personen, die nicht an unheilbaren und tödlichen Krankheiten leiden usw.), einen 
Riegel vorschieben. Schliesslich würden die Möglichkeiten des Missbrauchs – insbesondere 
Suizidhilfe für urteilsunfähige Personen – eingeschränkt. 

Nachteile 

Die Annahme einer Spezialgesetzgebung würde dem Gesetzgeber wie oben erwähnt die heikle 
Aufgabe übertragen, den Gesundheitszustand zu bestimmen, in dem sich eine Person befinden 
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muss, um eine Suizidhilfeorganisation bzw. eine ärztliche Suizidhilfe heranzuziehen. Indirekt 
würde dies auf den Versuch einer Definition der strafrechtlich nicht mehr schützenswerten Le-
ben hinauslaufen. Alle Länder, die in diesem Bereich Gesetze verabschiedet haben, mussten 
dieses Problem lösen84 und dazu auf unbestimmte Rechtsbegriffe zurückgreifen, deren Anwen-
dung dem freien Ermessen der Ärzte überlassen wird. Die Lösung birgt ein hohes Risiko von 
Missbrauch oder zumindest von extensiven Praktiken. In den Niederlanden sind bereits erste 
Dammbrüche zu verzeichnen, die Vereine kämpfen für die Ausdehnung der aktiven Sterbehilfe 
auf alle Sterbewilligen unabhängig von ihrem Gesundheitszustand85. Auch in der Schweiz zeigt 
sich diese Ausdehnung in der folgenden Entwicklung: Die Richtlinien der SAMW über die 
Betreuung von Patienten am Lebensende schreiben unter den drei Mindestvoraussetzungen, 
damit ein Arzt Beihilfe zum Suizid leisten kann, vor, die Erkrankung des Patienten müsse die 
Annahme rechtfertigen, dass das Lebensende nahe sei86. Die Empfehlungen der NEK erwäh-
nen dieses Kriterium nicht mehr87, sondern führen eine Ausdehnung auf die psychisch Kranken 
ein. Das Positionspapier der CVP88 schliesslich verzichtet auf Verweise auf eine medizinische 
Indikation. 

Kommentar:  Hier behauptet der Bericht angebliche Dammbrüche i n den Nieder-
landen.  

Ob sich diese Behauptung auf die Haltung der dortig en Ärzteschaft bezieht, oder 
allein auf die Tatsache, dass sich in den Niederlan den Organisationen eine Erwei-
terung der Indikationen für die Zulässigkeit ärztli cher Euthanasie einsetzen, wird 
jedoch nicht klar.  

Was die medizinisch-ethischen Richtlinien der SAMW betrifft, so ist darauf zu ver-
weisen, dass die SAMW ausdrücklich in dieser Richtl inie erklärt, sie sei lediglich 
auf Personen anwendbar, die sich unmittelbar vor de m Lebensende befinden .  

Damit kann aus dieser Richtlinie nichts abgeleitet werden, was nicht mit Personen 
zu tun hat, welche noch nicht unmittelbar vor ihrem  Lebensende stehen. Sich 
dennoch auf diese Richtlinie zu beziehen, ist demge mäss unlauter. 

__________ 

 
84

 Siehe Ziff. 2.6.  
85

 Siehe Ziff. 2.6.  
86

 Betreuung von Patientinnen und Patienten am Lebensende, Medizinisch-ethische Richtlinien der 
SAMW vom 25. November 2004.  
87

 Siehe Fn. 45.  
88

 Siehe Ziff. 2.3.   
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Eine Spezialgesetzgebung würde überdies eine staatliche Legitimierung und Bürokratisierung 
der Tätigkeit der Suizidhilfeorganisationen bedeuten89. Dies hätte nicht den von unseren Bun-
des- und Kantonsbehörden gewünschten Rückgang, sondern im Gegenteil eine Zunahme der 
Fallzahlen zur Folge. Schliesslich ist zu bedenken, dass sogar ein restriktives Spezialgesetz als 
Basis für neue Forderungen genutzt werden könnte (Suizidhilfe für Minderjährige, Behinderte, 
lebensmüde Menschen, Ehepartner von Suizidwilligen usw.)90. Nicht zu unterschätzen ist auch, 
dass die Schweiz womöglich für die «Sterbetouristen» attraktiver würde. Schliesslich könnte 
das Signal, das der Staat an die Bevölkerung – gegenüber welcher er eine Schutzpflicht hat – 
aussendet, schlecht aufgenommen werden und Menschen am Lebensende stark belasten.  

Kommentar:  Wir haben schon weiter vorne darauf hingewiesen, d ass nach unse-
rer Kenntnis bislang ein Bundesratsbeschluss fehlt,  welcher verlangt, dass die 
Fallzahlen zu reduzieren seien. Es fehlen auch ents prechende kantonale Be-
schlüsse. Demzufolge handelt es sich bei diesem Sat z im Bericht wiederum um 
eine Fälschung der Tatsachen. 

Die zusätzlich geäusserten Befürchtungen waren früh er auch im amerikanischen 
Bundesstaat Oregon zu hören. Dort gilt ein Gesetz, welches Suizidbeihilfe durch 
Abgabe entsprechender Rezepte seitens eines Arztes an einen Patienten erlaubt. 
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Die alljährlich publizierten amtlichen Berichte des  zuständigen Ministeriums zei-
gen jedoch, dass sich derartige Befürchtungen in ke iner Weise verwirklicht haben, 
ganz im Gegenteil. Nicht zuletzt deshalb, weil es d ieses Gesetz gibt, sind in Ore-
gon die palliativen Dienste so stark ausgebaut word en, dass Oregon in dieser 
Hinsicht heutzutage an der Spitze aller amerikanisc her Bundesstaaten steht. Viele 
Patienten besorgen sich zwar das tödliche Medikamen t, haben es in ihrem Medi-
kamentenschrank stehen, benutzen es aber schliessli ch nicht. Dass es deswegen 
zu Missbräuchen des Medikaments durch andere Person en gekommen wäre, ist 
nach unserer Kenntnis bisher nirgends berichtet wor den. 

Inzwischen ist auch im benachbarten Bundesstaat Was hington ein analoges Ge-
setz in Kraft getreten, und im Bundesstaat Montana ist gar durch blossen Ge-
richtsbeschluss Sterbehilfe als zulässig erklärt wo rden. In diesem letzteren Fall 
hat zwar der Gouverneur gegen diesen Gerichtsbeschl uss an das Oberste Gericht 
Montanas appelliert, dessen Entscheid zurzeit noch aussteht.  

Dass durch das Bestehen einer liberalen Möglichkeit  zur sicheren Beendigung des 
eigenen Lebens die Schutzpflicht des Staates für da s Leben Anderer beeinträch-
tigt würde, ist nicht einzusehen. Zweifellos hat de r Staat dafür zu sorgen, dass 
niemand bei einem Suizid begleitet werde, der den S uizidwunsch gar nicht ernst-
lich verfolgt. Doch dies ist eine Denkfigur, die si ch beinahe von selbst erledigt, 
weil sie in höchstem Masse als unlogisch erscheint.   

Dass der Staat das Recht auf Leben  zu schützen hat, ist unbestritten. Aber er hat 
keinesfalls biolo gisches Leben gegen den Willen des Trä gers dieses biolo gischen 
Lebens zu schützen ; dies würde darauf hinauslaufen, den Menschen eine  gesetz-
liche Pflicht zum Weiterleben aufzuerlegen. Eine so lche wird jedoch in der gesam-
ten herrschenden Meinung der Rechtswissenschaft kat egorisch abgelehnt. 
 

Eine Spezialgesetzgebung für organisierte Suizidhilfe wäre (wie auch oben unter Ziff. 4.2. aus-
geführt) eine höchst komplizierte und nicht optimale Lösung. Wie bereits in den Schluss-
folgerungen des ersten Sterbehilfeberichts des Bundesrates festgehalten wurde, muss ein Ge-
setz nicht alle Einzelheiten regeln. Es wäre ein Fehler, in einer langen Kodifikation die Voraus-
setzungen zur regeln, unter welchen in seltenen und extremen Fällen Suizidhilfe geleistet wer-
den dürfte, wie dies die Erfahrung am Universitätsspital Lausanne zeigt, statt einer „liberalen“ 
Praxis die Lösung im Einzelfall zu überlassen. Eine Regelung in einem bereits bestehenden 
Bundesgesetz wäre allenfalls vorteilhafter. Im Folgenden werden daher verschiedene Möglich-
keiten im Strafgesetzbuch geprüft, das unter allen anderen Bundesgesetzen auch aus verfas-
sungsmässiger Sicht die beste Ausgangslage bietet91.  
 

5.2. Regelung von Sorgfaltspflichten für Suizidhilf eorganisationen in Artikel 115StGB  

Artikel 115 StGB könnte um eine Strafnorm erweitert werden, die neu die organisierte Sui-
zidhilfe prinzipiell verbietet, sie aber bei (kumulativer) Einhaltung von gewissen Sorgfaltsregeln 
konkret doch erlaubt (Variante 1). Konzeptionell lehnt sich dieser Vorschlag an die Regelung 
des Schwangerschaftsabbruches (Artikel 119 StGB) an. Eine solche Strafbestimmung könnte 
wie folgt lauten:  

 

Artikel 115 StGB Verleitung und Beihilfe zum Suizid (Variante 1)  
1

 Wer aus selbstsüchtigen Beweggründen oder im Rahmen einer Suizidhilfeorganisation 
jemanden zum Suizid verleitet oder ihm dazu Hilfe leistet, wird, wenn der Suizid ausge-
führt oder versucht wurde, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft.  
2
 Der Mitarbeiter einer Suizidhilfeorganisation, der Hilfe zum Suizid leistet, ist nicht straf-

bar, wenn kumulativ die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:  

a. die sterbewillige Person muss ihren Wunsch frei, wohlerwogen und dauerhaft 
äussern;  
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b. die sterbewillige Person ist aufgrund zweier ärztlicher Gutachten sowohl ur-
teilsfähig im Hinblick auf den Suizidwunsch und leidet an einer unheilbaren 
Krankheit mit unmittelbar tödlicher Prognose;  

c. alternative Massnahmen zur Hilfestellung sind erörtert und soweit gewünscht 
auch eingesetzt worden;  

__________ 
 
89

 Siehe dazu auch Sterbehilfe-Bericht (Fn. 2), S. 46.  
90

 Siehe dazu die Forderungen in den Niederlanden und in Belgien unter Ziff. 2.6.  
91

 Siehe hiezu unten Ziff. 6.1.1.   
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d. die Hilfe zur Suizidhandlung wird mit einem ärztlich verschriebenen Mittel 

durchgeführt;  

e. der Mitarbeiter verfolgt nachweislich keinen Erwerbszweck;  

f. zur behördlichen Kontrolle jedes Suizidhilfefalls wird eine lückenlose Doku-
mentation erstellt und sicher aufbewahrt.  

3 Die für eine Suizidhilfeorganisation verantwortliche Person unterliegt der Strafandro-
hung von Absatz 1, wenn der Mitarbeiter im Einvernehmen mit ihr eine oder mehrere in 
Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt oder wenn die Organisation einen Er-
werbszweck verfolgt.  

4 Lässt die verantwortliche Person einer Organisation die erforderliche Sorgfalt bei Aus-
wahl, Instruktion und Kontrolle des Mitarbeiters ausser Acht, wird sie, wenn der Mitarbei-
ter eine oder mehrere in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt, mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

Kommentar:  Der straflose Schwangerschaftsabbruch weist viele Parallelen zum 
begleiteten Suizid auf. Dies allerdings mit dem gra vierenden Unterschied, dass 
beim Schwangerschaftsabbruch nicht jener Mensch sti rbt, welches den entspre-
chenden Entscheid gefällt hat: Beim Schwangerschaft sabbruch bewirkt der Ent-
scheid der Schwangeren nicht den eigenen Tod, sonde rn jenen des Fötus. 

Beim straflosen Schwangerschaftsabbruch besteht nun  keinerlei Forderung mehr 
nach einer medizinischen Indikation; die Schwangere  muss somit weder vom Tod 
noch von gesundheitlichen Beeinträchtigung bedroht sein. Es genügt allein ihr 
Wille, den sie während einer Beratung mit einer ärz tlichen Drittperson erörtert hat. 

Die Erfahrungen im Zusammenhang mit der gegen hefti gen Widerstand vor allem 
der römisch-katholischen Kirche eingeführten Libera lisierung des Schwanger-
schaftsabbruchs im Sinne der Fristenregelung hat le tztlich zu einem Rückgang 
der Zahl der Schwangerschaftsabbrüche geführt. Glei chzeitig wurde bewirkt, dass 
praktisch keine Frau mehr wegen eines verbotenen he imlichen Eingriffs ihre Ge-
sundheit oder gar ihr Leben verliert. 

Bezeichnenderweise haben die römisch-katholischen B ischöfe der Schweiz, un-
mittelbar nachdem sie in der eidgenössischen Volksa bstimmung vom 2. Juni 2002 
über die Einführung der Fristenregelung mit 1 399 5 45 Ja gegen 540 105 Nein ge-
waltig unterlegen sind – nämlich fünf Tage später, am 7. Juni 2002 –, sich mit ei-
nem 26eitigen Pastoralschreiben der Frage der Sterb ehilfe in ebenso unrealisti-
scher Weise als einem neuen kirchenpolitischen Spie lfeld zugewandt (veröffent-
licht am 9. Juni 2002). 

Die  in  dem  vorstehend  im Bericht  enthaltenen  Entwurf  einer  Erweiterung  von 
Art. 115 StGB vorhandene Forderung, ein Mitarbeiter  einer Organisation dürfe 
nachweislich keinen Erwerbszweck verfolgen, scheint  somit vorschreiben zu wol-
len, dass nur solchen Personen Mitarbeiter sein dür fen, welche diese Tätigkeit 
ohne finanzielle Entschädigung für deren Arbeitsein satz zu leisten bereit sind. Es 
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wird somit hier der Versuch unternommen, entweder „ ehrenamtliches Handeln“ zu 
erzwingen oder aber vollständig auf die Tätigkeit z u verzichten.  

Eine derartige Bestimmung dürfte sich mit der EMRK kaum in Übereinstimmung 
bringen lassen, schützt doch die EMRK in Artikel 8 Absatz 1 im Rahmen des Pri-
vatlebens auch die Erwerbstätigkeit. Es ist in kein er Weise ersichtlich, wie eine 
derartige Einschränkung aufgrund von Artikel 8 Absa tz 2 EMRK gerechtfertigt 
werden könnte.  
 

Diese Bestimmung verfolgt das Ziel, alle Personen, die im Rahmen einer Suizidhilfeorganisa-
tion tätig sind, zur Einhaltung bestimmter Bedingungen zu verpflichten. Diese Norm geht auf 
Diskussionen mit Vertretern mehrerer Kreise (juristische, ärztliche, religiöse und ethische) zu-
rück. Folgende Klarstellungen sind anzubringen:  

Kommentar:  Es ist für diesen Bericht besonders bezeichnend, d ass diese soge-
nannten „mehreren Kreise“ nicht näher identifiziert  werden, ganz abgesehen da-
von, dass sich kaum jemand unter dem Begriff eines „ethischen Kreises“ etwas 
auch nur irgendwie Vernünftiges vorzustellen vermöc hte.  

Es besteht in unserem Lande die schleichende Tenden z, dass sich religiöse Krei-
se immer stärker nicht mehr als solche äussern, son dern sich unter dem Mantel 
einer angeblichen „Ethik“ verstecken und auf diese Weise versuchen, die weltan-
schauliche Hoheit wieder zurückzuerobern, die sie u nter dem Einfluss der Aufklä-
rung verloren haben und seither schmerzlich vermiss en.  

 

Der Strafandrohung unterliegende Personen  

Im schweizerischen Recht ist grundsätzlich nur eine natürliche Person strafrechtlich verant-
wortlich. Aus diesem Grund sieht Artikel 115 Absatz 1 StGB vor, dass diejenige Person, die für 
die Organisation arbeitet und die den Suizid begleitet, der Strafandrohung unterliegen kann92. 
Absätze 3 und 4 halten fest, dass der Verantwortliche der Organisation auch verfolgt werden 
kann, wenn mit seinem Einvernehmen eine oder mehrere der in Artikel 115 Absatz 2 StGB ge-
nannten Bedingungen nicht erfüllt wurden oder wenn er seine Sorgfaltspflicht verletzt hat. Es 
gilt, zu verhindern, dass der Verantwortliche sich jeglicher Strafverfolgung entzieht, indem er 
sich hinter Dritten verschanzt. Der Begriff der Suizidhilfeorganisation umfasst sowohl die heute 
bekannten Organisationen als auch allein, aber wiederholt handelnde Personen. Dagegen wür-
den zwei Ärzte, die ein Gutachten zu einem Sonderfall abgeben, von dieser Bestimmung nicht 
berührt.  
 

Buchstabe a (freier Wille)  

Die vorgeschlagene Formulierung lehnt sich eng an die Empfehlungen der Schweizerischen 
Akademie der medizinischen Wissenschaften sowie an die niederländischen und belgischen 
Gesetze an. Der Wunsch, zu sterben, darf nicht auf äusseren Druck zurückgehen.  
 

Buchstabe b (ärztliche Feststellung der Urteilsfähi gkeit und des unmittelbar bevorste-
henden Todes)  

Die organisierte Suizidhilfe bleibt nur dann straffrei, wenn zwei Ärzte festgestellt haben, dass 
die sterbewillige Person erstens urteilsfähig ist und zweitens an einer unheilbaren Krankheit mit 
unmittelbar tödlicher Prognose leidet. Anders als in den Niederlanden und Belgien und anders 
als in der Position der Nationalen Ethikkommission wurde darauf verzichtet, die Möglichkeit der 
Beanspruchung der organisierten Suizidhilfe auf Personen auszudehnen, die dauerhafte und 
unerträgliche physische und psychische Leiden ohne Aussicht auf Besserung ertragen.  
 

Buchstabe c (Prüfung anderer Alternativen)  

Die medizinischen Fachleute haben beklagt, dass die Suizidhilfeorganisationen nicht in jedem 
Fall mit der sterbewilligen Person andere Alternativen erörtern, die ihr ein Weiterleben ermögli-
chen und gleichzeitig die mit der Erkrankung verbundenen Leiden verhindern würden. 
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Kommentar:  Hier ist urplötzlich von „medizinischen Fachleuten “ die Rede, die je-
doch wiederum nicht identifiziert werden.  

Dabei wäre die Frage zu stellen, wie und auf welche  Weise diese anonymen an-
geblichen medizinischen Fachleute ihr behauptetes W issen erlangt haben, dass 
„die Suizidhilfeorganisationen nicht in jedem Fall mit der sterbewilligen Person 
anderen Alternativen erörtern, die ihr ein Weiterle ben ermöglichen und gleichzei-
tig die mit der Erkrankung verbundenen Leiden verhi ndern würden“.  

Ohne entsprechende Identifikation dieser Personen m uss diese Behauptung als 
äusserst fragwürdig, ja tendenziös und verleumderis ch taxiert werden.  

__________ 
 
92 Diese Formulierung ist direkt vom Vorschlag von P. Venetz inspiriert (Fn. 51), S. 189.   
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Die erwähnten Organisationen müssen deshalb gezwungen werden, diejenigen Personen, die 
sich an sie wenden, umfassend über andere mögliche Lösungen aufzuklären, damit niemand 
eine fatale Entscheidung trifft, ohne alle notwendigen Informationen zu besitzen.  
 
Buchstabe d (ärztlich verschriebenes Mittel)  
Die Mittel, die der sterbewilligen Person zur Verfügung gestellt werden, müssen ihr einen 
schmerzfreien Tod gewährleisten. Da nur ein Arzt dies beurteilen kann, sieht der Vorschlag vor, 
dass die letale Substanz ärztlich verschrieben werden muss, wie es heute für NAP der Fall ist. 
Die Verwendung von Helium z.B. käme nicht in Betracht.  

Kommentar:  Wir sind mit der Auffassung durchaus einig, dass d ie Mittel, welche 
der sterbewilligen Person zur Verfügung gestellt we rden, ihr einen schmerzfreien 
Tod gewährleisten müssen. Solche Mittel sind einers eits NAP, anderseits gewähr-
leistet auch der richtige Einsatz von Helium absolu te Schmerzfreiheit.  

Die Behauptung, nur ein Arzt könne dies beurteilen,  entbehrt allerdings jeglicher 
wissenschaftlichen Grundlage. Der Autor des Bericht es erscheint in dieser Hin-
sicht als äusserst uninformiert. 

Wer wissen will, wie und wie rasch Helium zum Verlu st des Bewusstseins und 
damit zur Schmerzlosigkeit führt, kann dies ganz ei nfach feststellen. Er braucht 
sich im Internet lediglich auf die Oberfläche www.y outube.com  zu begeben.  

Gibt er dort als Suchelement die Begriffe „Helium G irl“ oder „Gabby vs Helium“ 
ein, wird er feststellen können, dass unter dem ers ten Begriff eine Frau in grünem 
Kleid Helium aus einem Ballon rasch einatmet (hyper ventiliert), und dass unter 
dem zweiten Begriff zwei weibliche Teenager, auf ei nem Sofa sitzend, ebenfalls 
rasch Helium aus Ballonen einatmen, um anschliessen d mit hoher Stimme „Happy 
Birthday“ singen zu können. Die Frau im grünen Klei d sinkt nach 16 Sekunden in 
eine Bewusstlosigkeit; der vom Betrachter aus links  sitzende Teenager fällt eben-
falls nach 16 Sekunden auf das Sofa zurück, ohne da ss dies vom anderen Teena-
ger auch nur bemerkt würde und rappelt sich nach we nigen Sekunden wieder 
hoch, anscheinend ohne zu wissen, wie ihm geschehen  ist. 

Hätten sich in diesen Beispielen die betreffenden P ersonen in einer reinen Helium-
Atmosphäre befunden, auch nachdem sie in Ohnmacht g efallen sind, hätte der 
Vorgang zu ihrem schmerzlosen Tode geführt. 

Die Wirkung von Helium besteht darin, die Zufuhr vo n Sauerstoff zu unterbinden, 
ohne die Tätigkeit der Atmung und das Atemgefühl zu  beeinträchtigen. Wer in ei-
ner Helium-Atmosphäre atmet, kann frei und unbehind ert atmen und empfindet 
keine Atemnot, obschon er durch das Helium von Saue rstoffzufuhr abgeschnitten 
ist.  
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Das Erstickungsgefühl beim Menschen wird nicht durc h Sauerstoffmangel, son-
dern durch Übersäuerung des Körpers mit CO 2 bewirkt. Diese bewirkt Atemnot 
und veranlasst den Körper, reflexartig nach Luft zu  schnappen. In einer Heliumat-
mosphäre tritt das Gefühl der Atemnot oder die Angs t vor Versticken nicht auf.  

 
Buchstabe e (kein Erwerbszweck)  
Diese Bedingung soll sicherstellen, dass der Mitarbeiter sich von uneigennützigen und acht-
baren Beweggründen leiten lässt.  

Kommentar:  Verlangt wird hier also nicht, was sonst im bisher igen Art. 115 StGB 
verlangt wird, nämlich Abwesenheit selbstsüchtiger Motive (also Ausschluss ei-
nes Negativums), sondern der (angebliche) Nachweis positiver Eigenschaften.  

Die Überlegung ist im Übrigen logisch falsch: Wären  die Organisationen gezwun-
gen, für diese Tätigkeit Personen zu finden, welche  bereit sind, diese Tätigkeit 
auszuüben, ohne dafür angemessen entschädigt zu wer den, müsste wohl nach 
Personen gesucht werden, die psychischen Gewinn aus  der Hilfe zum Sterben be-
ziehen, also Menschen, die ein direktes gefühlsmäss iges Interesse daran haben, 
andere Menschen sterben zu sehen. Das wäre wohl kau m die richtige Einstellung. 

 
Buchstabe f (Pflicht zur Erstellung und Aufbewahrun g einer lückenlosen Dokumenta-
tion)  
Von den Organisationen die sichere Aufbewahrung der Daten zu verlangen, gewährleistet ei-
nerseits den Schutz der heiklen Daten und liefert andererseits den Strafbehörden die im Rah-
men der Ermittlungen erforderlichen Belege.  
 
Absatz 3 und 4 (Strafandrohung gegen den Verantwort lichen der Organisation)  
Diese Absätze begründen einen Sonderfall der Teilnahme. Gemäss bestimmten Autoren erlau-
ben Artikel 24 und f. StGB nämlich nicht, den Verantwortlichen der Organisation zu verfolgen, 
vor allem wenn der Mitarbeiter nicht aus selbstsüchtigen Gründen handelt93.  
 
Absatz 4 (Strafandrohung gegen den Verantwortlichen  bei der Auswahl ungeeigneter 
Mitarbeiter)  
Diese Verfehlung wiegt weniger schwer als die Verletzung der Sorgfaltspflicht und wird deshalb 
mit einer weniger strengen Strafe bedroht.  
 
Vorteile  
Formell gesehen besteht der Vorteil dieser Variante darin, dass keine Revision der Bundes-
verfassung erforderlich ist. Im Übrigen bietet sie ähnliche Vorteile wie unter Ziff. 5.1.3 aufge-
führt.  
 
Nachteile  
Die Variante beinhaltet wie die Variante «Spezialgesetz» Probleme betreffend die Abgrenzung 
zwischen schützenswerten und nicht mehr schützenswerten Leben, die Legitimierung der orga-
nisierten Suizidhilfe und die Belastung der Personen am Lebensende. Überdies werden trotz 
grösster Sorgfalt bei der Formulierung der Bedingungen unweigerlich sehr vage Begriffe ver-
wendet, die im Strafrecht nicht wünschenswert sind. Womöglich beurteilt jeder Arzt eine unheil-
bare Krankheit oder einen unmittelbar bevorstehenden Tod anders, was zu stark unterschiedli-
chen Praktiken führen würde. Die Freiheit einer Person z.B. lässt sich schwer beurteilen, be-
sonders wenn etwa zu beweisen ist, dass die verstorbene Person frei von psychischem Druck 
gehandelt hat. Für die Strafverfolgungsbehörden wäre die Anwendung dieser Bestimmung sehr 
heikel, und zwar hinsichtlich der Auslegung der einzelnen Bestimmungen wie auch hinsichtlich 
der Beweissuche. Schliesslich werden in dieser Lösung die Medizin und die Ärzte instrumenta-
lisiert, was ihrer grundlegenden Aufgabe zuwider läuft. 
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Kommentar:  Hier spricht der Bericht einen zentralen Punkt an,  der äusserst ge-
fährlich ist: Wenn Dritte  glauben, darüber entscheiden zu müssen oder zu dür fen, 
was als schützenswertes Leben und was als nicht meh r schützenswertes Leben 
zu bezeichnen ist, bewegt man sich – offenbar unübe rlegt und ungewollt, aber 
dennoch – in einem Bereich, welcher in unmittelbare  Nähe des von den National-
sozialisten aus der Literatur des späten 19. und fr ühen 20. Jahrhunderts über-
nommen worden ist, nämlich den Begriff des „lebensu nwerten“ Lebens.  

Davor kann nicht ausdrücklich genug gewarnt werden!   

Sowohl die Beurteilung der Frage der Würde wie auch  die Beurteilung der Frage, 
ob ein Leben noch weiterzuführen (und damit schütze nswert) ist, oder aber aufge-
geben werden soll (und damit nicht mehr schützenswe rt ist), soll und darf nur dem 
Träger des betreffenden Lebens zukommen.  

In diesem Bereich führt jeglicher Paternalismus, se i er ärztlicher, religiöser oder 
staatlicher Natur, auf ein äussert gefährliches Min enfeld. 

__________ 
 
93 Siehe C. Schwarzenegger (Fn. 54), S. 93 ff. 
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5.3. Die ursprünglichen Beweggründe des Gesetzgeber s zur Schaffung von Artikel 
115 StGB  
Nachdem Suizid nicht strafbar ist, sollte die Teilnahme an einer solchen Handlung in Anwen-
dung der allgemeinen Regeln über die Teilnahme (Art. 24 und f. StGB) auch straffrei bleiben. 
Angesichts des hohen Wertes des menschlichen Lebens hat der Gesetzgeber jedoch in Ab-
weichung von diesem Grundsatz die Strafbarkeit für denjenigen vorgesehen, der aus selbst-
süchtigen Beweggründen Hilfe zum Suizid leistet. Der Gesetzgeber ging dabei vom Grund-
gedanken aus, diejenigen, die zum Suizid eines Dritten Hilfe leisten, nicht zu bestrafen, wenn 
sie durch freundschaftliche Gefühle motiviert sind, die Ehre eines Kameraden retten wollen oder 
wenn sie im reinen Interesse des Suizidenten handeln. Zwischen der sterbewilligen Person und 
dem Helfer muss eine nahe Beziehung bestehen. Der Gesetzgeber hat zu keinem Zeitpunkt 
den Fall einer organisierten und militanten Suizidhilfetätigkeit vorgesehen94.  

Kommentar:  Es ist unbestritten, dass in den Arbeiten der Expe rtenkommissionen 
im späten 19. und am Beginn des 20. Jahrhunderts zu r Schaffung eines Entwurfes 
zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch unter dem Aspekt der nachmalig zu 
Artikel 115 StGB gewordenen Bestimmung in erster Li nie die Figur des Konkurs 
gegangenen Kaufmanns vor Augen hatten, welcher sein e Ehre nur dadurch zu ret-
ten vermochte, indem er Suizid begeht.  

Ein solcher Mensch sollte sich problemlos an einen Freund wenden können, der 
ihm Pistole und Munition sowie die Kenntnis deren A nwendung straflos verschaf-
fen sollte.  

Die Frage der Sterbehilfe für Schwerkranke ist in j enen Kommissionen und im Ent-
wurf nur unter dem Aspekt der Tötung auf Verlangen,  also heute Art. 114 StGB, 
gesehen worden. 

Nun ist allerdings die Auffassung des historischen Gesetzgebers nie entschei-
dend, wenn der Wortlaut des Gesetzes klar ist. In e inem solchen Falle bedarf es 
keinerlei Auslegung, weder einer historischen, noch  einer teleologischen noch ei-
ner grammatikalischen.  

Hier wird somit der unlautere Versuch gemacht, Arti kel 115 StGB entgegen diesem 
Prinzip trotz seiner sprachlichen Klarheit in jene von heutigem Standpunkt aus 
gesehen abstruse Sichtweise zurückzuführen, welche den historischen Gesetzge-
ber bewogen hat, diesen Text zu beschliessen.  
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Dem historischen Gesetzgeber war damals auch nicht gegenwärtig, dass sich ei-
nerseits die mittlere Lebenserwartung der Menschen von damals (nehmen wir da-
für die statistischen Angaben für die Jahre 1920/21 ) für neugeborene Angehörige 
des männlichen Geschlechts bei 54,48 und für Angehö rige des weiblichen Ge-
schlechts bei 57,5 Jahren befand, wogegen für heute  Geborene bereits mittlere 
Lebenserwartungen von zum Teil bis zu 100 Jahren (s ic!) prognostiziert werden. 

Dass dadurch auch die Risiken stark belastender Alt erskrankheiten stark zuge-
nommen haben, darf nicht übersehen werden und liegt  auf der Hand. 

Um zum ursprünglichen Geist von Artikel 115 StGB zurückzukehren und angesichts der 
Nachteile der beiden fraglichen Varianten und ihrer geringen Auswirkungen auf die aktuelle 
Praxis der Suizidhilfeorganisationen – möglicherweise würden sie bestimmte Praktiken sogar 
legitimieren und die Indikationen ausdehnen – könnte entweder ein vollständiges Verbot für 
Suizidhilfeorganisationen oder ein beschränktes Verbot für Personen oder Organisationen, die 
für ihre Hilfe eine Gegenleistung verlangen, vorgesehen werden.  

5.3.1. Ein vollständiges Verbot von Sterbehilfeorga nisationen  
Artikel 115 StGB Verleitung und Beihilfe zum Suizid (Variante 2)  
Wer aus selbstsüchtigen Beweggründen oder im Rahmen einer Suizidhilfeorganisation 
bzw. organisiert jemanden zum Suizid verleitet oder ihm dazu Hilfe leistet, wird, wenn 
der Suizid ausgeführt oder versucht wurde, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe bestraft.  

Die dem deutschen Modell nachempfundene Lösung hätte zur Folge, die Tätigkeit der Sui-
zidhilfeorganisationen in der Schweiz bedingungslos zu verbieten. Die Lösung geht vom Grund-
satz aus, dass derjenige, der im Rahmen einer Organisation oder allein, aber mehrfach tätig 
wird, nicht aus rein altruistischen Motiven handeln bzw. in keinem Fall eine ausreichend enge 
Beziehung zur sterbewilligen Person entwickeln kann, um die Situation gründlich zu analysie-
ren. Damit trägt die Lösung dem Risiko Rechnung, dass die organisierte Suizidhilfe zu einem 
rein formalistischen Routineverfahren wird oder, mit anderen Worten, dass die Mitarbeiter nur 
wenige übliche Nachprüfungen durchführen und Formulare unterschreiben lassen, ohne den 
tiefen Beweggründen der Personen, die sich an sie wenden, wirklich auf den Grund zu gehen, 
und ohne andere mögliche Massnahmen zu prüfen. 
  

Vorteile  
Die Vorteile dieser Bestimmung sind die Klarheit und die problemlose Anwendung durch die 
Strafverfolgungsbehörden. Allenfalls der Begriff Organisation ist diskussionswürdig. Der Begriff 
müsste als wiederholte Tätigkeit (unabhängig von der Anzahl Personen) oder als im Rahmen 
einer Struktur mit mehreren Personen und hierarchischen Beziehungen ausgeübte Tätigkeit 
verstanden werden. So stellen zwei Ärzte, die sich zu einem besonderen Fall absprechen, kei-
ne Organisation dar. Zudem würde der «Sterbetourismus» in der Schweiz nicht mehr durchge-
führt. Schliesslich würde der Staat klar Position beziehen für einen strengeren Schutz des 
menschlichen Lebens und für eine Aufwertung der lebenserhaltenden Alterna- � 

Kommentar:  Die Ausschaltung der Möglichkeit für Personen mit Wohnsitz im Aus-
land, zum selbstbestimmten Sterben in die Schweiz z u kommen, ist das im Hinter-
grund dieser ganzen Debatte wirkende, aber bewusst verschwiegene Motiv. Da 
aber zufolge des Diskriminierungsverbotes von Artik el 14 EMRK eine Bestim-
mung, welche Personen mit ausländischem Wohnsitz ex plizit ausschliessen wür-
de, EMRK-widrig wäre, werden Versuche unternommen, unter falschen Behaup-
tungen und unter Anführung nicht wirklich gemeinter  Motive denselben Effekt zu 
erzielen: Die Schweizergrenze soll nicht formell, a ber materiell gewissermassen 
mittels technisch-bürokratischer Bedingungen geschl ossen werden. 

__________ 
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94 Für eine genaue historische Untersuchung von Art. 115 StGB sieher C. Schwarzenegger (Fn. 54), S. 
100 ff., und E. Lorenz, Die «selbstsüchtigen Beweggründe» von Art. 115 StGB im Licht der Norm-
entstehungsgeschichte», in : Jusletter vom 4. Mai 2009.   
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tivmassnahmen, welche den Willen des Patienten respektieren und gleichzeitig und seine Wür-
de bewahren. 
 

Nachteile 

Da die Tätigkeit der Suizidhilfeorganisationen auf den nicht zu unterschätzenden Rückhalt der 
Bevölkerung zählt, könnte ein absolutes Verbot Empörung und Unverständnis auslösen95. Im 
Übrigen fragt es sich, ob ein Verbot die Suizidhilfeorganisationen nicht in die Illegalität drängen 
oder zu einer formellen «Auflösung der Organisation» veranlassen würde, ohne dass aber ihre 
eigentliche Tätigkeit aufhört. Damit es nicht zu solchen Konsequenzen kommt, darf der Staat 
nicht nur Verbote schaffen und die Menschen mit ihrem Leiden sich selbst überlassen, sondern 
er muss aktiv alle Mittel fördern, die ein würdiges und erträgliches Lebensende ermöglichen96. 

Kommentar:  Der Hinweis im Bericht mit der Fussnote 95 auf die  Umfrage der Zeit-
schrift „L’Hebdo“ vom 9. April 2009, wonach 56,4 % der Schweizer eventuell Sui-
zidhilfe beanspruchen würden, ist in tendenziöser W eise in einer wesentlichen 
Hinsicht bewusst unvollständi g gelassen worden, um eine Prozentzahl nennen zu 
können, die sich nahe bei 50 % und somit eher in ei nem unentschiedenen Bereich 
bewegt. 

Die Umfrage hat aber ausserdem ergeben, dass drei V iertel (75 %) der Schweizer 
die Mö glichkeit des assistierten Suizids befürworten !  

Die Befürworter wollen, dass es für sie und für and ere eine solche Möglichkeit ge-
be; die Zahl von 75 % umfasst auch jene, die zwar f ür sich selbst diese Möglich-
keit nicht in Anspruch nehmen, sie anderen aber auc h nicht vorenthalten wollen.  

Diesen Unterschied wollte der Autor des Berichtes o ffensichtlich nicht einfliessen 
lassen, damit nicht deutlich wird, in welchem Umfan ge die schweizerische Bevöl-
kerung aufgeklärt und demzufolge bereit ist, diese rationale Möglichkeit zu befür-
worten. 

Im Übrigen existiert nicht nur die Umfrage dieses f ranzösischsprachigen Wochen-
blattes. Auch die deutschschweizerische Zeitschrift  „Reformiert“ hat eine ent-
sprechende Umfrage durchführen lassen, die im Augus t 2008 veröffentlicht wor-
den ist. Sie hat analoge Werte ergeben; so haben 72  % der Katholiken und 75 % 
der Protestanten das Bestehen einer solchen Möglich keit befürwortet.  

Es ist deshalb nicht klar, ob die sieben Mitglieder  des Bundesrates, die nun be-
schlossen haben, eine Vernehmlassung über zwei Vari anten durchzuführen, sich 
dieser Tatsache einer Mehrheit bewusst waren. Norma lerweise darf man von Poli-
tikern erwarten, dass sie nur einigermassen realist ische Vorschläge zur Diskussi-
on stellen.  

Es muss deshalb der Verdacht geäussert werden, die Mitglieder des Bundesrates, 
inbegriffen die Vorsteherin des EJPD, sei durch die  Art und Weise des hier kom-
mentierten Berichtes absichtlich falsch informiert und dadurch in die Irre geführt 
worden.  

Dies müsste eigentlich die Frage aufwerfen, ob die Irreführung der Regierung oder 
des Parlamentes nicht endlich vom Strafrecht erfass t werden sollte. 

 

5.3.2. Verbot der Entgegennahme von Leistungen 
 

Diese Lösung soll ganz einfach den Begriff «selbstsüchtige Beweggründe» konkretisieren, um 
Fehlinterpretationen zu vermeiden. So bleibt derjenige, der Hilfe zum Suizid leistet, straffrei, 
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wenn er dafür keine Gegenleistung erhält. Der Suizidhelfer darf nicht einmal die Deckung der 
Kosten verlangen. 

Kommentar:  Die Analogie zum Transplantationsgesetz erscheint als gewagt und 
wenig stringent.  

Das Transplantationsgesetz verbietet, dass jemand b eispielsweise einem anderen 
anbietet, ihm eine seiner Nieren für eine Transplan tation zu spenden und dafür ir-
gend eine Entschädigung im Sinne eines finanziellen  Gewinns oder eines anderen 
Vorteils entgegen zu nehmen.  

Sinn und Zweck dieser Bestimmung im Transplantation sgesetz ist, zu verhindern, 
dass beispielsweise Personen, die sich in bescheide nen wirtschaftlichen Verhält-
nissen befinden, sich gezwungen fühlen können, durc h eine Organspende ihre 
wirtschaftliche Lage zu verbessern, gleichzeitig ab er durch die Inkaufnahme eines 
Risikos ihre Gesundheit aufs Spiel zu setzen und ih r Leben dadurch zu verkürzen.  

Es soll also auf einen Menschen kein Druck ausgeübt  werden, ein Organ zu spen-
den, indem er dadurch seine finanzielle Situation z u verbessern vermag. Der Bun-
desrat  hat  in  seiner  Botschaft  vom  12.  Septe mber  2001  (BBl 2002, 29, insbes. 
137 f.) unter anderem erklärt, die Bestimmung schüt ze lebende spendende Perso-
nen, deren Gesundheit nicht um wirtschaftlicher Vor teile willen beeinträchtigt 
werden sollte. 

Das ist selbstverständlich ein völlig anderes Motiv  als jenes, welches hier eine 
Rolle spielt: In Tat und Wahrheit will man mit dies er Bestimmung zusätzlich errei-
chen, dass auch Dritte – etwa eine Organisation – M enschen, welche als Suizidbe-
gleiter tätig sind, für diese Tätigkeit fair zu ent schädigen. Damit soll die Kapazität 
dieser Organisationen möglichst so eingeschränkt we rden, dass sie praktisch 
handlungsunfähig werden.  

Im Unterschied zum Lebendspender eines Organs, dem dessen Kosten, wie ins-
besondere Erwerbsausfall etc. ersetzt werden dürfen , sollen dem Suizidhelfer 
nicht einmal die Kosten ersetzt werden dürfen, also  beispielsweise seine Trans-
port- oder Verpflegungsspesen.  
 

Hier kann nach dem Vorbild im Gesetz vom 8. Oktober 2004 über die Transplantation von Or-
ganen, Gewebe und Zellen (Transplantationsgesetz; SR 810.21; in Kraft seit 1. Januar 2007) 
vorgegangen werden, welches in Artikel 6 Absatz 1 verbietet, für die Spende von menschlichen 
Organen etc. „einen finanziellen Gewinn oder einen anderen Vorteil entgegenzunehmen“97. Die 
Verletzung des Verbots von Artikel 6 Absatz 1 wird gemäss Artikel 69 Absatz 1 lit. a desselben 
Gesetzes mit drei Jahren Freiheitsstrafe oder Geldstrafe bestraft98. Dieser Strafrahmen kann – 
je nachdem – in Artikel 115 StGB übernommen werden, womit eine Abstufung zum Grundtat-
bestand erzielt wird. Weiter kann auch hier Artikel 115 StGB durch eine Verantwortlichkeitsnorm 
für Unternehmen erweitert werden. 
__________ 
 
95

 Eine in der Zeitschrift L’Hebdo vom 9. April 2009 veröffentlichte Umfrage in Lausanne und Bern ergab, 
dass 56,5% der Schweizer eventuell Suizidhilfe beanspruchen würden.  
96

 Siehe die unter Ziff. 7 erwähnten Massnahmen.  
97

 Transplantationsgesetz, Artikel 6 (Unentgeltlichkei t der Spende)  
1 Es ist verboten, für die Spende von menschlichen Organen, Geweben oder Zellen einen finanziellen Gewinn oder 
einen anderen Vorteil zu gewähren oder entgegenzunehmen.  
2 Nicht als finanzieller Gewinn oder anderer Vorteil gilt:  
a. der Ersatz des Erwerbsausfalls und des Aufwandes, die der spendenden Person unmittelbar entstehen;  
b. der Ersatz von Schäden, welche die spendende Person durch die Entnahme von Organen, Geweben oder Zellen 
erleidet;  
c. eine nachträgliche symbolische Geste der Dankbarkeit;  
d. die Überkreuz-Lebendspende.  
98

 Transplantationsgesetz, Artikel 69 (Vergehen)  
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1 Sofern keine schwerere strafbare Handlung nach dem Strafgesetzbuch vorliegt, wird mit Gefängnis oder mit Busse 
bis zu 200 000 Franken (sc. mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe) bestraft, wer vorsätzlich:  
a. für die Spende von menschlichen Organen, Geweben oder Zellen einen finanziellen Gewinn oder einen anderen 
Vorteil gewährt oder entgegennimmt (Art. 6 Abs. 1);  
….  
2 Wird die Tat gewerbsmässig begangen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu fünf Jahren oder Busse bis zu 500'000 
Franken (sc. Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe).  
3 Wird die Tat fahrlässig begangen, so ist die Strafe Gefängnis bis zu sechs Monaten oder Busse bis zu 100'000 
Franken (sc. Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen).   
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Artikel 115 StGB Verleitung und Beihilfe zum Suizid (Variante 3)  

Wer jemanden zum Suizid verleitet oder ihm dazu Hilfe leistet und hiefür eine Leistung 
entgegennimmt oder sich versprechen lässt oder aus selbstsüchtigen Beweggründen 
handelt, wird, wenn der Suizid ausgeführt oder versucht wurde, mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder Geldstrafe bestraft.  

 

Vorteile  

Mit diesem Vorschlag wird die organisierte Suizidhilfe nicht verboten; hingegen wird sie ge-
genüber den heutigen rechtlichen und tatsächlichen Verhältnissen klar eingeschränkt, nämlich 
auf Fälle, in denen wirklich aus altruistischen Motiven heraus gehandelt wird. Geldleistungen, 
welche heute in der Öffentlichkeit immer wieder grosse Irritationen und namentlich auch den 
Ruf nach Transparenz auslösen, dürfen von den Vertretern von Suizidhilfeorganisationen und 
ihren Vertretern keine mehr angenommen werden. Bei dieser Variante werden auf Bundesebe-
ne zwar keine speziellen Sorgfaltsregeln eingeführt. Durch die Ausschaltung des kommerziellen 
Anreizes wurden die mit der gewerblichen Praxis der Suizidhilfeorganisationen verbundenen 
Auswüchse aber abnehmen. Hinsichtlich der Sorgfaltspflichten sind letztlich die wesentlichsten 
Punkte diejenigen betreffend Abklärung des Suizidwillens bzw. der diesbezüglichen Urteilsfä-
higkeit und die Vermeidung von finanziellen und anderen Vorteilen auf der Seite der Suizidhilfe-
organisationen und ihren Vertretern. Mit diesem Vorschlag können diese Anliegen auch erfüllt 
werden – wenn auch nicht durch explizite gesetzliche Regelung, sondern ausgehend von der 
Annahme, dass die an Geldleistungen nicht interessierten Suizidhilfeorganisationen dieselben 
nach den bisherigen Erfahrungen auch ohnehin berücksichtigen.  

Kommentar:  Dies würde faktisch dazu führen, dass organisierte  Suizidhilfe voll-
ständig unmöglich gemacht würde.  

Die Vorstellung gewisser unaufgeklärter Geister, Su izidhilfe könne durch Private, 
die zur sterbewilligen Person in einem Nahverhältni s stehen, geleistet werden, ist 
ebenso absurd wie naiv.  

Wir wissen aus einem Artikel, der im „New England J ournal of Medicine“ erschie-
nen ist (NEJM 2000, 38; http://content.nejm.org/cgi /content/abstract/342/8/551 ), 
dass bei Fällen von Suizidhilfe in den Niederlanden , welche nur von Ärzten er-
bracht worden ist, sich in 16 % aller Fälle schwere  Komplikationen ergeben haben, 
die in einer erheblichen Anzahl von Fällen schliess lich anstelle eines begleiteten 
Suizids zu einer Tötung ohne Verlangen geführt habe n.  

Ursache diese Komplikationen ist die mangelnde Erfa hrung der Ärzte gewesen, 
gehört doch Freitodbegleitung und Sterben auch in d en Niederlanden nicht zu den 
an medizinischen Universitäten unterrichteten Fäche rn.  

Umso mehr ist zu fragen: Wie sollten da medizinisch e Laien nahen Angehörigen 
bei einem Suizid behilflich sein können, ohne dass dies zu schwersten Problemen 
führen würde? 

 

Nachteile  

Diese Lösung schliesst die Gefahr einer rein formalistisch-prozeduralen Hilfe, die allein auf dem 
freien Willen der sterbewilligen Person beruht, nicht völlig aus. Ausserdem zeigt die derzeitige 
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Praxis, dass sich das System der «Leistung und Gegenleistung» sehr schwer umsetzen lässt. 
Die Mitglieder von Exit z.B. entrichten einen Jahresbeitrag, bezahlen aber darüber hinaus 
nichts, wenn sie Suizidhilfe beantragen. Es ist schwer zu sagen, ob solche Fälle durch den wie 
oben abgeänderten Artikel 115 StGB strafbar würden oder nicht. Möglicherweise könnten auch 
Dritte, Nichtmitglieder, das Ziel der Organisationen unterstützen und ihre Tätigkeit finanzieren, 
so dass die Situation praktisch gleich bliebe wie heute99.  

 

6. Würdigung der geprüften Optionen  

6.1. Verfassungsmässigkeit  

6.1.1. Sondergesetz über die organisierte Suizidhil fe  
Ein eigentliches Sondergesetz über die organisierte Suizidhilfe, würde den Rahmen der Straf-
rechtskompetenz des Bundes nach Artikel 123 Absatz 1 BV sprengen. Bei einem solchen Ge-
setz wäre die allgemeine Kompetenzordnung der Bundesverfassung zu beachten100. Danach 
darf der Bund nur jene Bereiche regeln, für welche ihm die Bundesverfassung eine explizite 
oder implizite Kompetenz einräumt. 

Wie bereits im Sterbehilfe-Bericht dargelegt, ist eine umfassende Kompetenz des Bundes für 
den Bereich der Suizidhilfe in der Bundesverfassung nicht gegeben. Die verschiedenen Teil- 

__________ 
 
99

 Zu den derzeitigen Schwierigkeiten der Strafverfolgungsbehörden, eine Bereicherung nachzuweisen, 
siehe Ziff. 2.4.  
100

 J.-F. Aubert, in: ders. / P. Mahon, Petit commentaire de la Constitution fédérale de la Confédération 
suisse du 18 avril 1999, Zürich 2003, zu Art. 123, Rz. 6 ff.  
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kompetenzen, wie beispielsweise der Zivilrechtskompetenz nach Artikel 122 BV oder der Ge-
setzgebungskompetenz nach Artikel 118 Absatz 2 BV im Bereich des Gesundheitsrechts für 
den Erlass von Vorschriften über Heilmittel, Betäubungsmittel und Gegenständen, welche die 
Gesundheit gefährden können, bieten keine hinreichende Verfassungsgrundlage für ein Tätig-
werden des Bundes in diesem Umfang. Somit wäre eine Verfassungsänderung notwendig. 

Kommentar:  Wiederum bezeichnenderweise vergisst der Bericht, auch die Frage 
zu prüfen, ob ein derartiges Eingreifen des Bundesg esetzgebers sich unter dem 
Aspekt von Art. 8 Abs. 1 EMRK rechtfertigen lässt.  

Das Bundesamt für Justiz hat bis heute noch nicht d ie selbstverständliche Ge-
wohnheit – 35 Jahre nach dem Beitritt der Schweiz z ur EMRK am 28. November 
1974 –, bei der Konzipierung eines neuen Gesetzes d anach zu fragen, ob es in das 
Privat- und Familienleben der Bürgerinnen und Bürge r eingreift und demzufolge 
ob es unter dem Aspekt der Eingriffsbedingungen von  Art. 8 Absatz 2 EMRK 
überhaupt gerechtfertigt werden kann. 

Immerhin hat das Bundesamt für Justiz erkannt, dass  die Strafrechtskompetenz 
des Bundes für ein Sondergesetz nicht ausreicht, so  dass für ein solches Projekt 
jedenfalls eine Verfassungsänderung notwendig wäre.  

 

  

6.1.2. Ergänzung oder Änderung von Artikel 115 StGB   
Nach Artikel 123 Absatz 1 der schweizerischen Bundesverfassung (BV; SR 101) verfügt der 
Bund über eine umfassende Kompetenz zum Erlass des materiellen Strafrechts. Damit hat er 
nach herrschender Auffassung die Zuständigkeit, das Strafrecht insoweit zu regeln, als es sich 
herkömmlicherweise in einem Strafgesetzbuch kodifiziert findet101. Im Rahmen dieser Kompe-
tenz sind in einer Strafnorm des Kernstrafrechts Ausführungen möglich, welche dazu dienen, 
die tatbestandsmässige Straftat von nicht strafbaren Handlungen abzugrenzen und so präventiv 
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auch eine Straftat im Sinne des Tatbestandes zu verhindern102. Die Rechtsetzungskompetenz 
des Bundes nach Artikel 123 Absatz 1 BV wäre somit für eine Revision von Artikel 115 StGB in 
den Varianten 1 bis 3 gegeben.  

 

6.2. Welche Optionen führen mit den wenigsten Nacht eilen zum Ziel?  

Die Option Sondergesetzgebung weist am meisten Nachteile auf: Diese Option ist verbunden 
mit verfassungsmässigen Problemen (s. oben Ziff. 6.1.1.), mit dem Problem der staatlichen Le-
gitimierung – und somit letztlich der Förderung der Tätigkeit von Suizidhilfeorganisationen – 
sowie mit schwierigen Abgrenzungsfragen zu einer Aufsichtsgesetzgebung (s. oben Ziff. 4.2. 
und 5.1.3.). Die Rechtsvergleichung zeigt zudem, dass trotz erklärtem Ziel der ausländischen 
Regelungen, die Suizidhilfepraxis in strengen Grenzen zu halten, in Tat und Wahrheit eine 
ständige Erweiterung der Indikationen stattfindet.  

Unter den Varianten einer Regulierung im Strafgesetzbuch geht Variante 1 am ehesten auf die 
vom Bundesrat im Juli 2008 genannten Prüfungsfelder ein. Insgesamt muss jedoch festgestellt 
werden, dass eine gesetzliche Regelung von Sorgfaltspflichten zu einer Bürokratisierung der 
(organisierten) Suizidhilfe führen würde. Das System ohne ein eigentliches Bewilli-
gungsverfahren, hingegen mit strafrechtlichen Folgen bei Nichteinhalten der gesetzlich gere-
gelten Sorgfaltspflichten bei organisierter Suizidhilfe ist zudem mit Beweisproblemen ver-
bunden.  

Kommentar:  Der emeritierte Berner Strafrechtsprofessor Dr. Gu nther Arzt hat in 
einem Beitrag zum bereits zitierten von Frank Th. P etermann herausgegebenen 
Werk „Sterbehilfe – Grundsätzliche und praktische F ragen – Ein interdisziplinärer 
Diskurs“ (St. Gallen 2006, S. 69-98, insbes. 92 ff. ) davon gesprochen, der „Trend 
aller neueren Vorschläge zur Regulierung der Sterbe hilfe und Suizidhilfe zur Opti-
mierung durch Bürokratisierung “ sei unverkennbar. „Dem Lebensmüden wird 
nicht nur eine (selbstverständliche!) Beratung oktr oyiert, sondern ihm werden wei-
tere Abklärungen, lange Wartezeiten und alle möglic hen sonstigen Formalitäten in 
den Weg gestellt. . . Man ahnt, wie in den genannte n Beispielen die müden Leute 
von einem Sterbespezialisten zum nächsten geschickt  werden, falls sich die Risi-
kovermeidungsbürokratie etablieren sollte. Diese Me nschen waren fähig, eine Be-
rufswahl zu treffen, eine Partnerschaft einzugehen,  ein Kind zu zeugen und auch 
sonst viele existentielle Entscheidungen in ihrem L eben und über ihr Leben zu 
treffen. Ob sie ihr Leben bis zur Neige auskosten w ollen, ist verglichen mit den 
hier beispielhaft genannten anderen Entscheidungen  eine einfachere Frage.“  

Ob namentlich neue gesetzliche Dokumentationspflichten per se eine Verbesserung gegen-
über der heutigen Situation der Strafverfolgungsbehörden bei der Abklärung dieser Todesfälle 
bringen würden, ist zu bezweifeln. Denn bei einer nachträglichen Überprüfung besteht stets das 
Risiko einer bürokratischen Formalität. Wichtiger erscheint allenfalls eine präventive Massnah-
me, die in einer gründlichen ärztlichen Abklärung des Suizidwilligen liegen könnte. Eine Pflicht 
zur Dokumentation sollte daher mit der Pflicht zur präventiven ärztlichen Kontrolle der Suizidhil-
fefälle verknüpft werden. Die Praxis zeigt aber wiederum, dass sich die Suizidhilfeorganisatio-
nen einer zu starken Aufsicht leicht entziehen. Die Loslösung der organisierten Suizidhilfe von 
einer ärztlichen Kontrolle stellt aus präventiver Sicht letztlich eine schlechte Entwicklung dar. 

__________ 
 
101

 H. Vest, in: B. Ehrenzeller et al., (Hrsg.), St. Galler Kommentar zur Bundesverfassung, 2. Auflage Bern 
2007, zu Art. 123 BV, Rz. 2.  
102

 Vergleichbare Bestimmungen finden sich auch in weiteren Artikeln des Strafgesetzbuches, so bei-
spielsweise in den Artikeln 118 ff. StGB zum Schwangerschaftsabbruch.   
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Die Varianten 2 und 3, die zum ursprünglichen Geist von Artikel 115 StGB zurückführen sollen 
(Straffreiheit für uneigennützig handelnde nahestehende Personen), eignen sich offen-sichtlich 
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auch dazu, die Auswüchse der organisierten Suizidhilfe zu bekämpfen, ohne die spezifischen 
Nachteile der anderen Lösungen herbeizuführen (komplizierte Umsetzung, übermässige Büro-
kratie, Legitimierung der organisierten Suizidhilfe). In keinem der beiden Fälle wird das vom 
Schweizer Gesetzgeber gewünschte «liberale» System in Frage gestellt: Die Suizidhilfe bleibt 
möglich, jedoch nur, wenn sie in einem privaten Rahmen oder in rein altruistischer Weise statt-
findet. Variante 2 geht vom Grundsatz aus, dass diese Bedingungen im Rahmen einer Organi-
sation gar nie gegeben sind, und verbietet folglich diese Organisation. Sie hätte die deutlichsten 
Auswirkungen und den Vorteil, dass sie die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden erleichtern 
würde. Die Lösung birgt auch das geringste Risiko einer Fehlinterpretation oder mangelhaften 
Anwendung. Dagegen könnte sie bei Teilen der Bevölkerung und in politischen Kreisen, die 
Suizidhilfe für eine vertretbare und würdige Weise halten, das Leben zu beenden, wenn die 
Lebensbedingungen dem eigenen Bild von Lebensqualität und Würde nicht mehr entsprechen, 
auf Widerstand stossen. Variante 3 geht anders als Variante 2 davon aus, dass die Suizidhilfe 
im Rahmen einer Organisation auf altruistische Weise geleistet werden kann, sofern diese dafür 
keine Leistung bezieht. Variante 3 geht weniger weit als Variante 2, schliesst aber die Gefahr 
nicht völlig aus, dass die Organisationen ihre Tätigkeit unverändert fortsetzen; die Anwendung 
des Kriteriums «Leistung und Gegenleistung» bedeutet eine Gratwanderung und es wäre denk-
bar, dass die betroffenen Organisationen sich ganz einfach von anderen Personen als den Sui-
zidenten finanzieren lassen.  

Kommentar:  Wir haben schon etwas weiter vorne (zu Originalsei te 30/35) darge-
legt, wie abstrus eine Vorstellung ist, Suizidhilfe  könne sachgerecht durch ir-
gendwelche Private geleistet werden. Ebenso abstrus  ist eine Vorstellung, die 
wertvolle Dienstleistung eines Menschen gegenüber e inem anderen Menschen 
dürfe keines Lohnes wert sein, sondern dürfe nur „r ein altruistisch“ erfolgen.  

In der Psychologie ist es längst klar, und die Evol utionsforschung hat dies mitt-
lerweile bewiesen, dass es reinen Altruismus überha upt nicht geben kann.  

Das beherrschende Prinzip in der Evolution ist das „Prinzip Eigennutz“, aber eben 
und gerade nicht in dessen absoluter Form, welche d en Nutzen Anderer vollkom-
men missachten würde. Ganz im Gegenteil. Altruismus  ist ebenfalls eine Äusse-
rung des Prinzips Eigennutz, bloss wird dort die Ge genleistung nicht von jenem 
erwartet, dem man seinerseits eine Leistung erbring t, sondern aus der Erkenntnis 
heraus, dass durch das Helfen gegenüber einem Ander en der Gesellschaft insge-
samt geholfen wird, was sich auch positiv auf den H elfer auswirkt. 

Dies zeigt, dass der Autor dieses Berichtes auch di ese Gegebenheiten nicht zu 
kennen scheint.  
 

Die Kurzzusammenfassung der beiden möglichen Änderungen von Artikel 115 StGB – Ein-
führung einer Liste der Sorgfaltspflichten, Verbot der Suizidhilfeorganisationen bzw. der Ent-
gegennahme von Gegenleistungen – zeigt, dass der Gesetzgeber in der Lage ist, einzugreifen, 
damit die derzeitigen Auswüchse aufhören oder zumindest abnehmen.  

Kommentar:  Der Bericht spricht hier von „derzeitigen Auswüchs en“, die „aufhö-
ren oder zumindest abnehmen“ sollen, bleibt aber ei ne Erklärung dafür schuldig, 
was er als „derzeitige Auswüchse“ bezeichnet. 

Er unterstellt damit wiederum implizit, (und entgeg en den Aussagen des Zürcher 
Regierungsrates gegenüber dem Zürcher Kantonsrat), es gebe tatsächlich „Aus-
wüchse“, und diese seien so gravierend, dass sie „a ufhören“ sollen.  

Diese Behauptung steht im Widerspruch zu den unbest rittenen Tatsachen, dass 
es in Bezug auf die Tätigkeit der Vereine, welche F reitodbegleitungen als organi-
sation durchführen, seit vielen Jahren trotz erhebl icher Zahlen von Freitodbeglei-
tungen keinerlei Gerichtsverfahren gegeben hat. Es fehlt nicht nur an Gerichtsver-
fahren, es fehlt auch an Nachweisen dafür, dass irg endwelche Missbräuche oder 
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„Auswüchse“, von denen stets gesprochen wird, vorha nden wären, und welches 
diese seien. Weshalb also hält der Autor des Berich ts so krampfhaft daran fest? 

 

7. Weitere Handlungsoptionen auf Bundesebene  

Zur Verringerung der Fallzahlen im Bereich der organisierten Suizidhilfe erscheint aufgrund der 
bisherigen Erfahrungen die Förderung der Suizidprävention und der Palliative Care als wichtige 
Massnahme, weil sie den sterbewilligen Menschen Alternativen zu einem Suizid bieten können. 
Nachstehend werden die Handlungsmöglichkeiten des Bundes in diesen beiden Bereichen dar-
gelegt.  

 

7.1. Suizidprävention  

Es ist heute allgemein anerkannt, dass sich die Massnahmen an die gesamte Bevölkerung und 
an bestimmte Risikogruppen richten müssen. Die WHO (1986), die Vereinten Nationen (1996), 
die WHO Europa (2005) und die Europäische Union (EU; 2005, 2008) ermutigen deshalb die 
Mitgliedstaaten, das suizidale Verhalten mit innovativen und umfassenden Massnahmen inner-
halb und ausserhalb des Gesundheitssektors zu reduzieren. Allerdings fehlt dem Bund eine 
umfassende Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Suizidprävention. Diverse Kompetenz-
bestimmungen ermöglichen jedoch die Anordnung von Massnahmen mit suizidpräventiver Wir-
kung, sofern sie nicht in unzulässiger Weise in die Freiheitsrechte der Bürgerinnen und Bürger 
eingreifen oder das Gebot der Verhältnismässigkeit verletzt wird103.  

Kommentar:  Auch zu diesem Abschnitt ist vorerst zu bemerken, dass es der Autor 
des Berichtes in keiner Weise versteht, zwischen Af fektsuiziden und Bilanzsuizi-
den zu unterscheiden.  

Sodann erscheint sein  offenbares Bedauern, es fehl e dem Bund eine umfassende 
Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Suizidprävent ion, als wenig glaubhaft.  

Entscheidender Faktor ist, dass der Bundesrat seit Jahren – genau gesagt seit 
dem 24. Juni 2002, dem Tage der Einreichung des Pos tulats von Nationalrat Hans 
Widmer (SP, Luzern) – nicht bereit ist, tatsächlich e Vorschläge zur Verbesserung 
der Suizidprävention und der Suizidversuchspräventi on vorzulegen.  

Zwar ist 2006 der Bericht des Bundesamts für Gesund heit über Suizide und Sui-
zidversuche erschienen. Doch mehr als dieses Papier  hat der Bundesrat bisher 
nicht zu Wege gebracht. Im Gegenteil: Er hat sogar einen Vorschlag desselben 
Mitglieds des Nationalrates, der Bund solle für ein e Koordination der kantonalen 
Anstrengungen zur Suizidprävention besorgt sein, zu rückgewiesen, und der Nati-
onalrat ist dem Bundesrat in diesem Sinne gefolgt. 

Zudem hat der Bundesrat immer noch nicht erkannt, d ass Suizid prävention und 
Suizidversuchs prävention zweierlei Dinge sind. Suizidprävention k ann teilweise 
erzielt werden, indem der Zugang zu Suizidmitteln e ingeschränkt wird, indem ge-
fährliche Stellen wie hohe Brücken etc. gegen Suizi dversuche gesichert werden. 

Die Prävention von Suizidversuchen jedoch erfordert  wesentlich mehr: Sie fordert 
eine bewusste Beseitigung des Tabus des Suizids, we lches durch eine klare Ak-
zeptanz des Suizids als letztes Mittel eines Mensch en ersetzt werden muss. 

Gleichzeitig aber muss auch dafür gesorgt werden, d ass Menschen mit Suizid-
ideen die Möglichkeit haben, ohne ihre Freiheit dur ch Einweisung in eine psychi-
atrische Anstalt durch fürsorgerischen Freiheitsent zug zu riskieren, mit anderen 
Menschen sich darüber frei beraten zu können.  

Eine solche freie Beratung zwischen einem Suizidgef ährdeten und einer Suizidhil-
feorganisation findet in unserem Lande in Einzelfäl len in zunehmendem Masse 
statt. Soweit dies D IGNITAS betrifft, kann dabei die Beobachtung gemacht werde n, 
dass dies eines der effizientesten Mittel ist, um e inen Suizidversuch zu vermeiden: 
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Indem im Gespräch nach Mitteln und Wegen gesucht wi rd, das den Suizidwunsch 
verursachende Problem als solches zu lösen, verlier t je nach Lösungsmöglichkeit 
auch der Suizidwunsch an Bedeutung. 

Demgegenüber verursacht die noch oft übliche Einwei sung Suizidgefährdeter in 
psychiatrische Anstalten in vielen Fällen mehr Scha den als Nutzen: Der Eingewie-
sene verliert nicht nur seine Freiheit, er verliert  auch seine Selbstachtung und die 
Achtung seiner Umwelt. Und mehr: Ihm wird auch die Verantwortung für sich 
selbst entzogen und auf die Ärzte und das Pflegeper sonal übertragen, verliert also 
auch die Selbstverantwortung. Wird er entlassen, ge ht es ihm innerlich meist noch 
viel schlechter als vorher. Genau deshalb ist das R isiko eines Suizidversuchs un-
mittelbar nach der Entlassung aus einer solchen Ans talt ausserordentlich hoch.  

Die Haltung, die in diesem Bericht zum Ausdruck kom mt, zeigt, dass das Bundes-
amt für Justiz bislang nicht begriffen hat, dass di e Gefährdung von Menschenle-
ben und Gesundheit in unserem Land in Bezug auf die  bis zu 67'000 Personen, die 
möglicherweise Jahr für Jahr einen Suizidversuch un ternehmen, das viel bedeu-
tendere Problem für unsere Gesellschaft darstellt a ls die Frage der organisierten 
Suizidhilfe.  

Man muss sich vergegenwärtigen, was die Zahl von 67 '000 Personen bedeutet: Sie 
entspricht grössenordnungsmässig der Bevölkerung de r Stadt Luzern oder jener 
der Stadt St. Gallen – und dies Jahr für Jahr!  

Betrachtet man dieses Faktum, welches der Bundesrat  selbst in seiner Antwort 
auf die Einfache Anfrage Andreas Gross (SP, Zürich)  am 9. Januar 2002 dargelegt 
hat, muss man sich schon fragen,  wes Geistes Kind der Autor dieses Berichtes 
ist, mit welchem die in diesen Fragen reichlich nai v wirkende Chefin des EJPD 
und der Bundesrat in die Irre geführt worden sind. 

 

Reduktion der Verfügbarkeit tödlicher Mittel  

Der Zusammenhang zwischen der Verfügbarkeit von tödlichen Mitteln und der ausgewählten 
Suizidmethode gilt weltweit als gesichert. Weitreichend wissenschaftlich aufgearbeitet ist die � 
____________________ 

 
103 Siehe P. Tschannen / M. Buchli, Verfassungs- und Gesetzesgrundlagen des Bundes im Bereich der 
Suizidprävention, Bern 2004. 
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erfolgreiche Reduktion von Giftstoffen in Kochgasgemischen, von Dosierungen der psycho-
aktiven Substanzen und von Schusswaffen.  

- Die Entgiftung des Kochgases hat dazu geführt, dass seit den 1970er-Jahren keine 
Kochgas-Intoxikationen in der schweizerischen Todesursachenstatistik mehr registriert 
werden.  

- Mit baulichen Massnahmen können Gebäude und Brücken wirksam vor Sprüngen aus 
der Höhe gesichert werden. Eine neuere Studie konnte nachweisen, dass die gesamte 
Zahl der Suizidraten in der entsprechenden Region gesenkt werden konnte104. Die Um-
setzung baulicher Massnahmen liegt in der Kompetenz der Kantone.  

- Eine Expertengruppe hat im November 2008 dem Chef des Departementes für Verteidi-
gung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) einen Bericht unterbreitet, in welchem ins-
besondere die Pflicht zur Abgabe der Ordonnanzwaffen der Dienstpflichtigen im Zeug-
haus geprüft wurde. Der Chef des VBS wird den Bundesrat über das Resultat informie-
ren und ihm allfällige Änderungsvorschläge unterbreiten.  

 

Krankheitsprävention und gesundheitsförderliche Mas snahmen  

Das BAG wird im Zusammenhang mit den laufenden nationalen Präventionsprogrammen ins-
besondere für Jugendliche einen Beitrag leisten. Massnahmen der öffentlichen Gesundheit zur 
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Verhütung und Früherkennung von psychischen Krankheiten und Suizid liegen in der Kompe-
tenz der Kantone. Im Dialog der nationalen Gesundheitspolitik zwischen Bund und den Kanto-
nen findet ein regelmässiger Austausch darüber statt. Jedoch fehlt ein eigentliches Fördergre-
mium auf nationaler Ebene, welches auf wirksame Weise die Krankheitsbelastungen von De-
pression und Suizidalität reduzieren könnte.  

Zur Früherkennung und Behandlungsoptimierung von Depression und Suizid führen immer 
mehr Kantone die erprobten Bündnisse gegen Depression ein. Dieses Programm richtet sich 
mit gezielten Fortbildungsaktivitäten an Hausärztinnen und Hausärzte und an weitere Be-
rufsangehörige, die mit Menschen in Notlagen zusammen arbeiten. Mit einer einheitlichen 
Kampagne wird die Öffentlichkeit über die Krankheit und ihre Folgen informiert. In der Pilot-
region Nürnberg (D) konnte nachgewiesen werden, dass die suizidalen Handlungen gegenüber 
der Kontrollregion ohne gezielte Interventionen um 25 % reduziert werden konnten105. Das BAG 
bietet den Kantonen Unterstützung für ein einheitliches Vorgehen zur Einführung dieses Pro-
gramms an. Weiter werden im Rahmen der bundesrätlichen Strategie „Migration und Gesund-
heit“ migrationsspezifische Informationen zur Krankheit erarbeitet. In Zusammenarbeit mit den 
Fachorganisationen aktualisiert das BAG die Schulungsmaterialien für Fortbildungen. Men-
schen in einer Krise benötigen Hilfe, Verständnis und Einfühlung von verschiedenen Fachper-
sonen, die psychisch Kranke in Notlagen befähigen, schwierige Lebenssituationen zu bewälti-
gen. Diese Unterstützung muss in den Gemeinden gesichert sein.  

Studien belegen zudem, dass die Art der Berichterstattung in den Medien Nachahmungssui-
zide auslösen können. Zur Vermeidung dieses so genannten „Werther-Effekts“ wurden 1994 
erste Richtlinien für Medienschaffende herausgegeben, die in der Schweiz teilweise befolgt 
werden. Diese Massnahmen liegen allerdings ausserhalb der staatlichen Zuständigkeit – es sei 
denn, man erhebe solche Richtlinien zu verbindlichen Gesetzen bzw. staatlichen Regelungen. 
____________________ 
 
104

 T. Reisch, U. Schuster, K. Michel. Suicide by jumping and accessibility of bridges: results from a na-
tional survey in Switzerland. Suicide Life Threat Behav. 2007 Dec; 37(6):681-7.  
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7.2. Förderung der Palliative Care  
Palliative Care umfasst medizinische Behandlungen, pflegerische Interventionen, psycholo-
gische, soziale und spirituelle Unterstützung von Menschen mit unheilbaren, lebensbedrohli-
chen oder chronisch fortschreitenden Krankheiten. Das Ziel der Palliative Care ist es, der Pati-
entin und dem Patienten eine bestmögliche Lebensqualität bis zum Tod zu garantieren.  
 

Lücken: Versorgung/Finanzierung, Informationsstand,  Bildung und Forschung  

Versorgung /Finanzierung: Die Versorgung ist je nach Kanton und Region unterschiedlich. In 
der Schweiz besteht beispielsweise kein flächendeckendes Angebot an mobilen Teams im am-
bulanten Bereich oder spitalinternen Konsiliardiensten. Die Koordination der Betreuung ist bei 
Palliative Care-Patientinnen und -patienten in der Schweiz häufig ungenügend. Offene Fragen 
bestehen bezüglich der Finanzierung von Palliative Care-Leistungen.  

Informationsstand: In Deutschland wissen 95 % der Bevölkerung nicht, was Palliative Care 
ist106. Für die Schweiz sind ähnliche Ergebnisse zu erwarten.  

Aus-, Weiter- und Fortbildung: Das Bildungsangebot in der Palliative Care ist in den letzten Jah-
ren aufgrund von regionalen Initiativen entstanden. In einzelnen Regionen gibt es ein gut aus-
gebautes Angebot. Das Gesamtangebot in der Bildung ist schweizweit jedoch unkoordiniert und 
heterogen.  

Forschung: Die Palliative Care-Forschung wurde durch den Bund bislang nicht systematisch 
gefördert. Im freien Wettbewerb um Forschungsgelder kann sich die Palliative Care nur schwer 
behaupten.  
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Allgemein wird die Palliative Care in den nächsten Jahren in der Schweiz an Bedeutung ge-
winnen. Gründe dafür liegen unter anderem in der Zunahme von chronischen Krankheiten und 
der demografische Entwicklung.  

Gesetzgebung  

Der Bund verfügt im Rahmen seiner verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Möglichkeiten 
Kompetenzen im Bereich der obligatorischen Kranken- und Pflegeversicherung, der Aus-, Wei-
ter- und Fortbildung, der Forschung und teilweise bei der Information. Die Kantone sind im 
Rahmen ihrer Versorgungsplanung für ein ausreichendes Angebot an Palliative Care auf ihrem 
Kantonsgebiet zuständig.  

 

Massnahmen zur Förderung der Palliative Care: Natio nales Projekt Palliative Care  

Im Sommer 2008 erklärte Bundesrat Pascal Couchepin die Förderung von Palliative Care zu 
einer seiner Prioritäten. Auf seinen Antrag hin haben Bund und Kantone an der Sitzung des 
Dialogs «Nationale Gesundheitspolitik Schweiz» vom 23. Oktober 2008 ein Nationales För-
dergremium Palliative Care eingesetzt und damit das Nationale Projekt Palliative Care initiiert. 
Das Ziel des Fördergremiums im Rahmen des Projekts ist, Palliative Care besser ins schweize-
rische Gesundheitswesen zu verankern. Das Fördergremium setzt sich aus Expertinnen und 
Experten von Bund, Kantonen und Fachgesellschaften zusammen. Zurzeit erarbeiten rund 80 
Personen Vorschläge zu Fördermassnahmen im Bereich der Finanzierung/Versorgung, Infor-
mation, Aus-, Weiter- und Fortbildung und Forschung. Die Resultate werden zusammen mit 
dem Umsetzungsplan im August 2009 vorliegen. Voraussichtlich entscheidet der Dialog (Bund 
und Kantone) im Oktober 2009 über die Umsetzung dieser Massnahmen. Die Finanzierung die-
ser Massnahmen ist zurzeit nicht gesichert. Des Weiteren wurde ein Vorschlag für ein Nationa-
les Forschungsprogramm zum „Lebensende im Kontext � 

Kommentar:  Palliative Versorgung ist eine durchaus wichtige u nd wünschenswer-
te Massnahme in einem modernen Gesundheitswesen. Al lerdings wäre es falsch, 
zwischen palliativer Versorgung und assistiertem Su izid einen Gegensatz kon-
struieren zu wollen. Beide ergänzen sich viel eher,  als dass sie sich konkurrenzie-
ren. 

In der Praxis von D IGNITAS kommt es sehr häufig vor, dass Ratsuchenden empfoh -
len wird, palliative Hilfe zu suchen und so den Sui zidwunsch zurückzustellen und 
möglicherweise vollständig aufgeben zu können.  

Anderseits gibt es Situationen im Leben kranker Men schen, in welchen palliative 
Hilfe undenkbar ist: Will jemand, der an multipler Sklerose leidet, auf keinen Fall 
weiterleben, sobald er gezwungen ist, seine Selbstä ndigkeit aufzugeben und sich 
für sämtliche künftigen Lebensaspekte in die Hände Dritter zu begeben, nützt ihm 
palliative  Pflege  gar  nichts. Sie ist genau das,  was er nicht will, und eben deswe-
gen zieht er die Beendigung seines eigenen Lebens d em Gelebtwerden in einer 
Institution, beispielsweise einem Pflegeheim, bei w eitem vor.  

Eine solche Entscheidung muss selbstverständlich re spektiert werden.  

 
106 Vgl. die Antworten auf eine Erhebung der Deutschen Hospiz Stiftung von 2003, «Was denken die 
Deutschen über Palliative Care?», einsehbar unter: www.hospize.de/docs/stellungnahmen/14.pdf.   
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der Palliative Care“ eingereicht. Dieser wird zurzeit geprüft und der Bundesrat entscheidet dar-
über Ende 2009/Anfang 2010.  
 

8. Fazit  
Keine der oben erwähnten Varianten bietet nur Vorteile. Allerdings ist sogleich festzustellen, 
dass die Variante «Spezialgesetz» sich am wenigsten eignet, um das angestrebte Ziel zu errei-
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chen, und die meisten Nachteile zur Folge hat. Deswegen ist auf diese Variante zu verzichten. 
Damit bleiben zwei hinsichtlich der erwarteten praktischen Auswirkungen und der Machbarkeit 
gleichwertige Lösungen übrig. Variante 2 (Verbot der Suizidhilfeorganisationen) hätte die wei-
testgehenden praktischen Auswirkungen und liesse sich relativ umsetzen, während Variante 1 
(Verankerung der Sorgfaltspflichten der Suizidorganisationen in Art. 115 StGB) heute politisch 
am ehesten vertretbar ist und auch gleichzeitig ermöglicht, die Anzahl Suizidhilfefälle in der 
Schweiz sowie die Missbräuche zu verringern.  

Kommentar:  Der Autor des Berichts dürfte sich mit grösster Wa hrscheinlichkeit in 
der Beurteilung der politischen Umsetzbarkeit seine r Vorschläge täuschen. Es ist 
undenkbar, dass eine derartige Legiferierung, wie a uch immer sie ausfallen mag, 
ohne Referendum und damit ohne eidgenössische Volks abstimmung in Kraft tre-
ten könnte.  

In einer Volksabstimmung wären Regelungen, die fakt isch zur Beseitigung der 
Möglichkeit führen, eine von erfahrenden Personen d urchgeführte Hilfe zum Sui-
zid führen in Anspruch nehmen zu können, zum Scheit ern verurteilt.  

Wiederum ist bezüglich der Wortwahl zu bemängeln, d ass Missbräuche hier be-
hauptet werden, ohne solche zu benennen, geschweige  denn zu belegen.  

Unabhängig davon, ob der Bundesgesetzgeber eine der gesetzgeberischen Varianten bzw. 
welche derselben er wählt, sollte der Bund im Rahmen seiner Möglichkeiten Suizidprävention 
betreiben (s. oben Ziff. 7.1.) sowie im Bereich der Palliative Care von kranken und alten Men-
schen das Angebot, die Ausbildung, die Forschung und die Information verbessern (s. oben Ziff. 
7.2). 
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